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Drei prominente Menschenrechtler, die algensehe 
Journallstin Djamila Seddlld, der russische 

Duma-Abgeordnete Sergej A. Kowaljow und der 
chinesische Dissident Wei Jingsheng, berichteten 
anläßlich des· SO. Jahrestages der UN-Menschen­
rechtserldärung über Menschenrechtsverletzungen. 
Dennoch besteht Grund zu Optimismus. Kowaljow 
und Christian Schwarz-Schßling übereinstimmend: 

Im Auftrag der Menschenrechte 

"Das 21. Jahrhundert wird das Jahrhundert der 
Menschenrechte." 

Siehe Seite 3 
Djamila Seddiki Sergsj A.Kowaljow Wel Jingsheng 

Freiheit und innere Sicherheit 

Bundesinnenminister Otto Schlly (SPD) 

Wie der demokratisch verfaßte 
Rechtsstaat angesichts der Bedro­
hungen ,,moderner" Dimensionen 
von Kriminalität seine Freiheiten 
und Werte schützen und bewahren 
kann, war eine der zentralen Streit­
fragen einer Fachtagung gleich zu 
Anfang des Jahres. Bundesinnenmi­
nister Otto Schily (SPD} sowie sei­
ne Länderkollegen Günther Beck­
stein (CSU) aus Bayern und Heiner 
Bartling (SPD} aus Niedersachsen 

Föderalismus: 

Reformbedürftiges Erfolgsmodell 
Der bundesdeutsche Föderalismus -
jahrzehntelang als Erfolgsmodell und 
Exportartikel gerühmt - ist nach An­
sicht seiner Kritiker in die Krise ge­
raten. Die Mängel des gegenwärtig 
gültigen Länderfinanzausgleichs 
werden von allen Parteien gesehen. 
Beim aktuellen Streit zwischen den 
Ministerpräsidenten geht es aber 
nicht nur um dieVerteilungvon Steu­
ergeldern, sondern auch um die Fra-

ge der Kompetenzen. Gibt es in Zu­
kunft wieder mehr staatlich-gestalte­
rische Eigenständigkeit für die Län­
der oder bleibt es beim heutigen "Be­
teiligungsföderalismus"? Wissen­
schaftler, Politiker und Journalisten 
suchten nach Antworten auf die bren­
nenden Zukunftsfragen der bundes­
deutschen Ordnung. 

Siehe Seite 18 

waren die prominentesten Redner. 
Unterschiedliche Akzente im Um­
gang mit "globalisierten" Formen 
organisierter Kriminalität setzten der 
Publizist Dagobert Lindlau einerseits 
und Heribert Prantl von der Süddeut­
schen Zeitung andererseits. 
Ein ausführlicher Tagungsbericht 
folgt. Lesen Sie schonheute die Pres­
seschau. 

Siehe Seite 41/42 
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Menschenrechte: 

Mehr als hehre Worte? 
Internationale Expertenkonferenz aus Anlaß des 50. Jahrestages 

der UN~Menschenrechtserklärung 

Eines der wichtigsten Jubiläen 
des letzten Jahres: der 50. Jah­
restag der Allgemeinen Erklä· 
rung der Menschenrechte der 
Vereinten Nationen war Anlaß 
der Akademietagung Im Dezem· 
ber 1998. Drei der proftllerte· 
sten Menschenrechtler, Djami­
la Seddfki aus Algerien, Sergej 
Adamowitscb Kowaljow aus 
Rußland und Wei Jingsheng aus 
China, kamen nach Tutzlng. Sie 
berichteten von ihren Erfahrun­
gen mit Systemen, in denen 
Menschenrechte wenig gelten, 
und diskutierten mit den deut­
schen Experten Prof. Dr. Rainer 
Biiren, Prof. Dr. Martin Fincke 
und Dr. Marie-Luise Näth. Thre 
Vorträge dokumentieren wir 
hier ln Anszügen. 

Mit dar Entwicklung der Menschenrechtserklärung 
beschäftigte sich Prof. Dr. Peter Opltz. 

Auslöser der 
Erklärung sei­
en nicht nur 

die Schrecken des Dritten Reiches ge­
wesen, sondern auch die rassische Dis­
kriminierung sowie die koloniale Un­
terdrückung. Der beginnende Ost­
West-Konflikt verzögerte die Arbeit 
an der Erklärung um drei Jahre, aber 
schließlich konnten sich die Groß­
mächte auf einen Vorschlag einigen, 
der den Menschenrechtsschutz ge­
währleisten und gleichzeitig die staat-

Prof. Dr. Hans Maler sprach Ober die Span­
nung zwischen dem universellen Anspruch 
und der kulturellen Differenzierung der Men­
schenrechte. 

Nach der 
V erabschie­
dung der 

Menschenrechtserklärung habe sich 
ein Propagandakrieg um die Ausle­
gung der Menschenrechte entwickelt 
Die kommunistischen Staaten neigten 
dazu, die freiheitlichen Grundrechte 
zugunsten kollektiver Rechte zu rela­
tivieren. Zugleich beanspruchten die­
se Staaten zum ersten Mal in der Ge­
schichte, die sozialen Voraussetzun­
gen ft1r die Freiheit aller realisiert zu 
haben. Gerade das Fehlen der Grund­
rechte des Individuums habe sich in 
den folgenden Jahrzehnten als unheil­
barer Mangel kommunistischer Ge­
sellschaften erwiesen. In den sechzi­
ger Jahren hatten sich rings um die 
Menschenrechte neue Fronten gebil­
det: Fronten zwischen Armen und 
Reichen, Besitzenden und Habenicht­
sen, dem Norden und dem Süden, 
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Fronten zwischen Weltteilen, Weltre­
ligionen und W eltkulturen. Fllr die 
Länder der nichtwestlichen Welt gal~ 
ten die Freiheitsrechte des Individu­
ums nicht als vorstaatlich, sondern als 
Ergebnisse erst noch zu erreichender 
politischer, kultureller und sozialer 
Standards. Völker, Nationen und Kul­
turen rückten als Träger von Men­
schenrechten ins Blickfeld. In Zukunft 
müsse der Westen von der Vorstellung 
seiner kulturellen Überlegenheit und 
jedem Universalismus Abstand neh­
men. Die außerwestlichen Kulturen 
sollten lernen, daß die Menschenrechte 
eine Vielzahl kultureller Elemente 
aufnehmen könnten, und man deshalb 
keine eigenen ,,kulturellen Menschen­
rechte" brauche. "Universalität der 
Menschenrechte muß nicht aufPlanie­
rung und Uniformität hinauslaufen, sie 
kann auch Farbigkeit und Vielfalt be­
deuten. 

liehe Souveränität nicht antasten soll­
te. Daraus resultierte die Unverbind­
lichkeit, die später einen Hauptkritik­
punkt an der Erklärung bildete. Auch 
heute hapere es noch an der Durchset­
zung, obwohl sich die Situation bes­
sere. Letzter Schritt bei der Kodifika­
tion des Menschenrechtsschutzes sei 
1998 die Schaffung des Internationa­
len Strafgerichtshofes gewesen. 

Dr. Chrletlan Schwarz-SchiUing, 
ehemaliger Bundesminister und 
jetziger Vermittler in Bosnien-Her· 
zegowina, berichtete von der kon­
kreten Gefährdung von Men­
schenrechten dort. 

Er zeigte sich tief enttäuscht über die 
lange Untätigkeit der NATO in Bos­
nien. Seiner Meinung nach müßte sie 
nicht warten, bis auch Rußland und 
China ihre Zustimmung im Sicher­
heitsrat gäben. Trotz aller praktischen 
Defizite prognostizierte er - wie die 
meisten der Menschenrechtsaktivi­
sten- im 21. Jahrhundert die Ägide 
der Menschenrechte. 
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Visionen von Freiheit nicht aufgeben 

E einer Podiumsdiskussion unter 
er Leitung von Reymer Klüver 
on der Süddeutschen Zeitung 

zeigten Experten ihre Sicht des Men­
schenrechtsschutzes auf. 

Dr. Michael Schaefer von der Deut­
schen Vertretung bei den Vereinten 
Nationen in Genf konstatierte eine 
weitgehend abgeschlossene Entwick­
lung bei den klassischen Schutzrech-

Verbrechen wie Angriffskrieg, VBl­
kermord und Verbrechen gegen die 
Menschlichkeit behandelt. 

Claudia Roth, Vorsitzende des Aus­
schusses für Menschenrechte des 
Deutschen Bundestages, mahnte, die 
Vision der Menschenrechte, die Visi­
on von Freiheit, Gerechtigkeit und 
Partizipation, nicht auüugeben. Sie 
sprach sich dafür aus, Menschen-

gen können. Er beflirwortete die volle 
Gültigkeit der europäischen Men­
schenrechtsstandards auch in östli­
chen Ländern; Rußland und Albanien 
z. B. seien davon aber noch weit ent­
fernt. 

Generalmajor Werner Widder, der als 
Stabschef der SPOR 1997 in Bosnien 
war, strich die wichtige Rolle der Sol­
daten in der Region heraus. Thre Auf-

v.l.: Dr. Michael Schaefer, Leiter der politischen Abteilung der Deutschen Vertretung bei den Vereinten 
Nationen in Genf; Prof. Dr. Bruno Simma, Leiter des Instituts für Völkerrecht an der Universität München; 
Claudia Roth MdB, Vorsitzende des Ausschusses Menschenrechte des Deutschen Bundestags; Reymer 
Klüver, Süddeutsche Zeitung; Prof. Dr. Rudolf Bernhardt, Präsident des bisherigen Europäischen 
Menschenrechtsgerichtshofes; Generalmajor Wemer Widder, Stabschef bei SFOR in Bosnien 1997. 

ten. Er sprach sich dafür aus, nun zu 
einem umfassenden Ansatz, der auch 
eine verbesserte Justiziabilität wirt­
schaftlicher und sozialer Rechte ein­
schließt, zu kommen. Zudem forderte 
er eine Verbesserung der Effizienz. der 
L"berwachungsinstrumente und der 
Abstimmung der UN-Organisationen. 

Der Münchner Völkerrechtler Prof. 
Dr. Bruno Simma erläuterte die neue 
Institution des Internationalen Strafge­
richtshofs, dessen Statut 1998 in Rom 
angenommen wurde, der seine Arbeit 
aber wegen der langwierigen Ratifi­
kation wahrscheinlich erst in zehn Jah­
ren aufnehmen wird. Die wichtigste 
Funktion des Gerichts sei die Ab­
schreckungswirkung. Vor ihm würden 
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rechtspoliti.k nicht nur als Außenpoli­
tik zu betreiben. Auch das eigene Land 
müsse sich prüfen. z. B. im Hinblick 
auf die Einhaltung der Genfer Kon­
vention. Es solle eine Kultur der Men­
schenrechte geschaffen und die Ero­
sion der Grundrechte in Deutschland 
gestoppt werden. 

Prof. Dr. Rudolf Bemhardt, Präsident 
des bisherigen Europlüschen Gerichts­
hofes, wies darauf bin, daß sich zwar 
die Organisation des Gerichts geändert 
habe, nicht aber seine Zuständigkeit. 
Es kümmere sich weiterhin um die 
Verletzungen der Europäischen Men­
schenrechtskonvention, die rund 750 
Millionen BUrger nach Ausschöpfung 
des nationalen Rechtsweges vorbrin-

Fotos: Stern/Schwatlo 

gabesei nicht nur einen Krieg zu ver­
hindern, sondern auch den zivilen 
Wiederaufbau zu unterstützen. Das 
Engagement der NATO erzeuge Ver­
trauen. Vertrauen bei den Bürgern, daß 
es sich lohnt, wieder anzufangen und 
die Demokratie zu wagen; Vertrauen 
außerhalb Bosniens, daß es sich lohnt 
zu helfen. • 

Horst Denzer I JUrgen Stem 

Akademie-Report 1/1999 



DJamila Seddlkl: 
Frauen gegen islamischen 

jeder Landwirt, der seinen Acker be­
arbeitet, hat Angst. Mit der Religion 
Islam hat diese Ideologie nichts zu tun, 
die Menschen umbringt, um an die 
Macht zu kommen. Die Zahlen sind 
erschütternd: 2000 Waisen, mehr als 
4000 vergewaltigte Frauen. Viele die­
ser Frauen sind wegen der Schande 
von ihren Familien verstoßen worden; 
es wird diskutiert, ob man bei den so 
schwanger Oewordenen eine Abtrei­
bung erlauben sollte. 

Fundamentalismus 

Nach dem Befreiungskrieg hat Alge­
rien eine Epoche der sozialistischen 
Entwicklung (1962 - 1988) durchge­
macht. Damals hat es keine extremen 
Angriffe auf die Menschenrechte ge­
geben. Man hatte andere Sorgen, 
z. B. die Alphabetisierung, die Demo­
kratisierung des Bildungssystems. 
Man lebte im nachkolonialen Kon­
sens. 
1988 kam der Bruch. Es gab die er­
sten Aufstände und Demonstrationen, 
die Revolte der jungen Leute gegen 
die Korruption und soziale Ungerech­
tigkeit. Es war eine Mobilisierung der 
zivilen Gesellschaft gegen das Re­
gime. Die islamistische Bewegung 
begann, die Islamische Heilsfront 
hatte die ersten, pluralistischen Kom­
munalwahlen gewonnen. Die Ziel­
scheibe dieser Partei waren die Frau­
en. 1989 haben die Islamisten z. B. 
eine alleinerziehende Mutter ange­
griffen. Sie hat fliehen können, aber 
das Kind ist im Feuer umgekommen. 
Bei den Parlamentswahlen 1992 ha­
ben die Islamisten die Mehrheit be­
kommen. Vor dem 2. Wahlgang ha­
ben sie öffentlich verkündet: Wenn 
sie einmal an der Macht wären, gäbe 
es keine Demokratie mehr. Als der 
Wahlprozeß unterbrochen wurde, ha­
ben die Islamisten angefangen zu 
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morden, um ihre Vorstellungen durch­
zusetzen. Zuerst waren Militärs, Poli­
zisten und Journalisten die Ziele. Bei 
den großen Massakern, vor allem im 
letzten Jahr, wurden Dorlbewohner zu 
Hunderten umgebracht, weil sie die Is-

Auch der Staat begeht Menschen­
rechtsverletzungen. In den Polizei­
dienststellen und den Gefängnissen 
wird gefoltert, werden Informationen 

v.l.: Dr. Horst Denzer, Prof. Dr. Reiner Büren, Bsmberg/ München, 
Djamils Seddiki, Sergej Adamowitsch Kowaljow, Ulrike Renner, 
Vorsitzende des Landesverbandes Bayern der Deutschen Gesellschaft 
für die Vereinten Nationen, Prof. Dr. Heinrich Oberreuter 

lamisten nicht mehr unterstützten. 
Heute ist in Algerien die größte Sorge 
das Recht aufLeben. Jeder, der auf die 
Straße geht, jedes Kind, das zur Schu­
le geht, jede Frau, die zur Arbeit geht, 

erpreßt. In Algerien gibt es noch kei­
ne Kultur der Menschenrechte. Es gibt 
zwei Menschenrechtsorganisationen, 
eine 1997 vom Staat gegründete und 
eine unabhängige Vereinigung, die 
seit den achtziger Jahren geJteim ge­
arbeitet hat, 1988 aber offiziell aner­
kannt wurde. Die Menschenrechtsfra­
ge findet nach und nach Eingang in 
die politische Kultur Algeriens. Man 
setzt nun das Regime unter Rechen­
schaftsdruck. 

(Siehe auch Pressestimmen Seite 38/39) 

Zu Gast in Tutzing: 
Akademiedirektor Heinrich 
Oberreuter begrüßt Wei Jingsheng 
auf dem Münchner Flughafen 
Foto: Lutzke 
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SergeJ Kowaljow: 
Menschenrechte: Sargnagel der Sowjetunion - Dorn Rußlands 

Ich war ein energischer Gegner des 
Krieges in Tschetschenien. Die Staats­
duma hat mich als Menschenrechtsbe­
vollmächtigter der Russischen Föde­
ration abgewlihlt. Wegen des Tschet­
schenienkrieges gibt es die Forderung 
nach einem Impeachment gegen Prä­
sident Ielzin. Es gibt also zwei Men­
schen, die wegen des Tscbetschenien­
krieges bestraft worden sind. Der eine 
ist Kowaljow, der andere ist Ielzin. 
Nur Kowaljow war gegen den Tschet­
schenienkrieg, Ielzin war fll.r ihn. 

Ich bin überzeugt, daß das 21. Jahr­
hundert im Zeichen der Persönlich­
keitsrechte stehen wird. Es mußte zu­
den blutigen Ereignissen des 2. Welt­
kriegs, zum Holocaust kommen, um 
den Menschen klar zu machen, daß es 
in der Welt nur eine einzige Sicher­
heitsgarantie gibt: die Persönlichkeits­
rechte. Eine neue Weltordnung wird 
auf diesem Paradigma aufgebaut wer­
den: Die nebulösen Wünsche der li­
beralen Demokratie müssen in die 
strenge Sprache des Rechts übersetzt 
werden. Der zentrale Punkt einer 
Rechtsordnung sind die Persönlich­
keitsrechte, denn die Person ist ja 
schließlich die kleinste Minderheit. 
Wenn die Person genug Freiheit hat 
und keine Möglichkeit, die Freiheit 
anderer einzuschränken, dann ist al­
les in Ordnung, dann werden auch die 
Kollektivrechte eingehalten werden. 
Es gibt keine friedliche Entwicklung, 
wenn es keine Spielregeln gibt, die für 
alle befriedigend sind. 

Ich möchte nun von 4er Sowjetunion 
sprechen und wie es dazu kam, was 
im Westen Demok:ratisierung genannt 
wird. Die erste Etappe des Kommu­
nismus in der Sowjetunion war ein 
satanischer Glaube: Die Gewalt ist 
nach Marx und Engels die Lokomoti­
ve der Geschichte. Die Ziele rechtfer­
tigen die Mittel. Dem Fortschritt der 
Menschheit sind alle Mittel recht Die 
Träger des gesunden Menschenver­
standes wurden physisch vernichtet, 
ebenso die Abweichler. Späterwurden 
auch die potentiellen Abweichler um­
gebracht. Dann ist die Ideologie ent­
artet und hat sich selbst vernichtet. An 
die Stelle von Fanatikern sind Matio­
si getreten. Nach dem Tod Stalins und 
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den Enthüllungen Chruschtschows 
ging die Geschichte sehr schnell wei­
ter. Chruschtschow hat etfolglos ver­
sucht, die kommunistische Ideologie 
wiederzubeleben. Alles war dem Staat 
unterstellt: die Beziehung in der Fa­
milie; es wurde vorgeschrieben, wo 
ich zu arbeiten habe, was anzuschau­
en, was ich zu lesen habe, wie ich zu 
denken und was ich zu sagen habe. 

Sergej Kowaljow 

Man hat mir nur nicht vorgeschrieben, 
wen ich heiraten sollte. Auch das 
stimmt nicht genau. Man hat mir ge­
sagt, was nicht wünschenswert wäre, 
z. B. eine Jüdin zu heiraten. Trotz die­
ser allumfassenden Kontrolle blieben 
Leerstellen, die nicht okkupiert waren. 
Zum Beispiel: ich schreibe ein Gedicht 
und dieses Gedicht untersteht natür­
lich der Zensur, wenn ich es veröffent­
lichen will. Und wenn ich es einfach 
nur meinen Bekannten zum Lesen 
gebe? Natürlich wußten alle, daß es 
nicht wünschenswert war, aber es war 
auch nicht direkt verboten und es ist 
ja auch schwer zu kontrollieren. 

Wir waren durch den Eisernen Vor­
hang isoliert und fingen an, fll.r uns die 
Konzeption der Persönlichkeitsrechte 
zu erfinden. Wir haben natürlich ge­
hört, daß die Erklärung der Menschen­
rechte existiert, aber wir haben sie 
nicht gelesen. Wir haben gelernt, un­
sere Vetfassung zu lesen, z.B. Art. 
125. Dort waren zivile und politische 
Freiheiten aufgeftthrt, z.B. daß im In­
teresse der Werktätigen die BUrger der 
Sowjetunion die Freiheit des Wortes 
und der Meinung, Gewissensfreiheit 

und Versammlungsfreiheit haben. Als 
ich im Lager und im Gefängnis war, 
kam der Staatsanwalt und sagte: Ich 
schaue mir solche Erklärungen, die 
sich auf die Verfassung beziehen, 
nicht mehr an. Die Vetfassung ist nicht 
fll.r euch geschrieben, sondern damit 
die amerikanischen Neger verstehen, 
wie toll man in der Sowjetunion lebt. 

Wirtschaftsreformen 
ohne Demokratisierung 

Die Sowjetunion hat das Wettrfisten 
und den Kalten Krieg verloren. Gor­
batschow und einige Leute um ihn 
herum waren nicht dumm und haben 
gesehen, daß das Land am Rand der 
ökonomischen Katastrophe war. Man 
konnte nur eins machen: sich mit dem 
Westen aussöhnen. So fing die Pere­
stroika an. Wie weit ist nun die Ge­
schichte der Demokratisierung in der 
ehemaligen Sowjetunion gediehen? 
Nicht sehr weit. Das Land ist nach wie 
vor nicht von Demokraten beherrscht, 
sondern von der Nomenklatura. Den­
noch ist das Land anders als die 
Sowjetunion: Es gibt nun die Freiheit 
des Wortes. Sie ist eine besondere 
Freiheit, sie ist die Garantie anderer 
Freiheiten. Jetzt macht das Land eine 
sehr schwierige Periode durch. Die 
wirtschaftliche Lage ist äußerst 
schlecht, aber entscheidend sind 
nicht die wirtschaftlichen Schwierig­
keiten. Das Problem ist der V ersuch, 
die frühere Ordnung wiederherzustel­
len. Man hat sich einfach in die wirt­
schaftlichen Reformen gestürzt, ohne 
das politische System zu refonnieren. 
So ist dieses System auch nicht ernst­
haft demokratisch geworden. 

Im Westen ist es um die Sache natür­
lich auch schlecht bestellt. Der Westen 
versteht nicht, wie gefährlich und wie 
global das russische Problem ist. Der 
Westen verrät ständig seine eigenen 
fundamentalen Werte der Meinungs­
freiheit, des Schutzes der Menschen­
rechte überall auf der Welt. Der We­
sten hat aus dem Recht, wie Marx sag­
te, einen Diener der Politik gemacht. 
Das westliche Recht dient der westli­
chen Politik sehr gerne. 
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Wel Jlngsheng: 
Der Westen darf China nicht Im Stich lassen 

In aller Welt reden die Leute über 
Menschenrechte, aber ob sie etwas ft1r 
sie tun, bezweifle ich. Es gibt überall 
Kriege. Es gibt Gewalt. Ich frage, 
warum man das nicht vorher hat ver­
hindem können. Die bittere Erfahrung 
des 2. Weltkrieges hat uns gelehrt, wie 
wichtig Menschenrechte sind. Heute 
haben wir immer noch keinen Frie­
den, und es gibt auch viele potentiel­
le Gefahren, daß dieser Frieden zer­
stört wird. Wir müssen darauf achten, 
daß das Rechtjedes Menschen auf der 
Welt geachtet wird. Nach dem 2. 
Weltkrieg haben wir gesehen, es gibt 
kaum Krieg zwischen demokrati­
schen Ländern. Aber zwischen Län­
dern, wo die Diktatur herrscht, gibt 
es immer Krieg und Gewalt Vor 50 
Jahren betrieben die europäischen 
Länder eine Beschwichtigungspolitik 
gegenüber Hitler, und es führte zu 
einer Katastrophe. Heute machen die 
europäischen Länder den gleichen 
Fehler, was China betrifft. 

Dekoration 
statt Demokratie 
Ich erzähle nur als normaler Chinese, 
was ich meine und was ich erlebt 
habe. Die chinesische Regierung be­
hauptet immer, es gebe acht demokra­
tische Parteien in China, aber das sind 
keine demokratischen Parteien, das ist 
nur Dekoration. Wenn die Partei im­
mer nur Befehlsempfänger ist, dann 
ist sie keine selbständige Partei. Chi­
na ist eine Einparteienherrscbaft. Die 
anderen Parteien zählen nicht. Als ich 
1993 ft1r kurze Zeit in Freiheit lebte, 
haben mir viele Freunde gesagt: "Wir 
müssen eine oppositionelle Partei 
grtlnden. Daß die Demokratiebewe­
gung 1989 gescheitert ist, lag daran, 
daß wir nicht organisiert waren." Wir 
müssen unsere Kräfte bUndeln. Wenn 
die Zeit reif ist, dann werden wir eine 
Partei gründen. 
Mit Wandel duicll Handel bin ich ab­
solut nicht einverstanden. In Saudi­
Arabien und Kuwait sind die Men­
schen durchschnittlich reicher als in 
Amerika. Ich weiß aber nicht, ob dort 
die Menschenrechte besser geachtet 
werden. Im Westen ist zuerst die De-
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mokratie entstanden und dann gab es 
den wirtschaftlichen Wohlstand Die 
USA sind ein typisches Beispiel: Sie 
sind 200 Jahre alt, aber erst seit einem 
halben Jahrhundert entsteht ein Mit­
telstand. Die wohlhabende Schicht in 
China ist durch die Ausbeutung an­
derer und die Aneignung von Staats­
eigentum zu ihrem Reichtum gekom­
men. Das Geld bleibt aber nicht im 
Land. 
Menschenrechte verbindlich zu ma­
chen, bedeutet nicht grenzenlose In­
dividualisierung. Man hat sein Recht, 
aber man muß auch das Recht des an­
deren akzeptieren. Um das durchzu­
setzen, hätte man früher Krieg gefUhrt. 
Aber heute gibt es andere Mittel und 
Methoden; denken Sie an die frühere 
Sowjetunion und die osteuropäischen 
Länder, die haben die Verlinderung im 
großen und ganzen ohne Blutvergie­
ßen herbeigeführt. Taiwan ist auch 
ohne Gewaltanwendung zu einem 
einigermaßen demokratischen System 

gewaltbereiter ist die Regierung. Ich 
sage es noch einmal: Es ist sehr wich­
tig, daß die westlichen Länder Druck 
ausüben auf China. Im Jahr 1997 gab 
es über 3000 gewaltsame Proteste und 
Aufstände, und das wird immer ge­
waltsam niedergeschlagen. Doch ir­
gendwann kann die Regierung die 
Unzufriedenheit nicht mehr mit Trup- · 
pen unterdrUcken und was passiert 
dann? Vielleicht sagen dann die west­
lichen Politiker: Ja, da können wir 
auch nichts machen. Natürlich ist 
aber das Volk der Leidtragende. 
Tiananmen war für das chinesische 
Volk ein ganz großes, seelisch bela­
stendes Ereignis. Damals waren nicht 
nur die Studenten und die Arbeiter, 
nicht nur die normalen Bürger, son­
dern auch Bauern auf die Straße ge­
gangen und brachten ihre Unzufrie­
denheit zum Ausdruck. Zu der Zeit 
hatten die Menschen eine Hoffnung 
und haben die besten Seiten ihres Cha­
rakters gezeigt. Die Regierung be-

v.l.: Tlenchi Martin-Liao, Dolmetscherin, Wei Jingsheng, Dr. Marie­
Lu/se Näth, Universität Saarbrücken. 

gelangt. Unsere Welt ist heute viel 
nilher zusammengerückt. Wenn wir 
die Kraftdes chinesischen Volkes mit 
dem Druck von außen verbinden, kön­
nen wir eine Verlinderung herbeiftlh­
ren. Aber in der internationalen Poli­
tik will kein Land Verantwortung 
übernehmen. Die Völker finden keine 
Unterstützung. Sie müssen auf die 
Straße gehen und werden gewaltsam 
niedergeschlagen. Wenn das chinesi­
sche Volk ohne Hilfe, ohne Druck der 
westlichenUnder auf das chinesische 
Regime bleibt, kann man einen fried­
lichen Wandel nicht garantieren. Je 
aussichtsloser die Situation ist, desto 

hauptet immer, es sei ein Chaos ge­
wesen, aber es war nur ein Streik. 
Selbst die Diebe haben gestreikt und 
klauten nicht in der Zeit. Viele Händ­
ler haben Lebensmittel umsonst gelie­
fert. Diese schöne SeitederMenschen 
wurde durch Gewalt und Panzer nie­
dergeschlagen. Die meisten Leute sind· 
jetzt zur Oberzeugung gekommen: 
"Wenn wir keine gewählte Regierung 
bekolnmen, haben wir keine Zukunft." 
NatUrlieh sind auch viele enttäuscht, 
weil sie gemerkt haben, daß sie ange­
sichts der nackten Gewalt verloren 
sind. Das chinesische Volk fühlt sich 
vom Westen verlassen und verkauft. 
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Renteng,alitik: . 
Gerecht - finanzierbar- beschäftigungswirksam 

Zielkonfliktebel der Sicherung des Generationenvertrages 

Nur knapp vier Monate nach der erfolgreichen Expertentagung 
zum Thema Altensicherung der Frau vom Juli 1998 (vgl. Report 
4198) konnte das Thema Rentenpolitik - Generationenvertrag auf 
einer zweiten Fachkonferenz weiterverfolgt werden. Der interna­
tionale Vergleich, der im Juli durch die Referate über die Schweiz, 
Schweden und Frankreich breiten Raum eingenommen hatte, spiel· 
te diesmallaut Tagungsprogramm keine Rolle, Jn Wirklichkeit aber 
eine sehr große. Im Zeitalter der Globalisierung und Krisenerschei­
nungen beim "Modell Deutschland" wird der Blick über die Gren­
zen Inzwischen immer selbstverständlicher, und so war es nicht 
verwunderHch, daß auch bei den Themen Beltragssätze, Kapital­
deckung versus Umlage, Ausweitung der Versicherungspflicht, Re­
gelungen der Nachbarstaaten Beachtung fanden. Wie wird sich die 
bevorstehende Alterung der Bevölkerung auf die Beitragssätze zur 
gesetzlichen Rentenversicherung auswirken, bleibt die Beitragslast 
in den besonders kritischen Jahren 2030 bis 2040 tragbar? 

Die von Dr. Hans J.Barth vorgestellte 
Studie des Prognos-Instituts (im Auf­
trag des Verbandes der Deutschen 
Rentenversicherungstrllger) scheint 
diese Frage zu bejahen, zumindest 
wurde sie in der Öffentlichkeit teilwei­
se so aufgenommen. Kann man davon 
zu Recht sprechen bei einer Beitrags-

Hans J. Barth: 25 Prozent Bei­
trag für die Rentenkasse 

Satzprognose von etwa 25 Prozent nur 
für die gesetzliche Rentenversiche­
rung? Im Grunde signalisiert wohl 
auch diese Zahl eher politischen Hand­
lungsbedarf. Aber die Brisanz liegt ja 
vor allem darin, daß Prognos mit sei­
ner Schätzung (zusammen mit der des 
Sozialbeirats beim Bundesarbeitsmi-
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nisterium) das untere Ende einer Ska­
la darstellt, die bis über 30 Prozent 
reicht. Der Wissenschaftliche Beirat 
beim Bundeswirtschaftsministerium 
kommt in seiner Studie je nach ge­
wllhlter Bevölkerungsvariante zu Bei­
tragssitzen von 28 bis 31 Prozent, an­
dere Schätzungen liegen noch wesent­
lich darüber. Solche Belastungen sind 
ld1nftigen Beitragszahlern schwerlich 
zuzumuten, denn Krankenversiche­
rung, Pflegeversicherung, Arbeitslo­
senversicherung und nicht zu verges­
sen Steuern fallen ja noch zusätzlich 
an. 
Solche Differenzen von fünf bis zehn 
Beitragspunkten werfen natürlich so­
fort die Frage nach denjeweils zugrun­
deliegenden Annahmen auf. Gebur­
tenzahlen, Zuwanderung von außen, 
Erwerbsbeteiligung von Männemund 
Frauen, Wirtschaftswachstum, Struk· 
turwandel, Arbeitslosigkeit, Steuerre­
formen und sonstige Sozialabgaben 
(wegen der nettolohnbezogenen Ren­
tenanpassung) und viele andere Fak­
toren gehen in solche Prognosen mit 
ein. Lassen sie sich fUr einen Zeitraum 
von über 40 Jahren·vorausschätzen? 
Natürlich nicht, höchstens halbwegs 
plausibel festlegen, mit im zeitlichen 
Abstand wachsenden Unsicherheiten. 
Die Meinung, man solle sich weniger 
Gedanken machen über die Beitrags­
sätze der Zukunft als vielmehr über die 
Wl.Itschaftspolitik der Gegenwart und 

nach Konzepten suchen, mit denen 
sich für heute und später besonders die 
Arbeitsmarktlage verbessern läßt 
(auch zum Wohle künftiger Beitrags­
zahler), wurde auf der Tagung vertre­
ten und war in der Öffentlichkeit eben­
falls vernehmbar. Aber durch den Ver­
zicht auf Beitragsprognosen werden 
wir ja wirtschaftspolitisch nicht unbe­
dingt schlauer, und allen Unsicherhei­
ten zum Trotz geben sie eben doch 
wertvolle Hinweise auf die Größen­
ordnung der Konsolidierungsaufgabe. 

Kein Grund zum Jubeln 

Wichtig war auf jeden Fall der Hin­
weis von Dr. Marcel Thum, Mitarbei­
ter von Prof. Dr. Hans-Werner Sinn am 
Center for Economic Studies, Mün­
chen, daß die Prognos-Zahlen ft1r die 
Beitragszahler .um! die Rentner der 

Marcel Thum: Zukünftig relativ 
niedrigere Renten 

Zukunft in Wahrheit keine gute Bot­
schaft bringen, denn Prognos liegt vor 
allem deshalb unter den Sätzen des 
Wissenschaftlichen Beirats, weil es die 
sonstigen Sozialabgabi:m (ohne Ren­
tenversicherung) wesentlich höher 
ansetzt. Das bringt die nettolohnbezo­
genen Renten so stark herunter, daß 
sie mit niedrigeren Beiträgen finan­
ziert werden können. Kein Grund zum 
Jubeln also, nicht für die Beitragszah­
ler, deren Gesamtbelastung mit Sozi-
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alabgabenBeirat und Prognos gemein­
sam auf 44 Prozent anwachsen sehen, 
nicht fUr die Rentner, die von relativ, 
nicht absolut, niedrigeren Renten aus­
gehen müssen als heute. 

Besteht also Handlungsbedarf, um die 
Beitragsspitzen der Jahre 2030 bis 
2040 zu glätten? Ja, sagte Hans-Wer­
ner Sinn, Mitglied des Wissenschaft­
lichen Beirats beim Bundesministeri-

Hans-Werner Sinn: Einstieg in 
die Teilkapitaldeckung 

um für Wirtschaft. Aber nicht bei 
einem Verbleib im reinen Umlagever­
fahren. Deshalb schlägt der Beirat den 
Einstieg in die Teilkapitaldeckung der 
Renten vor, um einen Kapitalstock 
anzusparen, der in den kritischen Jah­
ren allmählich abgebaut wird. Folgen­
de Überlegung liegt zugrunde: 

Eine Gesellschaft wie die deutsche, die 
zu wenig Humankapital hervorbringt, 
sprich zu wenig Kinder, muß diesen 
Mangel ausgleichen durch ein Mehr 
an Realkapital, um auskömmliche ·. 
Renten bezahlen zu können; .ohne die . 
Beitragszahler fin~ziell zu erdros­
seln. Mit zus~wlicher Ersparnis und 
deshalb fallenden Zinsen· wird mehr ·; · 
investiert, der Kapitalstock wächst 
schneller. Daneben muß das schrump­
fende Humankapital besser qualifiziert 
werden. Hier wie bei der Reprodukti­
on liege Deutschland im internationa­
len Vergleich der westlichen IndustriC:. 
staaten··auf dem drittletzten 'PlatZ. · ·· 

Konkret schlägt der Befrat ein zusätZ­
liche.s Zwangsspar~n mit variabler 
Quote vor. Beginnen müßte man mit 
vier bis fünf Beitra:gspunkten. · Diese 
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Beträge sollen nicht in einem großen 
Fonds etwa unter dem Dach der Ren­
tenversicherungs träger gesammelt 
werden. sondern auf privaten Konten 
der Beitragszahler stehen, um sie vor 
dem Zugriff der Politik zu schützen. 
Diese Zwangssparquote kann im Lau­
fe der Zeit, wenn aus dem Kapital Er­
träge fließen, abgesenkt werden. Mit 
einer gerade noch vertretbaren Dau­
erbelastung von ca. 25 Beitragspunk­
ten für die Rente ließen sich die be­
fUrchteten Spitzenbelastungen von 30 
Prozent oder mehr vermeiden. 

Über das Beiratsgutachten hinaus 
schlug Sinn vor, dieses Zwangssparen 
vor allem jenen Personen aufzuerle­
gen, die durch ihr generatives Verbal­
ten die demographische Krise herbei­
geführt haben. Bei ihnen könne auch 
nicht von einer Doppelbelastung ge­
sprochen werden, eines der Hauptar­
gumente der Umlageverteidiger gegen 
den Einstieg in die Kapitaldeckung. 
Sie hätten sich ja die finanzielle Last 
der Reproduktion erspart, das werde 
jetzt wieder ausgeglichen. 

Prof. Dr. Dr. Bert RUrup kam nach 
einer differenzierten Analyse der Vor­
und Nachteile, die sich ft1r Umlage-

Seit Rütup: Privates Sparen für 
dasAlter 

und Käpitaldeok:ungsverfähren :aof­
weisen lassen, zwar zti dem Schluß, 
·daß eine Misebuna beider Formen den 
maximalen Risikoschutz biete W1d der 
Anteil der Kapitaldeckung ·ausgebaut 
werden müsse, Setzte abCt trotzdem in 
der heutigen SitUation· auf Ergänzung 

der Umlage durch Kapitaldeckung, 
nicht aufTeilersatz, also kein Zwangs­
sparen in vorgeschriebener Höhe, son­
dern staatlich zu förderndes, privates 
Sparen ff1r das Alter und überbetrieb­
liche Tariffonds. 

Spielräume schaffen 

Dafür seien durch verbilligende Refor­
men innerhalb des Umlageverfahrens 
Spielräume zu schaffen. Er bezweifel­
te vor allem, daß man bei einer gut in 
die weltweiten Kapitalmärkte inte­
grierten Volkswirtschaft wie Deutsch­
land zusätzliches Sparen umstandslos 
in zusätzliches Realkapital hochrech­
nen könne, das lasse sich empirisch 
nicht belegen. Überdies könne der mit 
dem Zwangssparen zunächst verbun­
dene Nachfrageausfall erhebliche kon- · 
traktive Wirkungen haben und die Ar­
beitslosigkeit verstärken. Sinn hinge­
gen sah die deutsche Wirtschaft nicht 
in der Nachfrageschwäche einer Re­
zession nach Keynes. Kontraktive 
Wirkungen des Zwangssparens könn­
ten allenfalls kurzfristiger Natur sein. 
Festzuhalten bleibe, da8 im Ziel, dem 
Ausbau der Kapitaldeckung, Übmm­
stimmung herrsche. Dieses Sign~l 
werde von der Politik hoffentlich auf­
genommen. 

Ulrike Mascher, Parlamentarische 
Staatssekretärin im Bundesarbeitsmi­
n!Stcrium, berichtete von der intensi­
veil . .Diskussion in der Alterssiche­
rungskommission der SPD~ cije aber'in 
di~ Punkt keine Einigung erzielen 
konnte. hisb~8ondere in den Fragen, 
wann in:i imc:t· .auf den Arbeits$arkt 
mit einer zusätzlichen Belastung . der 
Beitragszahler begonnen werden kön­
ne, wie ein· solcher V orsöigefonds vor 
den' Begehrlichkeiten der Pdlitik zu 
s~hütien urid wie die Mittel anzule­
gen seien, habe· es Differenzen· gege-
ben; .. · .. · · ,· · · · · ... . ·· · 

Ihr eigentliches TJ:ienui aber war ·die 
Absicht der neoen Bundesregierung, 
die Rentenreform 1999 wid damit 
auch den demographischen Faktor ff1r 
!Wei·Jahre:auszusetzen;·Das sei ein 
Beispiel für. Sparmaßnahmen ·der · al­
ten Bundesregien~iig, die sozialpoliti­
sche NotWendigkeiten außer Acht ge­
la8sen ·imd deshalb die· Bezeichp,ung 
Reform. nicht verdient hätten. Eine all­
mähliche .Abserik:ung des· Eckrenten-
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niveaus von 70 auf 64 Prozent des 
Nettolohns, d.h. um ca. zehn Prozent, 
sei in ihren Konsequenzen für viele 
Rentnerinnen und Rentner dramatisch. 
Man müsse erkennen, daß auch bei 
den Männem die Erwerbsbiographie 
des Eckrentners mit 45 Beitragsjahren 
ohne Unterbrechung immer mehr zur 
Ausnahme werde, Frauen brächten es 
im Schnitt auf 24 Jahre, und das oft 
zu Verdiensten unter dem Durch­
schnitt. Das Niveau, von dem aus die 
Kürzung einsetzt, liege also meist 
schon deutlich unter 70 Prozent. Na­
türlich hätte der Großteil der Bezie­
her niedriger Renten weitere EinkUnf­
te, etwa ein Drittel aber nicht. 

Armutssichere 
Altersversorgung 

Hier drohe mit dem demographischen 
Faktor Altersarmut. Eine armutssiche­
re Altersversorgung für langjährig 
Beschäftigte auch mit Verdiensten 

Ulrike Mascher: Differenzen in 
derSPD 

unter dem Durchschnitt müsse gesi­
chert bleiben, sonst beginne für viele 
am Ende des Erwerbslebens der Gang 
zum Sozialamt. Vor Einführung einer 
bedarfsabhängigen Mindestsicherung 
in der Rentenversicherung sei an eine 
allgemeine Absenkung des Rentenni­
veaus nicht zu denken. 

Ministerialdirigent Dr. Maximilian 
Gaßner, Leiter der Abteilung Sozial­
versicherung im Bayerischen Staats­
ministerium für Arbeit und Sozialord­
nung, stellte demgegenüber fest, daß 
mit dem demographischen Faktor nur 
ein erster Schritt in Richtung auf mehr 
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Gerechtigkeit zwischen den Genera­
tionen erfolgt sei, der das Ziel einer 
gerechten Lastenverteilung noch kei­
neswegs erreiche. Auch sei die Ren­
tenversicherung bisher keine Institu­
tion gewesen, die Bedarfe ermittelt 
habe. 

Maximilian Gaßner: Gerechte 
Lastenverteilung als Ziel 

Das demographische Problem der 
Rentenversicherung heute ist die stei­
gende Lebenserwartung, das der Zu­
kunft ist der Geburtenrückgang. Aber 
ist nicht die Erosion der Beitragsbasis 
durch geringfügige Beschäftigungen 
und Scheinselbstlindigkeit viel gefähr­
licher, von manchen Beobachtern be­
reits als der beginnende Ausstieg ei­
ner Generation aus der gesetzlichen 
Rentenversicherung gewertet, die 
weiß, daß sie fUr ihre Einzahlungen 
eine Rendite kaum noch erwarten 
kann? 

Normalarbeitsverhältnissen in mehre­
re geringfügige, sozialversicherungs­
freie noch nicht das manchmal be­
hauptete Ausmaß angenommen, denn 
die Zahl der sozialversicherungs­
pflichtigen Beschäftigungsverhältnis­
se sei in den letzten Jahren relativ sta­
bil. Auffallend sei aber, daß neue Ar­
beitsplätze sehr stark im Bereich der 
sozialversicherungsfreien Beschäfti­
gung entstanden sind. 

Schwarze und Rürup waren sich dar­
in einig, daß die Politik diesen Sektor 
der Beschäftigung, den damit verbun­
denen Problemen zum Trotz ernst neh­
men, möglicherweise auch als Ventil 
eines bereits überregulierten Arbeits­
marktes erkennen sollte. Mit simplen 
Regulierungen nach dem alleinigen 
Motto der Mißbrauchsbekämpfung 
werde der wirtschaftspolitische Scha­
den womöglich wesentlich größer als 
der sozialpolitische Nutzen. 

Rürup schlug vor, sich bei der gering­
fUgigen Beschäftigung an der österrei­
chiseben Lösung zu orientieren. Bei 
der Scheinselbständigkeit riet er ab 
von der rUc,kwärts gewandten Strate­
gie einer Neudefinition des Arbeitneh­
merbegriffs, die zu einer Prozeßlawi­
ne führen wUrde. Hier müsse man 
mutig den größeren Schritt tun und die 
Rentenbasis verändern. Wenn nicht 
mehr der Lohn, sondern Erwerbsein­
kommen versicherungspflichtig sei, 
wären alle abhängig und selbständig 
Beschäftigten mit ihren Einkommen 
versicherungspflichtig. Das müsse 
nicht der Weg in die Einheitsversiche-

Das demographische Problem der Rentenversicherung 
heute Ist die steigende Lebenierwartung, das der Zu­

kunft Ist der Geburtenrückgang. Aber Ist nicht die 
Erosion der Beitragsbasis durch geringfügige Beschäf­
tigungen und Scheinselbständigkelt viel geflhrllcher, 
von manchen Beobachtern bereits als der beginnende 

Ausstieg einer Generation aus der gesetzlichen Renten­
versicherung gewertet, die weiß, daß sie für Ihre Ein­
zahlungen eine Rendite kaum noch erwarten kann? 

Prof. Dr. Johannes Schwarze von der 
Universität Bamberg legte die Schwie­
rigkeiten dar, hier exakte Aussagen zu 
machen, weil mehrere Untersuchun­
gen mit divergierenden Meßkonzep­
ten unterschiedliche Ergebnisse her­
vorgebracht haben. Allem Anschein 
nach habe aber die Umwandlung von 

rung sein, gut funktionierende berufs­
ständische Versorgungswerke sollten 
erhalten bleiben. Altersvorsorge hier 
könne als Befreiungstatbestand für die 
gesetzliche Rentenversicherung gel-

ten. • Karl-Heinz Willenborg 

(Siehe auch Pressestimmen S. 37) 
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Bilanz des Wahliahrs 1998: 
' 

Erdrutsch und politische Zeitenwende 
Politik und Wissenschaft analysieren den Wahlkampf und das 

Parteiensystem ln der Mediendemokratie 

Die Wahlschlacht war ge­
schlagen, nun kamen die 

Analytiker zu Wort. Wie schon 
1994 hatte die Akademie gemein­
sam mit der Deutschen Vereini­
gung für Parlamentsfragen, Par­
telmanager, Politologen, Demo­
skopen, Medienforscher und 
Journalisten eingeladen, um 
eine Bilanz des Wahlkampfes 
und des Ergebnisses zu ziehen. 
Dabei ging es sowohl um Fragen 
moderner Wahlkampfrührung, 
um die Veränderung des Partei­
ensystems wie auch um die Rolle 
der Medien in der zurückliegen­
den Kampagne. 

In der Runde der Politikmanager und 
-berater wurde nach Gründen für den 
rot-grünen Erdrutschsieg gesucht. 
Bernd Schoppe aus der zentralen 
Wahlkampfleitung der SPD (K.ampa) 
betonte den ert'olgreichen Einfluß die-

Bernd Schoppe: "Kohl konnte 
das Zukunftsthema nicht glaub­
würdig besetzen • 

ser organisatOrischen Neuerung. Pro­
fessionelle Zuarbeit von außen, zen­
trale Media-Planung und Veranstal­
tungsmarketing Seien die Zeichen des 
modernen SPD-Wahlkampfes gewe­
sen. Bereits Ende 1996 habe die Kam­
pagne begonnen, habe jedoch lange 
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mit dem Problem zu kämpfen gehabt, 
daß bis zur Niedersachsenwahl im 
Män: 1998 der Kanzlerkandidat nicht 
fest stand: ,,Die Konzeption mußte für 
jeden der beiden möglichen Kandida­
ten anwendbar sein!" 
Die begleitende Wahlerforschung 
brachte fUr die Sozialdemokraten we­
nig Schmeichelhaftes ans Liebt. Vier 
Hindernisse blockierten zun1ichst eine, 
erfolgversprechende Strategie: das 
Wahlvolk beklagte die Oppositions­
mentalität der SPD, der man den Sie­
ges- und Machtwillen nicht abnahm. 
Sie wurde in der Öffentlichkeit eher 
als Protest- denn als Gestaltungspar­
tei wahrgenommen. Zudem sei sie zer­
stritten und nicht zur Modemisierung 
bereit. Alles in allem präsentierte sich 
die SPD Anfang 1997 als uninteres­
sante Partei. 

Kassandra-Falle 

Die Kampa steuerte gegen. Schoppe: 
,.Oie positive Gegenbotschaft lautete: 
Machtwille, Führungskraft und Bereit­
schaft zu Innovationen. Sie wurde ge­
bündelt in der langfristig angelegten 
Kommunikationslinie 'Wir sind be­
reit'. Schnell konzentrierte sieb die 
Partei auf Gewinner- und Profllie­
rungsthemen wie soziale Gerechtig­
keit, Jugend und Zukunft. "Wir sahen 
die Notwendigkeit, Hoffnung zu ver­
mitteln und wollten venneiden, mit 
dUsteren Themen wie Arbeitslosigkeit 
in die Kassandra-Falle zu gehen: Recht 
haben, aber verlieren." Die gerechte 
und faire Verteilung der Lasten eines 
notwendigen gesellschaftlichen Ver­
änderungsprozesses wurde der zen­
trale Wert der SPD-Kampagne. Zu­
kunftskompetenz und Dynamik bün­
delten sieb zugleich in der medien­
wirksamen Darstellung des Kandida­
ten Schröder. Hier sah Schoppe auch 
das zentrale Defizit der Union: ,,Kohl 
konnte das Zukunftsthema nicht 
glaubwürdig besetzen." Das Konzept 
der Soziatdemokraten blieb ungestört 
von Einflüssen der CDU/CSU. 

Den Part des Verlierers mußte Klaus 
Preschle, im Konrad-Adenauer-Haus 
zuständig für Grundsatzfragen und 
Politische Planung, spielen. Anh~d 
der Wahlergebnisse konnte er zeigen. 
daß sich die Union seit 1983 im Ab­
wärtstrend befand. Strategische Ele­
mente des CDU-Wahlkampfes seien 

Klaus Preschle: "Es hat an Ein­
heitlichkeit gefehlt• 

Fotos: Stern 

gewesen die Stichworte Richtungs­
wahl, Aufschwung, Stabilität und Si­
cherheit. Das Ergebnis zeige, daß die­
se Schwerpunkte beim Wähler nicht 
überzeugt hätten. Er warnte vor mo­
nokausalen Erklärungen und Schuld­
zuweisungen. Ein Defizit sah er in den 
vielfllltigen Wahlkampfzentralen der 
Union: ,,Es hat an Einheitlichkeit ge­
fehlt." Er konstatierte eine Abkopp­
lung der Politiker und ihrer Berater 
von der sozialen Wirklichkeit: ,,In der 
Zentrale ist nicht angekommen, wie 
die Leute draußen denken." Man habe 
sich von der Erfahrung des 94er Wahl­
kampfes (,.Der Kohl stemmt es noch 
einmal") in die Irre führen lassen. Auf 
die Rolle der beratenden Werbeagen­
turen eingebend meinte Preschle: "Bei 
uns beraten die Politiker die Werber 
und nicht umgekehrt." Für erfolgrei­
che Kampagnen in der Zukunft mUß­
ten Parteien ihre Kommunikatoren an 
einer längeren Leine laufen lassen. 
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Wolfgang Gibowski, bis zum Regie­
rungswechsel stellvertretender Chef 
des Bundespresseamts, analysierte die 
Wahlniederlage der alten Koalition: 
,,Die Regierung hat sich seit Anfang 
1997 in der kommunikativen Defen­
sive befunden. Damals überholte die 
SPD die Union in der Stimmungsla­
ge." Und bei der Kanzlerpräferenz 
habe Kohl systematisch hinter 
Sehröder gelegen. Der wirksamste 
Slogan der SPD-Kampagne sei gewe-

"Wolfgang Gibowski: "Die Re­
gierung hat sich seit Anfang 
1997 in der kommunikativen 
Devensive befunden" 

sen: .,16 Jahre Kohl sindgenug."Dar­
auf habe es keine adäquate Antwort 
der CDU gegeben. Das Risiko des 
Wechsels sei nicht genug verdeutlicht 
und Sachthemen nicht genug mit der 
Person Kohl verbunden worden : ,,Die 
Leute haben sich gefragt: Weltklasse 
wofUr?" 
Nach Ansicht Gibowskis war die letz­
te Bundestagswahl ein Referendum 
über den neuen Kanzler: ,.In erster 
Linie wurde die alte Regierung abge­
wählt, nicht die Opposition in die Re­
gierung gebracht." 

In der anschließenden Diskussion 
stellte Bernd Schoppe fest, daß die 
Medien an Inhalten nicht interessiert 
seien: .,Konflikte, Personalia und In­
szenierungen laufen einfach besser!" 
Wahlkämpfe würden auch nicht über 
Themen entschieden. Man brauche die 
,,Interpretationshoheit", müsse .,Emo­
tionen und den Bauch" ansprechen. 
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Als Beispiel nannte er die kurz vor der 
Wahl von der damaligen Familienmi­
nisterin Nolte entfachte Diskussion 
über die mögliche Erhöhung der 
Mehrwertsteuer. Schoppe: ,.Uns inter­
essierte gar nicht mehr die Steuerdis­
kussion. Hauptsache, das rur uns lei­
dige Thema des CSU-Siegs bei der 
Bayernwahl war aus der öffentlichen 
Debatte verschwunden." 

Als ehemaliger Wahlforscher konnte 
Wolfgang Gibowski gleich zweimal 
auf dem Tutzinger Podium Platz neh­
men. Er vertrat den erkrankten Dieter 
Roth von der Forschungsgruppe Wah­
len. Nach seiner Ansicht war das Aus­
maß des Wechsels größer als je zuvor 
in der Geschichte der Bundesrepublik. 
Die CDU habe in Ostdeutschland mit 
knapp 11 Prozent die Wahl verloren, 
in Sachsen sogar 15 Prozent. Aller­
dings profitiere die SPD davon nicht 
in vollem Umfang, die Stimmen wür­
den auch nach rechts wandern. Ge­
schlechtsspezifisch gebe es keine Un­
terschiede. Bezogen auf die Alters­
gruppen verliere die Union am stärk­
sten bei den über 45jährigen. Dage­
gen gewinne die SPD bei den Arbei­
tern, mehr noch aber bei Selbständi­
gen, Angestellten und Beamten. Sie 
konnte ihre Hochburgen noch weiter 
ausbauen. 
Spiegelbildlich dagegen das Ab­
schneiden der CDU: selbst bei schwa­
cher Ausgangslage sei sie noch ein­
mal weiter eingebrochen. Mit wahlent­
scheidend war nach Gibowskis Wor­
ten der Verlust der wirtschafts- und 
sozialpolitischen Kompetenz der Uni­
on. 

"Politische 
Zeitenwende" 
Auch Richard Hilmer von Infratest 
dimap arbeitete die Merkmale der letz­
ten Wahl heraus und charakterisierte 
sie als ,.politische Zeitenwende". Erst­
mals sei eine Regierung abgewählt 
worden; erstmals sei die Union seit 
1949 unter 40 Prozent Die FDP sei 
seit 30 Jahren zum ersten Mal nicht in 
der Regierung. Noch nie habe es eine 
rot-grline Mehrheit im Bundestag ge­
geben. Zum ersten Mal seien die Grü­
nen an der Regierung beteiligt. Und 
die PDS habe es geschafft, mit über 5 
Prozent der Stim.men ohne die Krük-

ke der Direkt:m.andate als Fraktion ins 
Parlament einzuziehen. Am Rande 
wies Hilmer noch darauf hin, daß 
durch die im Schatten Bonns liegen­
den Wahlen in Mecklenburg-Vorpom­
mern die PDS zum ersten Mal seit 
1990 in einer Landesregierung vertre­
ten sei. 

SPD fast überall 
stärkste Partei 

Der SPD-Sieg war "flächendeckend": 
Mit Ausnahme Brandenborgs legte die 
SPD zwischen 1,9 (Rheinland-Pfalz) 
und 8,8 Prozent (Niedersachsen) zu, 
auf dem flachen Land ebenso ( +4,9) 
wie in den Großstädten ( +4,5), in In-

Richard Hilmsr: .Politische 
Zeitenwende" 

dustriegebieten ( +4.4) wie auch in 
Dienstleistungszentren ( +4,6), in ka­
tholischen ( +4,5), evangelischen 
(+4,8) und auch konfessionslos ge­
prägten Gebieten (+4,3). 
In fast allen Bevölkerungsgruppen 
konnten die Sozialdemokraten zule­
gen. Überdurchschnittlich bei Frauen 
zwischen 45 und 59 (+8), Angestell­
ten ( +6), Selbständigen ( +5), Rentnern 
( +5) und mittleren Bildungsschichten 
( +6). Nur bei Erstwählerinnen ( -2) und 
Arbeitslosen ( -3) mußte die SPD ge­
genüber 1994 Verluste hinnehmen. 
Damit ist die SPD stätkste Partei in fast 
allen Altersgruppen (außer 60+ ), in 
fast allen Berufsgruppen (außer Selb­
ständige) und in 13 von 16 Bundes­
ländern. 

Als typisches Merkmal dieser und 
auch schon vorhergehender Wahlen 
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bezeichnet Hilmer die steigende Zahl 
der Wechselwähler: 25 Prozent haben 
dieses Mal eine andere Partei gewählt 
als 1994, in Ostdeutschland sogar ein 
knappes Drittel. Langfristige Bindun­
gen an die Parteien gingen verloren 
und Wahlentscheidungen wUrden im­
mer kürzer vorm Wahltag getroffen, 
so der Berliner W ahlforscher. 

Nach Ansicht von Renate Köcher, der 
Leiterin des Instituts fUr Demoskopie 
Allensbach, sei im Herbst 1998 die 
Enttäuschung über Parteien und Poli-

Renate Köcher: "Enttäuschung 
über Parteien und Politiker im 
Herbst 1998 auf dem Höhe­
punkt angekommen" 

tiker auf einem Höhepunkt angekom­
men. Die Mehrheit wollte eine neue 
Politik, die Schluß mache mit der 
wachsenden Gerechtigkeitslücke, für 
die die alte Regierung verantwortlich 
gemacht wurde. Die früher mehrheits­
fllhige Einschätzung :''Was gut ist fUr 
die Wirtschaft, ist auch gut fUr die 
Bevölkerung", sei weggefallen. Die 
Allensbacher Demoskopin konstatier­
te eine wachsende Entfremdung zwi­
schen Wirtschaft und Gesellschaft und 
Kommunikationsprobleme zwischen 
den wirtschaftlichen Eliten und der 
Bevölkerung. Diese kulminieren in 
der Einschätzung, Nutznießer der al­
ten Regierungspolitik seien der Staat, 
die Unternehmer und die Reichen. In 
diesem Stimmungsklima gegen die 
Regierung sei es der SPD gelungen, 
die politisch Desinteressierten fUr sich 
zu gewinnen und zu mobilisieren. 

Die unterschiedlichen Parteiensyste­
me und Wllhlerverhalten in Ost- und 
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Westdeutschland untersuchten die 
Parteienforscher Jürgen Falter von der 
Universität Mannheim und Hans-Joa­
chim Veen von der Konrad-Adenau­
er-Stiftung. Falter stellte fest, daß es 
auch 1998 wieder zwei getrennte Elek­
torate in Deutschland gegeben hätte. 

Jürgen Falter: "Auch 1998 wie­
der zwei getrennte Elektorate in 
Deutschland" 

Eine wichtige Ursache ft1r diese Ost­
West-Unterschiede sah Falter darin, 
daß in den neuen Ländern traditionel­
le, durch Konfession oder Beruf ge­
prägte Parteibindungen von unterge­
ordneter Bedeutung sind. Im Westen 
nähmen sie zwar auch ab, spielten aber 
trotz aller Individualisierungsprozes­
se immer noch eine gewichtige Rolle 
bei der Erklärung des Wahlverhaltens. 
In den neuen Lll.ndem hingegen liege 
der Anteil der parteigebundenen Bür­
ger weitaus niedriger als in der alten 
Bundesrepublik und die vorhandenen 
Bindungen sind instabiler. Dies gelte 

Bund~~wahl 1998 
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vor allem ft1r die große Gruppe der Ar­
beiter, die sich im Gegensatz zu ihren 
westdeutschen Kollegen in ihrer 
Mehrheit keiner Partei verbunden ft1h­
len. 
Für Veen war das Wahlergebnis vom 
27. September 1998 trotzaller Verän­
derung vor allem ein Signal der Stabi­
lität des Parteiensystems: .,76% wäh­
len die Volksparteien, auch die Klei­
nen bleiben stabil bei 6-7%. Splitter­
parteien kommen zusammen auf 6% 
und Rechtsextremisten auf 3,3%. Es 
gibt eine hohe Zustimmung zu unse­
ren Parteien, keine massenweise Ab­
kehr." Dafür sprechen auch die 82% 
Wahlbeteiligung. 
Aber instabil sei das Wahlverhalten, 
worin er Hilmer zustimmte: ,.Wer sich 
auf Stammwllhler verläßt, begibt sich 
auf dünnes Eis. Die sind keine feste 
Bank mehr." Allein 1,4 Millionen 
Wähler seien von der CDU zur SPD 
gewechselt. Angesichts der unter­
schiedlichen Parteiensysteme in Ost­
und Westdeutschland sei es ft1r die 
Union unverzichtbar, ihre Koalitions­
optionen über SPD undFDP zu erwei­
tern. Er bedauerte, daß durch die Her­
einnahme der PDS in eine Landesre­
gierung der anti-extremistische Kon­
sens verloren gegangen sei. Sie sei 
dadurch keine linksextreme Partei im 
verfassungsrechtlichen Sinn mehr. Der 
Begriff habe an Schärfe verloren, es 
herrsche eine neue Asymmetrie im 
Parteiensystem. 
Als Beitrag der Medienforschung zum 
Thema der Tagung dokumentieren wir 
abschließend den Vortrag des Mßnste­
raner Kommunikationswissenschaft­
lers Siegtried Weischenberg. • 

Michael SchriJder 
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Quelle: Infratest dimap Wahltagsbefragung (1998} 
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Zwischen Amerika und Bermuda 
Beobachtungen zum Wahlkampf 1998 in den Medien 

und zur Zeit danach 
von Prof. Dr. Siegfried Weischenberg, Universität Münster 

Peter Radunski, der Berli­
ner Senator und einstige 
erfolgreiche Wahlkampf­

manager hat vor einigen Jahren 
folgendes geschrieben: 
"(Man) kann ( ••• ) Wahlklbnpfe 
weder verstehen noch konzipie­
ren, wenn man nicht bewußt die 
Amerikanisierung der politischen 
Kommunikation bejaht. Wer in 
Wahlleiimpfen die Chance einer 
GeseUschaft oder Nation sieht, 
ihre politische Situation zu ana­
lysieren und iJber ihre Zukunft 
naclu.utünken, der muß die Be­
dingungen bejahen, unter denen 
das am effektivsten miJglich ist: 
die Amerllumisierung der politi­
schen Kommunikation." 
Doch dieses ,Ja' zu Amerika kam 
in diesem Wahlkampf in gna­
denloser Konsequenz von der 
SPD, undjetzthat die CDU, Ra­
dunslds Partei, den Salat. 

Darum, wie sich dieser Medienwahl­
kampf darstellte, soll es zuerst ganz 
kurz gehen (1). Dann müssen wir über 
die Zeit seit der Wahl sprechen (2), 
was man auch ganz kurz halten kann, 
weil es jeden Tag in der Zeitung steht. 
Schließlich will ich einige Bemerkun­
gen über die Folgen der vielbeschwo­
renen ,Amerikanisierung' machen, die 
ich unter dem Stichwort ,Bennuda' 
zusammengefaSt habe, das bekannt­
lich als Metapher für Verlust dient. Sie 
gelten der Privatisierung des Politi­
schen (3), den Spin-Doctors (4) und 
dem Preis, der für die in den Medien 
vorgeführte Trivialisierung der Poli­
tik vermutlich zu zahlen ist (5). Bei 
a1l dem geht es mir um deutsche Spe­
zifika der ,Amerikanisierung'. 

1. Der amerikanisch­
deutsche Wahlkampf 

Wer an den Einfluß der Medien- und 
insbesondere des Fernsehens -im 
Wahlkampf glaubt, hatte in diesem 
Jahr keine großen Probleme mit einer 
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treffsicheren Prognose. Daß Sehröder 
,es wurde' -und wie er es wurde­
konnte niemanden überraschen, der 
das Campaigning von Anfang an auf­
merksam verfolgt hatte. Ja. eigentlich 
hätte der Kandidat für seine Perfor­
mance die absolute Mehrheit verdient 
gehabt. Wenn Mediennutzung und­
bewertung, wenn Ratings erst einmal 
an die Stelle des Kabinengangs treten, 
wird eine solche Leistung erst richtig 
gewürdigt werden können. So weit 
sind wir noch nicht. 

Siegfried Weisehenberg 

Die Sozialdemokraten haben sich in 
diesem Bundestagswahlkampf strikt 
nach einem alten christdemokrati­
schen Rezept verhalten, das einst ins­
besondere von Radunslei propagiert 
und umgesetzt worden ist: In der ,Me­
diengesellschaft' entscheiden das 
Image - und das Fernsehen (das 
Images konstruiert und zerstört). Ob 
man damit prim.ipiell richtig liegt, ist 
bis heute unbewiesen. Jedenfalls ba­
sierte der CDU-Wahlkampf in den 
letzten zwanzig Jahren auf dieser 
schlichten Einsicht, auch wenn der ei­
gene Spitzenkandidatmit seinen zwei­
einhalb Zentnern, dem Prälzer Idiom 
und seinen zahlreichen eher unglück­
lichen Begegnungen mit TV-Jouma­
listen eher zum Darling der Kabaret­
tisten als zu einer Ikone der ,Medien­
gesellschaft' zu taugen schien. 

Helmut Kohl, der tapfere Verlierer 
dieser Wahl, bleibt uns deshalb wohl 
eher als Symbol für ein System der 
politischen Kommunikation in Erinne­
rung, das sich überlebt hat. Darin 
glaubte man, Presse, Hörfunk und vor 
allem Fernsehen im Griff haben zu 
müssen, die Themen setzen und die 
Akteure steuern zu können. FAZ und 
Bild und Privatsender wie Sat 1 schie­
nen noch vor ein paar Jahren in die­
sem Imperium des Einheitskanzlers 
gehorsam mitzuspielen. Doch inzwi­
schen hat sich das Mediensystem 
strukturell weiter ausdifferenziert und 
programmlieh weiter kommerziali­
siert. 
Das hat - wie in diesem Wahlkampf 
erstmals deutlich sichtbar wurde - zur 
Folge, daß den politischen Gladiato­
ren nicht einmal mehr die vertrauten 
Propagandisten noch bedingungslos 
folgen. Zu groß sind die Gefahren ei­
ner Abwendung der eigenen Leser, 
Hörer oder Zuschauer. Sie laufen zu 
dem über, welcher die beste Show ver­
spricht. Es wäre ökonomisch desast­
rös, wenn sich Verlage und Sender 
diesem Trend entgegenstellen würden. 

2. Lernprozesse 
nach der Wahl 

Der Wahlkampf '98 wurde von Beob­
achtern bekanntlich schnell auf den 
Begriff ,Amerikanisierung' gebracht. 
Voll und ganz stimmt er freilich nur, 
wenn man die Medienkampagne zum 
Maßstab nimmt. Er stimmt wohl schon 
weniger, wenn man die gesamte Wahl­
kampfführung der Parteien betrachtet. 
Und er stimmt natürlich- wie Politik­
wissenschaftler mit Recht anmerken­
überhaupt nicht, wenn man ihn auf den 
Prozeß der WahlentscheidiUJg in zwei 
erheblich verschiedenen politischen 
Systemen bezieht. Unter den Bedin­
gungen von Parteiendemokratie und 
Föderalismus ist nach wie vor vieles 
anders als in Amerika. Hierzulande 
holen spätestens nach der Wahl Par­
teivolk und Provinzfürsten den kecken 
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Programmverweigeret ein. 
Womöglich hat das der Kandidat 
Sehröder nicht bedacht. Vielleicht 
glaubte er, nach einem erfolgreichen 
Medienwahlkampf lla USA könne er 
anschließend in eine Präsidentenrolle 
nach dem Muster des Weißen Hauses 
schlüpfen und als Großer Kommuni­
kator regieren. Zur Zeit muß er lernen, 
daß dies eine Fehleinschätzung wäre. 
Gleichzeitig macht er die neue Erfah­
rung, daß man als öffentlicher Held die 
Journalisten zweimal trifft-

tenkUr der Sozialdemokraten gespielt. 
Die Genossen wußten auch: Hier ha­
ben wir endlich einen, der auch sein 
Privatleben öffentlich vorzuführen 
versteht, wobei insbesondere seine 
dritte von vier Ehen einschließlich der 
Scheidungsgründe (kein Schnitzel) 
vor allem mit Hilfe der Bild-Zeitung 
inszeniert wurde - der Politibrdar­
steller hier sozusagen Seite an Seite 
mit dem Sängerdarsteller Dieter Boh­
len. 

Bei Sehröder kann man sich dies und 
manches andere vorstellen. Gerade mit 
Hilfe seiner Ehefrau Getzt: der gelern­
ten Journalistin) mobilisiert er die 
Journaille, und zwar nicht zum ersten­
mal. Der Mann, der dem Affen Zuk­
ker gibt, muß sich-ebenfalls mit Goe­
the - fragen lassen, wie er demnächst 
die Geister, die er rief, wieder loswer­
den will. 

einmal, wenn sie einen hoch­
jubeln, und dann, wenn sie ei­
nen niedermachen. Heutzuta­
ge geht beides besonders 
schnell. Zumindest diese eine 
Einsicht hat Mario Basler dem 
Kanzler voraus. 
Im Moment sieht es so aus, als 
blUten der Kanzler und seine 
Getreuen vor lauter Bemühen 
um Medienpräsenz im Wahl-

Das, was wir ,Amerlkanlslerung' der 
politischen Kommunikation nennen, 

stellt, ao lat Jetzt zu beobachten, 
Insofern offenbar die Verhlltnlue 
auf den Kopf: FrOher lernte Jemand 
das politische Geschlft, und dann 
lernte er - mit mehr oder weniger 

Noch gibt es dabei freilich in 
der Bonner Republik insofern 
keine amerikanischen Verhält­
nisse, als die Privatisierung des 
Politischen auf der Höhe der 
GUrtellinie und an der Schwel­
le des Schlaf- bzw. Arbeitszim-
mers halt macht. Ob dies auch 
in der Berliner Republik noch 
gilt, wird sich zeigen. Gerhard 
Sehröder wird sich dann nicht 

kampf gar nicht daran ge­
dacht, daß nach der Wahl po­
litisches Handeln gefragt sein 
könnte. Wenn sie im Wahl-

groBem Erfolg - das GasehAft des 
Umgangs mit den Medien. Jetzt, so 

hat man den Eindruck, wird ein 
Kandidat nach der Gelinde­

gingigkalt Im Mediendschungel 
ausgewählt, wobei man unterstellt, 
daß er sein neues Amt ,by dolng• 

schon Irgendwie lernt 
kampf - wie Müntefering bei 
Christiansen - nach ihren Pro­
blemlösungen gefragt wurden, pfleg­
ten sie selbstsicher auf die guten Um­
fragewcrte der SPD zu verweisen. Der 
bevontehende Erfolg schien das Pro­
gramm zu sein. Das reichte fUr den 
Wahlsieg- offensichtlich aber nicht 
fUrs Regieren. 

beklagen dürfen. 
Vielleicht kommen die Geister 
dann schon nicht mehr aus dem 
Fernsehapparat, sondern aus 
dem Computer, wo die- bei 
aller Kritik doch bewährten -
journalistischen Schleusen feh-

Das, was wir ,A.merikanisierung' der 
politischen Kommunikation nennen, 
stellt, so ist jetzt zu beobachten, inso­
fern offenbar die Verhältnisse auf den 
Kopf: Früher lernte jemand das poli­
tische Geschäft, und dann lernte er -
mit mehr oder weniger großem Erfolg 
- das Geschäft des Umgangs mit den 
Medien. Jetzt, so hat man den Ein­
druck, wird ein Kandidat nach der 
Geländegängigkeit im Mediendschun­
gel ausgewllhlt, wobei man unterstellt, 
daß er sein neues Amt , by doing • 
schon irgendwie lernt. 

3. Die Privatisierung 
des Politischen 
Daß der Kandidat Gerhard Sehröder 
wie geschaffen ist fUr eine ,Amerika­
nisierung' des Wahlkampfs, war von 
vomherein klar; dies hat ja wohl auch 
eine zentrale Rolle bei der Kandida-
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Den Journalisten erschien der "Kum­
pel Kanzlerkandidat" (Süddeutsche 
Zeitung) -nach 16 Jahren Kohl- im 
Wahlkampf offenbar geradezu als 
"Messias fürs Medium" (Tagesspie­
gel). 

Der frühere Präsidentschaftskandidat 
Gary Hart sieht in solchen ''Metamor­
phosen von Politikern und Journalisten 
zu Medienstars" eines der größten Pro­
bleme heutiger amerikaDiseher Politik. 
Hart, dessen vielversprechende poli­
tische Karriere nach der EnthUllung 
einer außerehelichen Beziehung durch 
die Medien zu Ende war, glaubt, daß 
die Politiker diesem Trend - wie er 
selbst mit Hilfe der ganzen Familie -
dadurch Vorschub geleistet hAtten, daß 
sie eine Privatisierung und Entertaini­
sierung des Politischen aktiv betrie­
ben. Und wörtlich: 

" ... ein solcher Handel gleicht Fausts 
Pakt mit dem Teufel: Um den Preis 
von Würde, Achtung und Anstand er­
kauft sich der Politiker Popularität, 
Aufmerksamkeit und Ruhm. Man ver­
suche, sich einen Charles de Gaulle 
oder Konrad Adenauer als Musiker in 
einer Fernsehshow vorzustellen." 

len. Welche Zeitbombe auch fUr die 
ethischen Grenzen politischer Kom­
munikation im Internet tickt, hat der 
Fall Clinton/Lewinsky hinreichend 
deutlich gemacht. Die Lehre daraus 
lautet u.a., daß im neuen Dreieck zwi­
schen Politik, Netz und Öffentlichkeit 
die Intimsphäre der politischen Akteu­
re vollends verloren gehen kann. 
Gary Hart meinte nicht Gerhard 
Sehröder (aber er hätte ihn meinen 
können), als er in seinem luziden Auf­
satz folgendes schrieb: 

"Die neue, komplexe Multimediawelt 
( •.. ) wird weiter die Herausbildung des 
Typus des medienversierten politi­
schen Führers begünstigen, der statt 
über menschliche Qualitäten wie 
Weisheit, Urteilsvermögen und visio­
näre Kraft womöglich nur noch über 
Kommunikationsgeschick verfügt. 
Die Spin-Doctors von heute, Meister 
der Kunst, Politiker mediengerecht zu 
präsentieren, werden die , tecbno-doc­
tors' von morgen sein und Politiker 
anleiten, wie die neuen Digitaltechni­
ken am besten vor den Karren der ei~ 
genen Karriere und Interessensverwal­
tung zu spannen sind." 
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Mit ,Spin-Doctors' ist das neue Mo­
dewort der politischen Kommunib­
tion gefallen. 

4. Spin-Doctors 
und andere 
Grenzverletzungen 

Der typisch postmoderne Prozeß der 
Hybridisierung macht natürlich auch 
vor der politischen Kommunikation 
nicht halt: Inhalte und Formen, Be­
zugssysteme und Rollen, alles geht 
auch hier inzwischen fließend inein­
ander über. Grenzverletzungen wer­
den nicht beklagt, sondern als kreativ 
gefeiert. So bemächtigte sich die Mar­
kenartikelwerbung des Wahlkampfs 
und plakatierte doppelsinnige Aktio­
nen wie die "Burger-Initiative" von 
McDonalds oder "Diäten runter' der 
Firma Burger King. Camel warnte 
"Die Roten koltliileD.!"- womit frei­
lich auch der Konkurrent Marlboro 
gemeint sein konnte. Und Mercedes 
forderte ''Wählen Gehen!" und mein­
te eine Telefonaktion im Zusammen­
hang mit der Einführung der A-Klas­
se. 
Diese Vermischungen werfen eine 
Reihe von Fragen auf: 

Beobachten wir jetzt auch in Deutsch­
land einen Zerfall des politischen Dis­
kurses oder gar das Ende der demo­
kratischen Öffentlichkeit, wie die 
"Süddeutsche" fürchtete? 
Oder müssen wir nur Merkmale einer 
neuen politischen Praxis registrieren 
-wozu z. B. auch die Mitwirkung des 
Kanzlerkandidaten in einer Soap Ope­
ra gehört? 
Vor allem aber: Wenn öffentliche 
Auftritte von Politikern (im Fernse­
hen) als beliebige Wanderung zwi­
schen den Pakten und den Fiktionen 
vorgeführt· werden, kann dann über­
haupt noch ernsthaft jemand auf Rol­
lentrennungen in den Bereichen Poli­
tik, Journalismus, PR, Werbung und 
Wissenschaft beharren? 

Auch ein solcher Rollenmix hat be­
kanntlich seinen amerikanischen Be­
griff: ,Spin Doctor'. Radonski sah 
noch vor zwei Jahren in Deutschland 
keinen Platz tl1r solche Figuren, also 
für von außen kommende Wahl­
kampfstrategen. Aber er schrieb schon 
von der bevorstehenden Revolution: 
Dieser "letzte Schritt der Amerikani-

16 

sierung" im personellen Bereich des 
Kommunikationsmanagements werde 
auch noch erfolgen. 
Von , spin' im Zusammenhang mit 
politischem Kommunikationsmanage­
ment war wohl zuerst im Nachrichten­
magazin .. Time" (im Jahre 1988) die 

Hans-Hermann Tiedje als Kanzlerbe­
rater - angeblich nach einer erfolglo­
sen Bewerbung beim Kandidaten -
kurzzeitig dazugehörte, mag hingegen 
dem Ruf der Branche nicht zuträglich 
sein. 

uDie neue, komplexe Multlmediawelt ( ... ) wird weiter die 
Herausbildung dea Typus das medienversierten politi­

schen Führers begünstigen, der staH Ober menschliche 
Qualltäten wie Weisheit, Urteilsvermögen und vlalonlre 

Kraft wom6gllch nur noch Ober Kommunlkatlonag• 
schick verfOgt. Die Spln-Doctors von heute, Meister der 
Kunst, Politiker mediengerecht zu präsentieren, werden 

die ,techno-doctora' von morgen sein und Politiker 
anleiten, wie die neuen Digitaltechniken am besten vor 

den Karren der eigenen Karriere und Interessensverwal-
tung zu spannen sind." Gsry Hart 

Rede. Kurz danach erfolgte die Grün­
dung der Studentenband "Spin Doc­
tors" an der New Yorker Columbia 
University. 
Zehn labre später gibt es in den USA 
schon eine beträchtliche Gruppe von 
Leuten, die mit dem Drehen am Image 
von politischen und wirtschaftlichen 
Institutionen und Personen und mit 
dem Herumdoktern an Zielen und 
Programmen viel Geld verdienen. In­
zwischen aber warnt dort nicht nur die 
PR-Branche, die zu dieser Art von 
Konkurrenz auf Distanz geht, vor den 
Folgen. 

Spin Doctors, die als Imageberater 
verpflichtet werden, haben in den USA 
nämlich selbst ein Imageproblem. 
Denn die allzu offensichtliche Ten­
denz, daß sich die Medienberater als 
Manipulatoren erweisen, zu deren 
Handwerkszeug die Täuschung und 
die gezielte Desinformation gehören, 
führt dazu, daß im Dreieck zwischen 
Politik, Medien und Öffentlichkeit der 
letzte Rest Glaubwürdigkeit verloren 
geht. Das, was in den USA "push spin" 
genannt wird, hat nach Ansicht von 
Öffentlichkeitsarbeitern, die auf Ver­
trauen angewiesen sind, mit PR soviel 
zu tun wie Kunst mit Pornographie 
oder wie Medizin mit Quacksalberei. 
Ob Spin Doctors in der Bundesrepu­
blik länger als diesen Wahlkampfsom­
mer tanzen werden, muß sich zeigen. 
Daß einer, der sich wie ein externer 
Berater gerierte, aus ihrer Riege gleich 
Minister wurde, mag anspornen. Daß 

In den USA ist die Sensibilität fUr das 
Wirken der ,Desinformationsmaschi­
nerie Spin' jedenfalls gewachsen. Man 
zweifelt daran, daß es sich bei der 
imagebildeneo Kraftmeierei auf Dau­
er um eine effektive Kommunikations­
technik handelt. Andererseits fUrchtet 
man aber auch, daß das professionali­
sierte Kommunikationsmanagement 
den Journalismus einem Druck aus­
setzt, dem er mit seinen konventionel­
len Prüfmethoden kaum gewachsen 
sein dürfte. 

5. Der Preis des 
Trivialen 

Im Wahlkampf wurden die Medien 
von Gerhard Sehröder exzellent be­
dient; beim Umgang mit den Journa­
listen hat er m.E. keinen schweren 
Fehler gemacht Der Kandidat kannte 
die Gesetze der ,Mediengesellschaft' 
genau und hatte offenbar auch keine 
Scheu, ihnen bedingungslos zu folgen. 
Wie seine Vorbilder: Clinton, Blair, 
Sehröder - unter dem Zirkusdach der 
,Mediengesellschaft' sind sie gleicher­
maßen gefragte Akrobaten und 
Clowns - mit allen Risiken und Ne­
benwirkungen des Absturzes oder 
falsch gesetzter Pointen. 
Nach den Wahlerfolgen. den alle drei 
hatten, scheint der Befund eindeutig 
zu sein: Das Publikum der ,Medien­
gesellschaft' belohnt den Politikdar­
steller. 
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Aber: Ist dieses Publikum immer noch 
,amused', 

• wenn die Show nach der Wahl im­
mer weitergeht und statt der von allen 
erwarteten Reformen nur ein Medien­
zirkus vorgefllhrt wird; 

• wenn deutlich wird. daß die Regie­
rungsparteien nicht nur vorher nicht 
gesagt haben, was sie genau machen 
wollen, sondern, daß sie es wirklich 
nicht wissen; 

• wenn deutlich wird, daß der Kanz­
ler und einige aus seiner Riege tatsäch­
lich nur Wahlkämpfer sind, die taktie­
ren, und keine Politiker, die agieren? 

Dann könnte dieses ganze ,amerika­
nische System' zusammenfallen wie 
ein Kartenhaus. Bei Tony Blair ist der 
Lack schon ab, bei SchriSder zeigen 
sich erste Kratzer. 
Strukturell bedeutet die Entwicklung 
zweifellos einen zunehmenden Druck 
auf die Akteure, sowohl im Bereich 
der Politik als auch im Bereich der Me­
dien. Was wirbei der Wahl '98 (auch) 
hierzulande erlebt haben, ist das Er­
gebnis eines komplexen Wechselwir­
kungsprozesses im Dreieck zwischen 
Politik, Medien und Öffentlichkeit. 

.,Der Kandidat kannte die 
Gesetze der ,Medlenge­
sellschatt• genau und 

hatte offenbar auch keine 
Scheu, Ihnen bedin­

gungslos zu folgen. Wie 
seine Vorbilder: Cllnton, 
Blalr, Sehröder-unter 
dem Zirkusdach der 

,Mediengesellschaft• sind 
sie gleichermaßen gefrag­
te Akrobaten und Clowns 

-mit allen Risiken und 
Nebenwirkungen des 
Absturzes oder falsch 

gesetzter Pointen. u 

Beobachter entwerfen hierzu seit Jah­
ren das Bild vom ,Bermuda-Dreieck', 
in dem die bewährten Maßstäbe für 
,politische Kultur' verloren gingen. 
Natürlich läßt sich dabei der Schwar­
ze Peter hin und her schieben: 
So wird der Politik- nicht zuletzt von 
den Medien - eine schleichende Bot­
politisierung, die zunehmende Zerstö-
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rung eines diskursiven Raumes und 
die radikale Reduzierung von Pro­
grammen auf Personen vorgeworfen. 
Die Medien wiederum scheinen in die 
Rolle von Zirkusdirektoren geraten zu 
sein, die nur noch bereit sind, publi­
kumsattraktive Akrobaten zu ver­
ptlichten und sich daran zu weiden, 
wenn diese vom Seil fallen. 
Und dem Publikum (den Wählerinnen 
und Wählern) wird - vielleicht etwas 
voreilig und auf jeden Fall zu pauschal 
- unterstellt, daß es sich überhaupt 

Karikatur: Liebermann 

nicht mehr ernsthaft für politische In­
halte interessiere, sondern nur noch für 
Aufgeregtheiten und zirzensische At­
traktionen auch im Bereich der Poli­
tik. 
Nachdenkliche Beobachter der Szene 
wie der langjährige Bonner "Zeit"­
Korrespondent Gunter Hofmann spre­
chen angesichts dieser Situation von 
einem "Spiegeikabinett" und bekla­
gen, daß es keine Zäune mehr gebe 
zwischen Medien und Politik und der 
Öffentlichkeit, welche im wesentliM 
chen reduziert werde auf die Samm­
lung undVeröffentlichungvon demo­
skopischen Umfragen. Beklagt wird 
also gleichermaßen die Inszenierung 
von Politik wie die Instrwnentalisie­
rung der Medien durch die Politiker. 
Das wird ,Amerikanisierung' genannt 

Doch noch ist dabei vieles "Made in 
Germany", wie nicht nur die harten 
Konsonanten in der Sprache der SPD­
Wahlkampfmanager und JungMMini­
ster Bodo Hornbach und Franz Mün­
tefering deutlich machen. 
,Amerikanisierung' der Wahlkampa­
gne bedeutet bekanntlich, daß die gan­
ze Strategie ausschließlich auf den 
Spitzenkandidaten und sein Image 
zugespitzt wird. Doch dieser Wahl­
kampf als Kandidaten-Wettstreit fUhrt 
zwangsläufig zur Verdrängung von 

Themen, zur Abwertung der Funkti­
on der Parteien und zur Trivialisierung 
der politischen Kommunikation. 
FUr diese Trivialisierung wäre auf jeM 
den Fall ein Preis zu entrichten. In den 
USA zahlen ihn z. B. die Journalisten, 
deren Gewerbe immer mehr an Pre­
stige einbüßt. Und jene Bürgerinnen 
und Bürger, die sich schon seit Jahren 
der politischen Partizipation durch 
Wahlboykott verweigern. Das ist dort 
die Mehrheit. 
Diesen Preis zahlen wir in Deutsch­
land-wie die hohe Beteiligung an der 
Bundestagswahl zeigte- (noch) nicht 
Und vielleicht wird es bei künftigen 
Wahlkämpfen auch nicht mehr so 
leicht sein, mit ,amerikanischen Me­
thoden' durchzukommen. Man darf 
hoffen. • 
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Föderalismus;. 

Auf dem Weg zum Einheitsstaat? 
Finanzen und Kompetenzen Im Meinungsstreit 

Ein Kernstück des bundesdeutschen FöderaHsmus Ist der Linder­
linanzausglelch, der im Mittelpunkt der derzeitigen Föderalismus· 
debatte steht. In einer Podiumsdiskussion stritten Prof. Dr. Hans­
Wolfgong Arndt (Univ. Mannbeim), Prof. Dr. Bemd Huber (Univ. 
München), Staatsminister Erwin Huber (CSU), die bayerische Land­
tagsabgeordnete Emma Kellner (Bündnis90/Dfe Grünen) und der 
brandenborgisehe CDU-Abgeordnete Dr. Dr. Markus Vette unter 
der Leitung von Josef Bielmeier vom Bayerischen Rundfunk über 
die beste Lösung des Problems. Die Eingangsstatements der Tell· 
nehmer werden hier in Auszügen wiedergegeben. 

Neuordnung 

Erwin Huber: Trotz unserer Klage 
und unserer Kritik in der Vergangen­
heit stellen wir das Ausgleichssystem 
nicht prinzipiell in Frage. Es ist nicht 
das Thema, daß wir den Länderfinanz­
ausgleich abschaffen wollen, sondern 
wir wollen ihn ökonomisch sinnvol­
ler gestalten. Die Einheitlichkeit der 
Lebensverhältnisse kann nicht soweit 
gehen, daß im Grunde alles eingeeb­
net wird, was länderspezifische Auf­
gaben und politische Gestaltungsmög­
lichkeiten angeht. Wir sind der Mei­
nung, das Bild der Einheitlichkeit der 
Lebensverhältnisse sollte ergänzt oder 
vielleicht sogar ersetzt werden durch 
ein Bild des Wettbewerbsföderalis­
mus, d. h. daß sich eine gute Landes­
politik dann auch niederschlägt in ei­
ner entsprechend positiven Position in 
der Finanzausstattung und daß dort, 
wo keine so gute Landespolitik betrie­
ben wird, man das auch spürt. Daß 
auch für den Bürger die unmittelbare 
Verantwortung, die aus der Landespo · 
litik hervorgeht, erkennbar wird. 
Wenn der Finanzausgleich die Spann­
weite zusammenfügt zwischen den 
Spitzenländern und denen, die 
schlechter dran sind, die Spannweite 
sich reduziert, ist das normal und ver­
nünftig. Wenn sich aber seit vielen 
Jahren und im System begründet -
nicht nur zufällig - das Verhältnis 
umkehrt, dann halten wir das für 
falsch. 
Im letzten Jahr hatten wir gemessen 
an der durchschnittlichen Steuerkraft 
Mehreinnahmen von 5, 7 Milliarden 
Mark. Davon haben wir 5,5 Milliar­
den Mark an die anderen Länder ab-
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Erwin Huber: Die Hälfte reicht 

geführt. Bei einem Ausgleich, der 
99,5 Prozent und mehr ausmacht, ist 
es völlig klar, daß es im Grunde nicht 
darauf ankommt, ob gute oder 
schlechte Landespolitik betrieben 
wird. Wer sich zurücklehnt und die 
Hand aufhält, dem regnet es genauso 
hinein, wie dem, der sich anstrengt. 
NatUrlieh haben wir auch bayerische 
Interessen im Auge • das leugne ich 
auch nicht Aber ich kritisiere in er­
ster Linie, daß das gegenwärtige Aus­
gleichssystem keinerlei ökonomische 
Anreize hat, die die wirtschaftliche 
Entwicklung voranbringen wUrden. 

Anreizsystem 

Wir haben eine Neuordnung des Län­
derfinanzausgleich vorgeschlagen, mit 
dem Ziel, daß die Ausgleichswirkung 
auf 50 Prozent begrenzt wird. Das 
heißt, von der Uberdurchschnittlichen 
Mehreinnahme, die wir haben, sind 
wir bereit, 50 Prozent abzugeben. 50 

Prozent sollen aber im eigenen Lande 
bleiben. Getreu dem biblischen 
Grundsatz, daß man dem Ärmeren 
auch etwas zukommen läßt, meinen 
wir: die Hälfte reicht. Mehr braucht es 
nicht und mehr ist auch mit christli­
cher Nächstenliebe nicht zu verant­
worten. Das wäre aus unserer Sicht ein 
faires Angebot. Wir wollten ein sol­
ches Anreizsystem politisch umsetzen. 
Das ist nicht gelungen. Man hat ein­
fach gesagt: Vor 2004 sind wir nicht 
bereit, überhaupt zu Änderungen zu 
kommen. 
Zum Thema der umstrittenen Misch­
finanzierung der Gemeinschaftsaufga­
ben wie zum Beispiel des Hochschul­
baus bemerkte Staatsminister Huber 
später: ''Wir können fast keine Gara­
ge in einer Hochschule bauen, ohne 
daß Bund-Länder-Gremien mitreden." 

pringende Reform 

Emma Kellner: Was uns an der ge­
genwärtigen Debatte vor allem stört, 
ist die Tonlage, in der die Debatte ge­
führt wird. Ich kenne ehrlich gesagt 
niemanden, der bestreitet, daß bei der 
föderalen Finanzverfassung Reform 
angesagt ist, und zwar dringend. Wir 
warnen davor, daß hier einzelne Stük­
ke herausgegriffen werden, weil das 
andere zu lange dauert. Meine Mei­
nung ist, wenn ich mir die historischen 
Abläufe so anschaue, war das immer 
der Fehler. 
Wir hielten die Ankündigung einer 
Klage für ganz schlechten Stil, weil 
wir der Meinung sind, daß die Bun­
desländer, die natürlich ihre eigenen 
Interessen wahren mUssen und sollen, 
in der Lage sein sollten, diese anste­
henden Refonnen über Diskussion 
und Verhandlungen zu lösen. Es kann 
einfach nicht angehen, daß der eine 
dem anderen mit Klage drohtWas ich 
als besonders negativ empfunden 
habe, war, daß wir, der Freistaat Bay­
ern, in der Vergangenheit sehr gut mit 
dem Finanzausgleich gefahren sind. 
Aber jetzt, wo wir zu den Geberlän­
dern gehören, klagen wir. 
Wir möchten eine Kommission, die 
eine umfassende Debatte führt und 
zwar unter Einbeziehung von Bund, 
Ländern und Kommunen, weil die 
Kommunen, und das sage ich als je­
mand, der in einem Stadtrat sitzt, all­
zu oft bei dieser Debatte vergessen 
werden. 
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Generationenaufgabe 
Markus Vette: Wenn man nach Bay­
ern kommt, dann sieht man ja, welche 
Entwicklung das Land genommen hat 
Wir hatten früher in der DDR den 
Spruch: Von der Sowjetunion lernen, 
heißt siegen lernen. Ich sage öfters im 
Potsdamer Landtag: Von Bayern ler~ 
nen, heißt siegen lernen. Mit dieser 
Bemerkung möchte ich meinen Re~ 
spekt ausdrücken vor dem, was in die~ 
semLand passiert ist und welche Lei­
stungen die Menschen hier vollbracht 
haben und mit diesem Respekt auch 
die Bitte verbinden, daß man den Men­
schen in den jungen Bundesländern, 
wie sie Bernhard Vogel etwas liebe­
voll bezeichnet, auch diese Chance 
einräumt, die sich seit 1990 eröffnet 
hat. Die Deutsche Einheit ist eine Ge­
nerationenaufgabe und deshalb 
braucht man auch fUr eine Generation 
Planungssicherheit Der Länderfinanz­
ausgleich spielt dabei eine zentrale 
Rolle. Ich bitte nicht darum, daß man 
einfach alle Länder gleichstellt, son­
dern daß man allen Ländern gleiche 
~cen einräumt 

Angemessener 
Ausgleich 
Hans-Wolfgang Amdt: Ein Födera­
lismus, der sich aus der Sicht der Bür­
ger vor allem durch eine unterschied­
lich gestaffelte Schulferienzeit oder 

Hans-Wolfgang Arndt: Gefähr­
liche Entwicklung 

eine durch Volksabstimmungen, wie 
in Schleswig-Holstein, bewirkte unter­
schiedliche Rechtschreibung manife­
stiert, der entbehrt sicher einer soliden 
Legitimationsgrundlage. Aus meiner 
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Sicht steuern wir einer recht getllhrli­
chen Entwicklung zu, die sich in der 
HUlle des Föderalismus doch dem Ein­
heitsstaat nähert, und das halte ich 
dann auch vetfassungsrechtlich pro­
blematisch. Zum einen fordert die Fi­
nanzverfassung in Artikel107 Abs. 2 
keinen vollen, sondern nur einen an­
gemessenen Ausgleich. Völlig unpro­
blematisch ist es, und da wird mir jede 
Landesregierung zustimmen, daß die 
Solidarität mit den fmanzschwächeren 
Ländern aufrecht erhalten werden soll. 
Die Frage lautet nur: Gibt es eine ver­
fassungsrechtliche Obergrenze der So­
lidarität? Das dritte juristische Argu­
ment ist auch angesprochen worden: 
Bundesstaatliche Eigenständigkeil und 
Wahrung des demokratischen Einflus­
ses des Landesvolkes. Wenn alles ni­
velliert wird, wo bleibt da die politi~ 
sehe Entscheidung? Der vierte Punkt 
betrifft nur wenige alte Länder. Muß 
man sich nicht die Frage stellen, wenn 
seit über 30 Jahren Hilfeleistungen 
solidarisch von Bundesländern emp­
fangen wurden, ist damit nicht eine 
vetfassungsmäßige Nebenpflicht ver­
bunden, sich um Abhilfe zu bemühen? 

Fehlanreize 
Bemd Huber: Das eigentliche Pro­
blem des Länderfinanzausgleichs ist, 
daß er ein Produkt der alten Bundes­
republik ist und dort hat er auch leid­
lich gut funktioniert Durch die Wie­
dervereinigung hat sich die Situation 
dramatisch geändert. Jetzt sind mit den 
neuen LändernUnder in den Finanz­
ausgleich einbezogen worden, deren 
originäre Steuerkraft etwa nur 50 Pro­
zentder Westländer ausmacht. Das 
Problem ist, daß man sich entschieden 
hat, den alten Finanzausgleich auf eine 
völlig geänderte Situation überzustül­
pen. Aus der Sicht des Ökonomen liegt 
das Problem des Fmanzausgleichs dar­
in, daß er völlige Fehlanreize in vieler 
Hinsicht setzt. Die Fehlanreize des 
Finanzausgleichs bestehen darin, daß 
ein einzelnes Land kaum etwas ge­
winnt, wenn es Steuermehreinnahmen 
erzielt. Wenn sie einmal den Fall un­
terstellen, daß ein Land Landessteu­
ermehreinnahmen von einer Millionen 
Mark hat, dann bleiben z. B. demLand 
Bremen gerade einmal 10 000 Mark 
übrig. Der Rest wird im Länderfinanz­
ausgleich sozusagen ein wenig verge­
meinschaftet, kommt allen zugute. 

Konkurrenzföderalismus 
als Zukunftsvislon? 

Die Experten der zweiten Podiumsdis­
kussion stritten darüber, welche Ge­
stalt der deutsche Föderalismus in Zu· 
kunft haben sollte. Prof. Dr. Ursula 
Münch, Universität München, zwei­
felte an der Machbarkeit von mehr 
Wettbewerb unter den Ländern. Die 
Bürger schätzten die Einheitlichkeit 
der Lebensverhältnisse hoch und wür­
den sich heftig gegen gravierende 
Unterschiede z. B. bei den Soziallei­
stungen wehren. Sie gab dem jetzigen 
System nach einigen Korrekturen eine 
gute Zulrunftschance. 

Ad.rlan Ottnad vom Institut für Wirt­
schaft und Gesellschaft in Bonn setz­
te dagegen voll und ganz auf Wettbe­
werb, der bereits heute um den Steu­
er- und Abgabenkuchen stattfinde. 
Das reiche aber nicht aus. Er forderte 
eine grundlegende, dreifache Reform: 
Der Länderfinanzausgleich, die Län-

demeugliederong und eine Reform der 
Kompetenzverteilung müßten ange­
gangen werden. Sollte man sich nicht 
bald dazu entschließen, werde eine 
Veränderung durch die Umstände er­
zwungen. 

Dr. Peter Thelen von der Informati­
onszentrale der Bayerischen Wirt­
schaft nahm sich einen Betrieb als 
Vorbild. Auch der Föderalismus kön­
ne eine lernende Organisation werden. 
Dazu müßten aber Verantwortung, Zu~ 
ständigkeit und Handlungsmöglich­
keiten in den Ländern gebündelt wer­
den. Er hielt nichts davon, den Wett­
bewerbsdruck durch den Finanzaus­
gleich zu dämpfen. Geschehe das wei­
terhin, werde Deutschland den inter­
nationalen Wettbewerb nicht bewälti­
gen können. Wettbewerb sei zwar 
nicht bequem, aber der einzige Weg, 
Leistungsfähigkeit zu entwickeln. 
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Prof. Hans Peter Schneider vom 
Deutschen Institut für F6deralismus­
forschung an der Universität Hanno­
ver wies in seinem Vortrag über die 
Absichten der Verfassungsväter und 
-mUtter im Parlamentarischen Rat 
1948149 darauf hin, daß es zwar nie 
eine Alternative zum Föderalismus 
und schnellen Konsens über die ab­
strakten Grundelemente gab, aber die 
Parteien über die konkrete Ausgestal­
tung heftig stritten. Die FDP favori­
sierte einen unitarischen Bundesstaat, 
ähnlich wie in der Weimarer Repu­
blik. CDU und Deutsche Partei orien­
tierten ihre Vorstellungen am separa­
tiven Föderalismus der USA. Die CSU 
kämpfte für dezentralen Föderalismus 
mit einem Übergewicht der Lllnder. 
Die SPD wollte schwllchere Länder 
und den Bund und die Gemeinden 
stärken. Knackpunkte waren die Form 
der Mitwirkung der Länder in der 
Bundesrepublik - Bundesrat oder Se­
nat- und die Finanzverfassung. Letzt­
lich konnte die CDU/CSU ihre Vor­
stellungen etwas besser durchsetzen 
als die SPD. Bayern war besonders 
erfolgreich. Das beweist ein Satz,den 
Ministerpräsident Ehard an seinen 
Chefunterhändler Pfeiffer schrieb: 
"Thr habt herausgeholt, was herauszu­
holen war." 

ZustJ1nTMnfassung: Jürgen Stern 

Föderalismus aus 
dem Gleichgewicht? 

Konrad KruJs (Bundesverfassungs­
richter a.D.): Vermag die auf Koope­
ration aufgebaute Ordnung unseres 
Staatswesens einen Ausgleich dafür 
zu schaffen, daß es nicht durch eine 
Neugliederung des Bundesgebiets zur 
Entwicklung leistungsfllhiger Lllnder 
gekommen ist? Ich meine sagen zu 
müssen, daß sich die Erwartungen in 
das durch Art. 104a ff. GG geschaf­
fene System der Finanzverfassung 
nicht erftillt haben. 
Die Finanz-und Wirtschaftskraft zwi­
schen den Ländern klafft auch heute 
noch dramatisch auseinander. Bereits 
in den achtziger Jahren beklagte das 
Saarland vor dem Bundesverfassungs­
gericht eine Unterdeckung der laufen-

20 

den Ausgaben durch laufende Einnah­
men mit der Folge fortwllhrender Neu­
verschuldung. Als Ursache dafürwur­
de vor allem die Monostruktur und der 
Niedergang der Montanindustrie an­
geführt Die gleiche Klage f1lhrte Bre­
men. Der Stadtstaat könnte seine lan­
desspezifischen Ausgaben, wozu un­
ter anderem die Errichtung und Erhal­
tung einer Universität gehörten, nicht 
durch ausreichende Einnahmen dek­
ken, weil sich die Bremer Wirtschaft 

Konrad Kruis: Landespolitik un­
interessant 

seit langem in einer Strukturkrise be­
finde. Das Bundesverfassungsgericht 
erkannte in seinem Urteil vom 27. Mai 
1992 fUr beide Länder eine extreme 
Haushaltsnotlage an, die den Bund und 
die Länder zu solidarischem Handeln 
verpflichtete. Seitdem sind gemäß § 11 
Abs. 6 des Finanzausgleiches an das 
Saarland jährlich 1,6 und an Bremen 
1,8 Milliarden DM an Sonderbundes­
ergänzungszuweisungen geflossen. 
Ganz allgemein ist festzustellen, daß 
die Umgestaltung des föderativen Sy­
stems zum kooperativen Föderalismus 
weder der Bundesstaatlichkeil noch 
auch der Demokratie in unserem Lan­
de zum Besten gereicht 
1. Dem Landesgesetzgeber ist die Ge­
setzgebungskompetenz fUr das Steu­
errecht weitestgehend entzogen. Den 
Parlamentarismus in den Ulndem und 
damit die Länderstaatlichkeit selbst 
höhlt dies aus. Die Landespolitik wird 
ft1r den Steuerbürger uninteressant. 
2. Die Länder werden um den Erfolg 
ihrer Politik gebracht, wenn sie durch 
den Finanzausgleich in die Rolle des 
Gebers geraten, Nehmerländer, die 

unter den Bedingungen schwer verän­
derlicher Strukturnachteile leiden, sind 
zu Kostgängern der Geberländer ver­
urteilt. 
3. Durch Misch.finanzierung, vor al­
lem der Gemeinschaftsaufgaben, wird 
unmittelbar die Freiheit des Landes­
parlaments zur Setzung finanzpoliti­
scher Prioritäten eingeengt. Denn um 
am Bundeskuchen partizipieren zu 
können, müssen Komplementärmittel 
in bestimmter Höhe breitgestellt wer­
den. 
4. Der Bundestag wird in seiner Dis­
positionsmacht als zentrales Organ der 
Bundesgesetzgebung stark beschränkt, 
weil ihm auf der Grundlage der zahl­
reichen Zustimmungsvorbehalte des 
Bundesrats dort ein Gegenorgan er­
wllchst. 
5. Die Spaltung von Einnahmen- und 
Ausgabenverantwortung zwischen 
Bundesgesetzgebern und Landesge­
setzgebern führt dazu, daß die Bürger 
sich nicht mehr in ihrer demokrati­
schen Teilnahme an der staatlichen 
Gewalt ernstgenommen fühlen. 

Die größte Herausforderung erwächst 
unserer föderativen Ordnung aus der 
Integration Europas. Wenn die Euro­
päische Union auch heute eigentlich 
noch nicht Staat ist und es vielleicht 
auch nie werden wird, erfiillt sie doch 
schon gewissermaßen phänomenolo­
gische Merkmale einer staatlichen Ent­
scheidungsstruktur. 

Wir haben es heute also mit drei Ebe­
nen staatlicher Herrschaft zu tun. Das 
ist zuviel. Eine wird auf der Strecke 
bleiben oder auf Rudimentäres zu­
rückgeführt werden, die des Bundes 
oder die der Länder. Trifft ein solches 
Los die Länder, werden sie auf den 
Status der hochpotenzierten Gebiets­
körperschaft oder noch tiefer herab­
sinken. Im zusammenwachsenden 
Buropa wird sich andererseits eine 
Gliederung in GroBregionen ganz von 
selbst einstellen. Wie in den vergan­
geneo Jahrzehnten bei der Bundesge­
setzgebung werden es kUnftig auch bei 
der Gesetzgebung wiederum die Län­
der sein, die als Träger der Verwal­
tungskompetenzen ihre Sachkunde 
und ihre Sacherfahrung in die Norm­
setzung einzubringen hat. Die Stunde 
Europas kann also auch die Stunde der 
Länder sein. • 
(Siehe auch Pressestimmen S. 40) 
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Nach dem Regierungswechsel: 

Welche Wirtschaftspolitik braucht unser Land? 
Expertenstreit über Reformbedarf und Handlungsalternativen 

am Arbeitsmarkt und ln der Finanzpolitik 

von Dr. Michael Hüther, Generalsekretär des Sachverständigenrates 
zur Begutachtung der gesamtwirtschaftlichen Entwicklung, Wiesbaden 

Die ErgebnJsse der gemeinsam mit 
der Evangellscllen Akademie Tut­
zing veranstalteten Fachkonferenz 
"Wirtschaftspolitischer Aufbruch 
wohin?" wurden von Dr. Michael 
Hütber zusammengefaßt. Wir doku· 
mentleren die vom Autor gekürzte 
Fassung. 

D ie Frage nach der Widersprüch­
lichkeit oder Kompatibilität wirt­

schaftspolitischer Vorschläge kann 
man auf drei Ebenen stellen, bezüg­
lich der Zielsetzung, des Problembe­
fundes und der konzeptionellen 
Grundlage. Sehr schnell einig werden 
wir uns bei der Zielsetzung. Es geht 
darum. eine Remedur zu finden fi1r die 
größte Fehlentwicklung der letzten 
Jahre, die am Arbeitsmarkt. Wir müs­
sen wieder einen hohen Beschäfti­
gungsstand erreichen. 

Michael Hüther 

Sofort strittig wird es aber beim Be­
fund, bei der Frage nach den Ursachen 
für die Situation am Arbeitsmarkt. Die 
öffentlich gefUbrte Diskussion ist im 
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Prinzip auf die Frage zuzuspitzen, die Innovationen, die wir haben (und 
welche Bedeutung die Lohnpolitik hat. es gibt sie ja durchaus) in der Summe 
Man kann die Ursachenbefunde in drei zu wenig Beschäftigung bewirken. 
Blöcke separieren. Der eine wäre ein Und dann wären wir wieder bei der 
gesamtwirtschaftlicher Nachfrage- Frage, warum das so ist. Warum wird 
mangel. Das wird in dieser Form vom in einer bestimmten Weise investiert 
DIW nicht vertreten, auch nicht von und nicht in einer anderen? Das hat 
der Bundesregierung. Wir haben Zah- nach der Mehrheitsmeinung innerhalb 
len gehört, daß die konjunkturbedingte der Ökonomen etwas zu tun mit der 
Arbeitslosigkeit (und nur die kann auf Lohohöhe und Lohnstruktur. 
gesamtwirtschaftlichem Nachfrage-
mangel beruhen) bei ca. 15 Prozent Ein dritter Punkt neben Nachfrage­
liegt; das sind Schätzungen der OECD. mangel und Innovationsfllhigkeit ver-

bindet sich mit dem Begriff des wirt­
An diesen Befund schließt sieb die schaftliehen Wachstums. In diesem 
Frage an, ob das Innovationspotential Zusammenhang ist die These vertre­
der Volkswirtschaft groß genug ist. ten worden, daß nachhaltiges Wirt­
Die größere Regierungspartei ist mit schaften, also eine gesamtwirtschart­
dem S}pgan ~g~treten: Innovation liehe Entwicklung, die ihre eigenen 
und Gerechtigkeit. Also scheint man Grundlagen nicht in Frage stellt, einen 
davon auszugehen, daß wir zu wenig Rückgang der traditionellen Erwerbs­
lnnovationen haben, und strebt des- arbeit erfordert. ·Nach meinem Ein­
halb mehr Arbeitsplätze über Moder- druck gt"bt es keinen Beleg dafür, daß 
nisierung an und fördert Innovationen. uns die Arbeit ausgebt. Wenn wir uns 
Man könnte vielleicht auch sagen, daß anschauen, wo und wie in diesem Land 
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gearbeitet wird, stellen wir fest, daß 
es V erscbiebungen gibt Der offiziel­
le. formelle Sektor geht zurllck bzw. 
stagniert, aber im informellen Bereich 
der Schwarzarbeit, Hausarbeit haben 
wir einen Anstieg. Die Frage ist nur, 
ob diese Expansion des informellen 
Sektors zwangsläufig ist und die Wirt­
schaftspolitik deshalb daft1r die Rah­
menbedingungen schaffen sollte oder 
ob das alles nicht Ausdruck einer ganz 
bestimmten Regulierung unserer 
Volkswirtschaft ist, einer Verfestigung 
der Bedingungen am ersten Arbeits­
markt. die diese Ausweichreaktionen 
hervorruft (620-Mark Jobs, Schwarz­
arbeit etc.). Insofern messe ich diesem 
dritten Befund auch keine sehr große 
Bedeutung bei. 

Zu fragen ist in der Tat nach dem In­
novationspotential, nach dem, was den 
Strukturwandel einer Volkswirtschaft 
ausmacht. Eigentlich müßte der Struk­
turwandel beschlftigungneutral ver­
laufen, wie es bei uns bis Mitte der 
70er Jahre der Fall war. Seitdem war 
die Beschäftigungssituation nach der 
Rezession immer schlechter als davor. 
Der Sachverstlndigemat hat schon da­
mals darauf hingewiesen, daß die dau­
erllafte Arbeitslosigkeit zu dem Schluß 
nötigt, es gebe Hemmnisse im Struk­
turwandel, die dazu führen, daß das 
unvermeidliche Schrumpfen von 
Branchen das Wachsen anderer Bran­
chen auf dem Arbeitsmarkt dominiert. 
Dann sind wir bei der Frage nach der 
Investitionsbereitschaft in einer Volks­
wirtschaft. Das ist eigentlich auch der 
Befund im neuen Jahresgutachten des 
Sachverständigenrates mit seinem 
"Aufschwung zwischen Hoffen und 
Bangen". Der Rat fragt, warum die In­
vestitionen bei insgesamt günstiger 
Entwicklung der Gewinne nicht so an­
springen, daß in der Summe mehr 
Beschäftigung entsteht. Er sieht hier 
Mechanismen, die auf dieser Tagung 
auch immer wieder angesprochen 
wurden, die z.T. eindeutig als Fehl­
steuerungen zu sehen sind (Fehlanrei­
ze durch die Steuer- und Sozialpoli­
tik, in den Regulierungssystemen, in 
Bezug auf Innovationen). Hinzuge­
kommen ist seit der Bundestagswahl, 
daß die vorherige Verläßlichkeit dar­
über, daß nichts passiert, weg ist, ohne 
daß manjetzt schon weiß, was passiert. 
Es gibt eine neue Art der Unsicherheit, 
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und das ist ganz entscheidend, gerade 
wenn von den weltwirtschaftliehen 
Flanken her Fragezeichen gesetzt sind 
und die Wirtschaftspolitik stabilisie­
rend wirken sollte. 

Wirtschaftspolitischer 
Paradigmenwechsel 

Das bringt mich zum letzten Punkt im 
ersten Teil, der Frage nach der Not­
wendigkeit einer konzeptionellen Ba­
sis für die Wirtschaftspolitik. Man 
köDilte ja den politischen Wandel in 
der Bundesrepublik auch namhaft 
machen an Zäsuren in der Wirtschafts· 
politik. Der Wechsel von den christ-

ten zu Fehlentwicklungen fUhrt und 
daß die Nachfragepolitik eine Über­
forderung des Staates darstellt, weil er 
im Zeitablauf konsistent handeln muß 
und daß in diese Richtung nicht wei­
ter agiert werden koDilte. So kam es 
zum Wechsel von der nachfrage- zur 
angebotsorientierten Wirtschaftspoli­
tik. 

Vieles anders -
wie anders? 
Interessant ist zu beobachten, daß der 
Politikwechsel dieses Jahres mit Aus­
nahme der Wirtschaftspolitik im we­
sentlichen mit dem Begriff der Konti· 
nuität versehen wird. "Wir machen 

Arbeitsplatzmangel in Deutschland 
Analben ln Mlllonen ,- .. , ,' \ , , \ 
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demokratisch dominierten Regierun­
gen der 50er und 60er Jahre hin zur 
sozialdemokratischen Dominanz ging 
einher mit dem Obergang von der Or­
dungspolitik der Wiederaufbauzeit hin 
zur Stabilisierungspolitik, zu einem 
neuen Auftrag an den Staat, der im 
Konjunkturzyklus stabilisierend wir­
ken sollte. Das war die konzeptionel­
le Vorlage für die sozialliberalen Re­
gierungen. Ganz eindeutig verband 
sich hier mit einem politischen Wech­
sel ein wirtschaftspolitischer Paradig­
menwechsel. Dasselbe galt im Jahre 
1982: Vor dem Hintergrund dauerhaft 
hoher Arbeitslosigkeit und dauerhaft 
hoher Staatsschulden wuchs die Ein­
sicht, daß der dauerhafte Gebrauch 
von nachfragepolitischen Instrumen-
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nicht alles anders, aber vieles besser." 
In der Wirtschaftspolitik hat man in­
des den Anspruch, vieles anders zu 
machen. Die Frage ist nur: wie anders? 
Auch im Sinne eines Paradigmen­
wechsels, den wir dann als Basis un­
serer Konsistenzüberlegungen neh­
men könnten? Ist es wirklich ein 
Wechsel? Woher kommen wir denn 
wirtschaftspolitisch? In den 80er Jah­
ren hatten wir weitgehend eine ange­
botsorientierte Wirtschaftspolitik. 
Aber seit der Vereinigung hatte die 
Politik den roten Faden verloren, Ori­
entierungslosigkeit und hektischer 
Aktionismus dominierten, Probleme, 
die sich stellten, wurden mal so, mal 
anders gelöst, wie es gerade paßte, eine 
Linie war nicht mehr zu erkennen. 
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Wohin wir heute konzeptionell gehen 
werden, ist ebenfalls sehr unklar. In 
der RegiC11lllgserklärung von Bundes­
kanzler Sehröder steht, der Disput 
zwischen Angebots- und Nachfrage­
politik sei eine Scheinaltemative, der 
Streit führe zu nichts, beide Politiken 
stünden nicht in Widerspruch zuein­
ander. Überspitzt formuliert scheint es 
diesmal anders zu sein als bei den vor­
hergehenden politischen Brüchen. Der 
Paradigmawechsel in der Wirtschafts­
politik scheint im Durchwursteln des 
Pragmatismus unterzugehen. Wir ha­
ben das auch auf dieser Tagung von 
Vertretern der Regierungsparteien ge­
hört: Wir machen das, was pragma­
tisch ist. Nach Konzeption, Grundori­
entierung, Perspektiven fragen wir 
nicht viel. Insofern Ideologie gemeint 
war, stimme ich ja zu. Aber eine Kon­
zeption ist keine Ideologie, sondern 
der rationale V enuch, Widersprüche 
zu vermeiden; eine Basis zu definie­
ren fUr das, was man insgesamt tun 
will und sich nicht der Gefahr auszu­
setzen, sachlich und zeitlich inkonsi­
stent zu handeln. Denn manches, was 
vordergründig eine Problemlösung ist, 
kann im Widerspruch zu anderen Po­
litikinstrumenten stehen oder wider­
sprüchlich insofern sein, als es mit­
telfristig zu größeren Schäden führt. 
Mein Eindruck ist, Nachfragepolitik 
kann und wird es gar nicht geben. Es 
bleibt vielmehr bei einer Perspektive 
auf eine angebotsorientierte Wirt­
schaftspolitik. 

Was heißt dies für die einzelnen The­
menbereiche unserer Tagung? Abbil­
dung 1 skizziert, wie ich die Themen 
strukturieren möchte, die wir disku­
tiert haben. Wenn das Ziel hoher Be­
schäftigungsstand ist, kann man zum 
einen direkt am Arbeitsmarkt anset­
zen. W"U' müssen sprechen über den 
Erstauftragnehmer für eine Politik für 
mehr Beschäftigung, hier die Lohn­
politik; ebenso über institutionelle 
Reformen und dabei, den Sonderfall 
der gering qualifizierten Arbeit. Zum 
anderen kann man die Rahmenbedin­
gungen ft1r mehr Beschäftigung und 
die Frage, ob das Agieren der Tarif­
vertragsparteien begleitet wird von 
angemessener Politik in allen Berei­
chen, in den Mittelpunkt stellen. Ich 
habe neben den vier Bereichen, die 
wir verhandelt haben (Bereitstellung 
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öffentlicher Güter, Finanzierungs­
struktur, Systemwettbewerb, ökologi­
sche Nachhaltiglceit) hinzugesetzt, was 
mitgedacht sein muß und auch schon 
angesprochen wurde: Geldpolitik, Bil­
dungspolitik, Technologiepolitik. 

Wichtig ist zunächst eines: Angebots­
orientierte Wirtschaftspolitik setzt kla­
re Verantwortlicbkeiten voraus. Die 
Geldpolitik ist fUr Stabilität des Preis­
niveaus verantwortlich, die Finanzpo­
litik für die Bereitstellung öffentlicher 
Güter, die Lohnpolitik hat ft1r eine be­
schäftigungsorientierte Lohnhöhe und 
Lohnstruktur zu sorgen. Dieses Assi­
gnment ist eine entscheidende Voraus­
setzung für eine verläßliche Wirt­
schaftspolitik. 

Rolle der Lohnpolitik 

Wir haben den Disput erlebt zwischen 
ifo und DIW, zwischen der Mehrheit 
der deutschen Ökonomen und DIW. 
Die Grundorientierung, das streitet ja 
auch das DIW nicht ab, muß die Ori­
entierung an der Produktivität sein. 
Aus Sicht des DIW geht es darum, 
keine Lohnmindersteigerungen hinzu-

neluncn, denn wenn der Faktor Arbeit 
anhaltend Lohnzuwächse erhält, die 
geringer sind, als dem trendmäßigen 
Anstieg der Arbeitsproduktivität ent­
spricht, fl1hrt dies zu einem Rückgang 
der Lohnquote bei gegebener Beschäf­
tigung. Dies wird von den Unterneh­
mern und Investoren antizipiert, sie 
erwarten geringere private Nachfrage 
und werden deshalb weniger investie­
ren. Dieses Argument ist für sich ge­
nommen nicht falsch. Bs existiert ein 
solcher Effekt, wenn die Erwartungs­
bildung der Unternehmen nur geprägt 
wird von der erwarteten Veränderung 
der Lohnquote. Wenn aber insgesamt 
die Dynamik der Volkswirtschafthoch 
ist, dann ist nicht davon auszugehen, 
daß der Effekt einer Lohnzurückhal­
tung versickert. Geringere Lohnquote 
heißt auf der anderen Seite höhere Ge­
winnquote, heißt im Prinzip höhere 
Rentabilität der Unternehmen, das 
heißt bessere Risikokapitalbasis filr In­
vestitionen und stärkt von daher die 
Investitionsbasis der Untemehnien. 
Man kann also ganz andere Argumen­
tationsschleifen entfalten, die den 
Flassbeck-Effektkompensieren. In der 
Summe bleibt also davon nicht viel. 
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Hoher Beschlftigungsstand 

~ ~ 
AnutzpunkW arn Arbeltsmartd Rahmenbedingungen 

(1) Rolle dar Lohnpolitik I r --+ (1) Bereitstallung öffentlicher 
1' f= i- 1 Gater (lnfrastr., Soz.Si.) 
I -

I l --
(2) instltut~eformen --, r - ~ (2) "==' angemessene Flnanzle-

I 
l rungsstruktur 

I 
(fiakal. Nachhaltigkait 

(3) Sonderfall: 
~ I Anrelzkompatlbllltlt) 

garingqual. Arbeit I 

~< 
L-- (3) Bedeutung des System-

Wettbewerbs 

~ 
......... - - -(4) ökotog. Nachhaltigkelt 

... 
~ ... 

.. 
- - - -(5) Geldpolitik 

I ' ... 
f, - - - --(6) Bildungspolitik 

' J '- - - -(7) Technologiepolitik 

Abbildung 1 

23 



Wir sind deshalb der Meinung, daß es 

• erstens darauf ankommt, bei hoher 
Arbeitslosigkeit Lohnmindersteige­
rungen im Hinblick auf die trendmä­
ßige Entwicklung der Arbeitsproduk­
tivität vorzunehmen, 

• zweitens muß ein solcher modera­
ter Kurs der Lohnpolitik verläßlich 
sein, 
• drittens bedarf es einer Differen­
zierung der Lohnstruktur nach Pro­
duktivitätsunterschieden. 

Ausgehend von der Rolle der Lohn­
politik leitet sich der Bedarf ft1r insti­
tutionelle Reformen am Arbeitsmarkt 
ab. Diese Reformen beziehen sich zum 
einen auf das Verhalten der Tarifver­
tragsparteien, und sie sind deshalb 
nötig, weil die Lohnpolitik noch nicht 
den Kurs fährt, den sie verantwor­
tungsbewußt fahren müßte. Wenn wir 
die Tarifautonomie anknabbem, in­
dem wir beispielsweise § 77 Abs.3 
Betriebsverfassungsgesetz in Frage 
stellen, indem wir im Tarifvertragsge-­
setz Entschärfungen vornehmen, in­
dem wir Öffnungsklauseln gesetzlich 
vorschreiben und Einstiegsklauseln 
ebenfalls, sind dies alles V ersuche, die 
Tarifvertragsparteien zu diesem be­
schäftigungsorientierten Kurs zu be­
wegen, daß sie Mindestsetzungen zum 
Inhalt ihrer Verträge machen und so 
Gestaltungsspielraum fi1r die Betrie­
be öffnen. 
Dann gibt es einen weiten Bereich von 
Regulierungen, die sich direkt auf das 
Verbalten der Arbeitgeber beziehen: 
Kündigungsschutz, GUnstigkeitsprin­
zip, Sozialplanverpflichtungen. Auch 
das sind Dinge, über die man nachden­
ken muß. 

R~hmenbedingungen 

Wir erleben, daß in der Öffentlichkeit 
sehr stark so diskutiert wird, als be­
stUnde staatliches Handeln nur in der 
Erhebung von Steuern. Dabei ist die 
Einnahmenseite des Staatshaushalts 
eine abgeleitete. Die erste Aufgabe des 
Staats besteht nicht darin, Steuern zu 
erheben, sondern idealtypisch formu­
liert ist der Staat der rationale V ersuch 
einer Gesellschaft, eine Institution zu 
kreieren, die zur Befriedigung von 
Kollektivbedürfnissen ein angemesse­
nes Angebot bereitstellt. Wir haben 
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darüPet" nachgedacht, was vor der so 
definierten Frage eine angemessene 
Ausgabenstruktur und ein angemesse­
nes Ausgabenvolumen ist. Noch etwas 
deutlicher artikuliert werden müßte 
dabei noch die Frage, wo eigentlich 
Marktversagenstatbestände sind. Wo 
haben wir eigentlich kollektiven 
Handlungsbedarf? Man könnte verein­
facht sagen, überall da, wo wir nicht 
privatisieren können. Nur für diese 
Bereiche brauchen wir die kollektive 
Finanzierungsbasis. Was sich rechnet, 
können die Unternehmer auch allein 
machen. Der Staat hat über Regulie­
rungen dafür zu sorgen, daß das Han­
deln dieser Akteure im Einklang mit 
Recht und Gesetz, mit Vorstellungen 
über nachhaltiges Wachstum erfolgt. 
Wenn man so fragt, kommt man zu 
den Staatsaufgaben lnfrastuktur { ma­
teriell und immateriell (Schulen und 
Universitäten)} und soziale Sicherung. 
Diese letztere ist die Voraussetzung 
dafür, daß die Menschen mit den Si­
tuationen in einer Marktwirtschaft 
umgehen können. 

Versetzt euch ln eine 
Situation~ wo Ihr alle nicht 
wißt, wo Ihr denn letztlich 
ln diesem Arrangement, 
das Ihr selbst definiert, 

landen werdet. Das mQBte 
euch eigenlieh dazu 

bringen, 
sachengemessene 

Lösungen zu suchen. 

In einem zweiten Schritt ist nach der 
angemessenen Einnahmenstruktur des 
Staates zu fragen, und hier kommt das 
Argument der fiskalischen Nachhal­
tigkeit zum Tragen. Wie belasten wir 
zukünftige Generationen? 

Wir haben in diesem Kontext über die 
Reform der Einkommens- und Unter­
nehmensbesteuerung diskutiert. Es ist 
zu recht darauf hingewiesen, daß man 
auch bei der Steuerpolitik nicht auf 
Systematik verzichten kann, obne da­
ftlr einen Preis zu bezahlen. Systema­
tik klingt so nach Technik, nach Klar­
sichthüllen und Aktenordnern. In 
Wirklichkeit ist Systematik die Vor-

aussetzung von Steuergerechtigkeit 
Wenn sie alle Einkommen gleich be­
handeln, dann ist das natürlich ein 
Werturteil, aber Nichtdiskriminierung 
ist eine gut begrUndbare Zielsetzung. 
Zusammen mit dem Ziel, sich auf we­
nige Gestaltungsprinzipien zu reduzie­
ren, engt das den Willkürbereich der 
Steuerpolitik ein. W'IJ' haben gestern 
gehört, daß das mit dem Steuerentla· 
stungsgesetzentwurf nicht gerade ge­
lungen ist, um es wohlwollend zu for­
mulieren. Im Prinzip muß richtig sein: 
Senkung der Steuersätze, Verbreite­
rung der Bemessensgrundlage, aber 
dies tunliehst nicht im Unternehmens­
bereich bei den Abschreibungen . ... 

Wir haben ein weites Spektrum zu­
sammenhängender Themen diskutiert. 
Im Grundsatz muß man akzeptieren, 
daß das nicht alles im Konsens geführt 
werden kann, sondern auch in einem 
kontroversen Diskurs, ftir den nur ei­
nige gemeinsame Eingangsvorausset­
zungen zu akzeptieren sind. Politik 
kann nur auf Chancengleichheit, nicht 
auf Ergebnisgleichheit abzielen. Re­
form muß auch im intertemporalen 
Sinne verstanden werden, damit es 
künftigen Generationen nicht schlech­
ter geht. Auch das ist eine gute Legiti­
mation fUr Reformen, mit denen den 
heute Lebenden Einschnitte abver· 
langt werden. Man kann überlegen, ob 
man Argumentationsfiguren entfalten 
kann, mit denen die Einsicht in solche 
Reformen zu befördern wäre. Viel­
leichtkönnte man mit dem Schleier der 
Unwissenheit von Rawls den Kant­
schen Imperativ neu vermitteln: Ver­
setzt euch in eine Situation, wo ihr alle 
nicht wißt, wo ihr denn letztlich in die­
sem Arrangement, das ihr selbst defi­
niert, landen werdet. Das müßte euch 
eigentlich dazu bringen, sachangemes­
sene Lösungen zu suchen. 

Wir haben über Politkverständnis ge­
sprochen und über die Frage, warum 
so vieles nicht passiert. Ich meine, auf 
Dauer kann der Agent nicht schlech­
ter sein als der Prinzipal, und der 
Agent ist in diesem Fall die Regierung 
und das Parlament. Sie können auf 
Dauer in einer Demokratie nicht 
schlechter sein als der gesellschaftli­
che Diskurs, als die Meinungs- und 
Wertbildung in der Gesellschaft. • 
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Medienerziehung: 

Kinderspielplatz Computer 
Erzieherinnen diskutieren den sinnvollen Einsatz 

neuer Medien ln Kindergarten und Hort 

Karin Thalweger und Regina Befer können sich nur schwer von der 
Faszination des Computerbildschirms trennen. Mit Immer neuen 
Mouse-Klicks gehen sie auf Entdeckungsreise auf den Seiten des 
interaktiven Bilderbuchs "Die Scblldkröte und der Hase". Das 
,,Living Book" hat es in sich: Wer z.B. den Biber ankUckt, hört Ihn 
sofort singen: ,,Ich bin der Biber mit der Kappe, und meine Schei· 
ben sind nicht von Pappe!" Und der Biber-Discjockey dreht seine 
Platten auf einem abgesägten Baumstumpf. Doch Karin und Regi­
na müssen ihren Platz räumen. Denn das animierte Bßderbuch 1st 
nur eine von 10 Stationen im multimedialen EIDstiegsspiel der me­
dlenpädagogischen Fortbildungstagung ,,Kinder und Computer" für 
Erzieherinnen. 

Das Projekt ist in mehrfacher Hinsicht 
eine Premiere: Kinder und Computer 
ist als Thema in der Tutzinger Akade­
mie neu; zum ersten Mal sind Erzie­
herinnen aus Kindergärten und Hor­
ten in Oberbayern die Zielgruppe. Das 
Programm wurde gemeinsam von der 
Akademie, der medienpädagogischen 
Initiative "Studio im Netz (SIN)", dem 
Schulreferat München und dem Lan­
desfilmdienst Bayern konzipiert, vor­
bereitet und durchgefWut. Auch dies 
eine Novität. 

Große Resonanz 

Das neue Angebot stieß auf große 
Resonanz: In kürzester Zeit waren die 
25 Plätze vergeben, schnell wuchs die 
Warteliste auf über 60 Interessentin­
nen, obwohl nur Einrichtungen in fUnf 
Oberbayerischen Landkreisen ange­
schrieben wurden. Eine Teilnehmerin 
dazu: "Insgesamt gibt es für uns zu 
wenig Fortbildungsangebote und das 
Thema brennt auf den Nägeln". Die 
Leiterin eines Horts sagt: ,,Die Kinder 
sind uns in der Handhabung des Com­
puters meilenweit voraus!" 

Eine erste Meinungsabfrage im Semi­
nar ergibt ein buntes, unausgewoge­
nes Bild: .eine Mehrheit meint zwar, 
die Vorteile beim Computereinsatz im 
Kindergarten überwiegen, ein Teil ist 
unentschlossen und eine Minderheit 
sieht eher Gefahren durch die neuen 
Medien bei den Kindern: Fehlende 
Förderung der kindlichen Phantasie, 
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Vereinzelung und Vereinsamung vor 
dem Bildschirm, Verkümmerung der 
Sprachentwicklung, Haltungs- und 
Sehschäden sind die gängigsten Ge­
genargumente gegen den Spielplatz 
Computer. 

Hans Jürgen Palme, Geschll.ftsführer 
des Münchner Medien-Projekts "Stu~ 
dio im Netz" und einer der Tagungs­
leiter, umreißt das Thema: ,,.Es geht um 
die Kinder und um ihren Umgang mit 
multimedialen Welten. Es geht nicht 
um die Abschaffung 'echter, hautna­
her' Erfahrungen; es geht aber eben­
sowenig um romantisch-verklärte Ide­
alvorstellungen von Kindheit." 

Keine medienberuhigten 
Schutzzonen 

Die digitalen und virtuellen Welten der 
Erwachsenenwelt machen vor den 
Kinderzimmern nicht Halt. Wer sich 
davor mit der Forderung nach medi­
enberuhigten Schutzzonen schützen 
will, argumentiert gegen das vitale 
Interesse der Kleinen, sich mit der Er­
wachsenenwelt in angemessener, spie­
lerischer Weise auseinand.enusetzen. 
Denn: Kinder haben wache Augen. Sie 
sehen uns Erwachsene täglich mit die~ 
sen Geräten, die so viel können, um­
gehen. Sie erkennen, daß dies offen­
bar eine wichtige Komponente der 
Erwachsenenwelt ist, mit der sie auch 
umgehen wollen. (Wir verbieten ihnen 
ja auch nicht Puppenk:Uchen, elektri­
sche Eisenbahnen und Rennautos!). 

Kinder sind kommunikationsbegierig. 
Und Beobachtungen an Computern in 
Kindergärten belegen, daß nie einzel­
ne Kinder vor dem Monitor sitzen. Es 
sind immer Gruppen, die schnell in ein 
lebhaftes Gespräch über das Gezeigte 
und Gesehene kommen. Edith Ilg, 
Leiterin der Kindergartenabteilung des 
Münchner Schulreferats und ebenfalls 
mitverantwortlich für Konzept und 
Durchführung der Tutzinger Tagung: 
,,Multi-Media-Technik ist nicht von 
sich aus gut oder schlecht. Es kommt 
darauf an, was wir mit ihr machen. Der 
Computer mit guten Spiel- und Lern­
programmen ist eine Bereicherung fUr 
die Kinder." 

Die neuen Multi-Media-Technilcen 
mit ihrer V emetzung von virtuellen 
F'Ilm-, Bild-, Klang- und Textwelten 
bieten der kindlichen Neugier schier 
unbegrenzte Möglichkeiten. Der na­
türliche Forschungs- und Entdek­
kungsdrang der Kinder wird durch den 
bewußten Einsatz auch schon im Vor­
schulalter angeregt. Alle Sinne werden 
durch die neue Technik angesprochen. 
Computer, die geduldig auf Abruf 
Antworten in multimedialer Verknüp­
fung liefern - und das noch beliebig 
wiederholbar - sind für Kinder phan­
tastische Spielplätze und befriedigen 
ihre unersättliche Wißbegierde. 

Letzte Skepsis bei den Teilnehmerin­
nen schwand spätestens nach den Pra­
xisberichtendreier Münchner Kinder­
gartenleiterinnen. Sie hatten sich mit 
Kolleginnen und Kindern an dem Mo­
dellprojekt "Multim.edialandschaften 
fUr Kinder (Mula)", gemeinsam durch­
geführt von "Studio im Netz" und 
Schulreferat, beteiligt. Die Resonanz 
bei Erzieherinnen, Kindern und Eltern 
war durchweg positiv. Drei Compu­
ter standen vier Wochen lang im Kin­
dergarten und konnten von den Kin­
dern benutzt werden. Programme wur­
den getestet, ftlr gut bzw. schlecht be­
funden. Von Langeweile oder Verein­
zelung vor den Monitoren war nach 
Aussage von E1ke Sauerlandt keine 
Spur. "Ganz wichtig ist die Einbezie­
hung der Eltern vor, während und nach 
dem Projekt. Ohne gezielte Elternar­
beit kann Medienerziehung nicht er­
folgreich sein", ergll.nzt ·ihre Kollegin 
Sieglinde Seemann. 
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Die Projektleiter waren sich nach dem 
einjährigen Experiment, an dem in 
München 192 Kinder und 45 Erziehe­
rinnen in 14 Einrichtungen beteiligt 
waren, einig. Stellvertretend dazu 
Hans Jürgen Palme: "Multimediale 
Schonräume und Pufferzonen üben für 
das Vorschulalter eine Bremswirkung 
aus, die der natürlichen Wißbegier der 
Kinder entgegensteht und sie von 
wichtigen Alltagserfahrungen der Er­
wachsenenwelt fernhält Pädagogen, 
die die berechtigte Neugier der Klei­
nen auf Multimedia nicht ernst neh­
men, laufen Gefahr, die Kinder in der 
Aneignung unserer modernen Welt, 
die auch durch multimediale Techni­
ken bestimmt ist, zu behindern oder 
zu blockieren." 
Die Herausbildung von Medienkom­
petenz, dh. die bewußte Auswahl und 
verantwortliche Anwendung von Me­
dien, darf und kann nicht erst im 
Schulalter beginnen. Auch schon Vor­
schulkinder sollen Kriterien und Be­
wertungsmaßstäbe für Medienqualität 
entwickeln. Ohne bewußte Mediener­
ziehung in Elternhaus und Kindergar­
ten bzw. Schule kann sich von allein 
keine Medienkompetenz entwickeln. 
Sonst werden Kinder zu bloßen passi­
ven Konsumenten einer virtuellen 
Welt, in der es für sie nichts zu ent-

decken gibt. • Michael SchriJder 

Zeichnung: Liebermann 
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Multimedia bedeutet die 
immer komplexer 

werdende Integration von 
Text, Foto, Film und Ton ln 
einem Medium und die 
Möglichkeit, zwlechen den 
Inhaltsebenen auazuwlh· 
len. Multimedia verwischt 
damit nicht nur die Gren­
zen zwischen den her­
kömmlichen Medien Buch, 
Fernsehen, Radio, Film 
und Zeitung. Mit seiner 
Möglichkelt zur lnteraktl· 
ven Anwendung bedeutet 
Multimedia zugleich auch 
das Ende des bloß passi­
ven Konsums. Aus der 
Einbahnstraße der klassi­
schen Medlenkommunlka· 
tlon wird die mehrspurige 
Datanautobahn, die vom 
Nutzer ln belden Richtun­
gen befahren werden kann. 
Angebote auf CD-ROM und 
Im Internet kOnnen nach 
eigenem Balleben erkundet 
und genutzt werden. Multi· 
medla ermöglicht und 
erfordert Immer auch 
Eigeninitiative, ohne die 
sich der Inhalt nicht er­
schließt. 
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Andreas/Anfang, Günther {Hrsg.}: 
HIJuptsache: lntflnllctlv Ein Fall für 
die Medienpädagogik 
Reihe Medienpädagogik (hg. vom 
Institut Jugend Film Fernsehen, 
München} Band 9, 1997 

Webb, Colin/Wynne Rowe: Kinder 
fllltdeck11n den Computer 
Praktische Ratschläge für Eltern 
mit (Vor-}Schulkindem 
Beust Verlag, München 1996 

Kontalctadressen: 

sin Studio im Nfltz 
Rupprechtstr. 25-27 
80836 München 
Tel. 089-121844-08 

Dietlindenstr. 18 
80802 München 
Te/. 089-388890-43 
email: sin@sin-net.de 
Internet: www.sin-net.de 
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Gentechnik: 

Vom Geschöpf zum Schöpfer 
Konferenz über die Janusköpfigkelt 

des medizinischen Fortschritts 

In der Diskussion über die Gentechnik spielen Gefühle eine große 
Roße. Für viele ist sie Quelle einer diffusen Zukunftsangst. Sie flirch­
ten die Zucht eines "Supermenschen". Ffir ebenso viele ist sie ein 
möglicher Weg, schreckliche Krankheiten zu hellen. Sie hoffen auf 
ein Mittel gegen Krebs und AIDS. Die Tagung ,,Janusköpftgkeit 
des medfzlnl.schen Fortschritts" unter der Leitung von Gebhard 
Dlemer und Dr. Uwe Kranenpobl beschäftigte sich mit diesem Ge­
gensatz aUB Sicht der Ethik und der PoHtik: Was Jst verantwortbar? 
Wie kann und soll die Politik eingreifen? 

Von den ethischen Fragen im medizi­
nischen Alltag berichtete Privatdozen­
tin Dr. Gerlinde Debus, die im Städti­
schen Krankenhaus MUnchen-Neu­
perlach praktiziert. Gerade die präna­
tale Diagnostik sei ein heikles Gebiet. 
Genetische Untersuchungen seien zur 
Zeit vor allem bei Schwangeren über 
35 Jahren üblich, da deren Kinder mit 
erhöhter Wahrscheinlichkeit am 
Down-Syndrom leiden. Werde beim 
Fötus eine Fehlbildung festgestellt, 
werde er zum Patienten. Dann müsse 
zwischen den Risiken der Erkrankung 
und den Behandlungsrisiken fl1r Mut­
ter und Kind abgewogen werden. 

Selektion 

Nach der Neufassung des § 218 StOB 
könnten kranke Föten auch nach der 
24. Schwangerschaftswochen noch 
abgetrieben werden. 
Während der Schwangerschaftsab­
bruch auf Wunsch gesunde und 
kranke Embryonen in gleichem 
Maße träfe, ziele beim kranken Föten 
der Schwangerschaftsabbruch darauf 
ab, das kranke Kind zu töten. Hier fin­
de eine Selektion und damit Ungleich­
behandlung von Behinderten und 
Nichtbehinderten statt. 
In diesem Zusammenhang stellten 
sich folgende Fragen: Wie wird ein 
genetisches Risiko bewertet? Wie ist 
das individuelleVerständnisvom Be­
ginn des schützenswerten Lebens? 
Wie ist die Haltung zur Tötung vor­
geburtlichen Lebens? Wie ist die Ein­
stellung zu behindertem Leben? Da­
bei sei zu berücksichtigen, daß Föten 
ab der 21. Woche Schmerzen empfin-
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den und daß Ärzte die Föten töten. 
Probleme der pränatalen Diagnostik 
seien auch die Möglichkeit eines Miß­
brauchs, z. B. die Austragung be­
stimmter Geschlechter, der vermeint­
liche ,.,Anspruch" fl1r jedennann auf 
ein gesundes Kind oder die Betrach­
tung eines behinderten Kindes als 
Schaden, der von den Ärzten einge­
klagt werden könne. 

Gerlinde Debus: Heikles 
Gebiet 

Wertungsprobleme 

Die Anforderungen, die die Human­
genetik an die Demokratie stellt, er­
lll.uterte Dr. Bernhard Gill, Ludwig­
Maximillans-Universität München. Er 
unterschied zwischen Gefahren des 
Gelingens, also dem was passieren 
könnte, wenn die Gentechnik erfolg­
reich angewandt wUrde, und den Risi­
ken als nicht intendierten potentiellen 

Schäden. Anders als im Normalfall 
werde bei der Gentechnik prospek­
tive Vorsorge betrieben. Eben weil 
man die Risiken noch sehr hoch ein­
schätze, greife der Staat regulierend 
ein. Andererseits stehe es in der Frei­
heit des Einzelnen, an sich medizini­
sche Behandlungen mit Gentechnik 
vornehmen zu lassen. Die Politik ste­
he somit vor Wertungsproblemen. 

Ober ein Verbot eines Großteils der 
Gentechnikhaben die Schweizer BUr­
ger in einer Volksabstimmung im ]uni 
1998 entschieden. Dr. Martin Breiten­
steiner, Redakteur bei der Neuen ZU­
richer Zeitung, berichtete über die 
Strategien der Gegner und Befürwor­
ter der Initiative. Nur zu Beginn der 
Diskussion sei auch Uber Sachthemen 
diskutiert worden, danach hätten bei­
de Seiten stark emotional argumen­
tiert. Die Gegner der Gentechnik 
schürten die diffusen Ängste und ver­
wiesen auf die "WUrde der Kreatur". 
Die Befürworter konzentrierten ihre 
Kampagne auf den Schutz der Arbeits­
plätze und die möglicherweise lebens­
rettende Wirkung der Gentechnologie. 
Erfolg hatten die Befürworter: das 
Volksbegehren wurde mit über 60 Pro­
zent der Stimmen deutlich abgelehnt. 

Argumentationstypen 

Einen ethisch-systematischen Ansatz 
verfolgte Professor Dr. Annin Wild­
feuer, Katholische Fachhochschule 
Paderbom. Er unterschied grundsätz­
lich zwischen drei Argumentationsty­
pen beim Diskurs über ethische Her­
ausforderungen der Gentechnik. Zum 
einen den medizinisch-pragmatischen, 
der zwischen Nutzen und Schaden ei­
ner genetischen Therapie abwägt. Es 
sei zum Beispiel ethisch nicht verant­
wortbar, einem Kranken diese Thera­
pie zu verweigern. Beim zweiten, ge­
sellschaftspolitiscben Argumentati­
ontyp gehe man von der Beftlrchtung 
aus, die Gesellschaft sei fUr die Mög­
lichkeiten der Gentechnick nicht reif. 
Eine andere Gefahr sei der "private" 
Mißbrauch der Gentherapie durch ehr­
geizige ffitem. Der dritte, der katego­
rische Argumentationstyp lehne die 
Gentechnik ohne Abwägung von Vor­
und Nachteilen ab. Er geht von der 
Doppelthese von der Unheiligkeit des 
Menschen und der Heiligkeit seiner 

27 



Natur aus. Die drei Argumentations­
typen hingen zwar zusammen, die öf­
fentliche Diskussion ignoriere aber 
ihre unterschiedlichen Bezugspunkte. 
Eine sachliche Diskussion müsse die­
se Unterschiede berücksichtigen. 

Nochmals um die praktische Politik 
ging es in einer Podiumsdiskussion. 
Landtagsabgeordneter Dr. med. Klaus 
Gröber (CSU) plädierte für die Gen­
technik. Die neuen Möglichkeiten ver­
sprächen schneller, besser und wirt­
schaftlicher zu sein als die klassischen 
Methoden. Gerda-Maria Haas, stell­
vertretende Vorsitzende der bayeri­
schen SPD, begrüßte, daß heute - an­
ders als früher - auch nach den Aus­
wirkungen technischer Neuentwick­
lungen gefragt werde. Die europäische 
Bioethikkonvention sei ein erster 
Schritt, aber noch unbefriedigend. Die 
Gesellschaft müsse sich letztlich die­
se Frage im Diskurs selbst beantwor­
ten. 

Marina 
Instrumentelle UnterwBrfung 

Die Grünen waren durch Marina 
Steindar auf dem Podium vertreten. 
Sie kritisierte, daß im Moment nie­
mand versuche, der "instrumentellen 
Unterwerfung der Natur'' entgegenzu­
wirken. Die neue Regierung werde 
diesem Problem durch die im Koaliti­
onsvertrag vereinbarte Einrichtung 
einer Enquetekommission zu Leibe 
rücken. 

Klonierung ablehnen 

Kirchemat Erhard Ratz brachte eine 
theologische Komponente in die Dis­
kussion ein. Durch die Analyse der 
menschlichen Gene könnten zum Bei­
spiel Krankheiten früh erkannt wer-
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den. In diesem Zusammenhang stelle 
sich aber die Frage, ob es für den Pati­
enten ein Recht auf Nichtwissen gebe, 
wenn beispielsweise die Veranlagung 
zu einer unheilbaren Krankheit dia­
gnostiziert werden könne. Grundsätz­
lich sei die Klonierung von Menschen 
abzulehnen. Sollte dies trotzdem je-

"Vor Jedem Schritt, wel­
chen Wissenschaft und 
Technik nach Vorwirts 

machen, müssen die 
Menschen drei Schritte 
zur Vervollkommnung 

ihrer Ethik tun." 
Novalis 

mals geschehen, habe der Klon aller­
dings ähnlich wie ein eineiiger Zwil­
ling ein Recht auf Respek.tierung sei­
ner Menschenwürde. 
Orientierungspunkte für die ethische 
Diskussion über die Gentechnik seien 
die Menschenwürde, die Tiefe des 
Eingriffs und die Berücksichtigung der 
kommenden Generationen. 

Kirchanrat Erhard Ratz: Recht auf 
Nichtwissen 

Seinen Ausblick faßte er mit einem Zi­
tat von Novalis zusammen: "Vor je­
dem Schritt, welchen Wissenschaft 
und Technik nach Vorwärts machen, 
müssen die Menschen drei Schritte zur 
Vervollkommnung ihrer Ethik bm." 

JUrgen Stem 

I .•• .._..-- . 
~ . . . . . . 

Zeichnung: Mester 
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Der Europäische Gerichtshof als Motor 
europäischer Einigungsbemühungen 

Anmerkungen zur Methodik der Rechtsfindung 
von Prof. Dr. Günter Hirsch, 

Kammerpräsident am Gerichtshof der Europlüschen Gemeinschaften, Luxemburg 

Vor einigen Jahrzehnten nannte der ehemaHge Kommissions­
präsident Walter Hallstein die Europäische Gemeinschaft, auf 

Ihre ständig wandelnde Struktur anspielend, einen unvollendeten 
Bundesstaat. Der Wandelist gebHeben, die Struktur nicht. Mit den 
Verträgen von Mautriebt und Amsterdam hat sich die Europäi­
sche Union weiterentwickelt. Ist sie auch demokratischer geworden? 
Auf einer Tagung wurde geprüft, ln welcher "Verfassung" sich die 
EU beftndet. Prof. Dr. Gtinter Birsch stellt die Arbeit des Europli­
scben Gerichtshofes vor. 

Bin Artikel des seinerzeitigen deut­
schen Bundessozialministers im 
SPIEGEL erregte 1992 die europa­
rechtlichen Gemüter - jedenfalls in 
Luxemburg. Unter dem Titel ,,Die lei­
se Übermacht" wurde dem Europäi­
schen Gerichtshof aus Anlaß seines 
40. Geburtstages nichts weniger vor­
geworfen als eine ,,eklatante Verlet­
zung des Gewaltenteilungsprinzips" 
durch ,,freie Rechtsschöpfung". Die 
Luxemburger Richter bitten den Ehr­
geiz, selbst den Kurs der Integration 
zu bestimmen, ihnen mangelten die 
gebotene Mäßigung und politische 
Zurückhaltung. 
Diese Kritik war nicht etwa nur eine 
vereinzelte - wenn auch gewichtige -
Stimme, vielmehr war es eine Zeit 
lang geradezu eine Modeerscheinung, 
dem Europäischen Gerichtshof ein 
verfehltes Rollenverständnis in der 
Abgrenzung der judikativen von der 
legislativen Gewalt in Buropa vorzu­
werfen. Dies klingt selbst in der weg­
weisenden Entscheidung des Bundes­
verfassungsgerichts vom Oktober 
1993 zum Maastricht-Vertrag an, 
wenn dort die ,,dynamische Erweite­
rung der bestehenden Verträge" durch 
den Europäischen Gerichtshof im 
Wege einer großzügigen Handhabung 
der HG-Kompetenzen und einer Ver­
tragsauslegung im Sinne einer größt­
möglichen Ausschöpfung der Ge­
meinschaftsbefugnisse kritisch ange­
merkt wird. 

Natürlich fehlt es auf der anderen Sei­
te nicht an anerkennenden Kommen­
taren zur rechtsfortbildenden Kraft des 
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Gerichtshofs, der sich im Prozeß der 
europäischen Einigung durch seine 
von nationalen politischen Interessen 
losgelöste, an der Zielvorstellung der 
Union orientierten Rechtsprechung als 
Hüter des Gemeinschaftsrechts erwie­
sen habe. 

Damit ist das Spannungsfeld skizziert, 
in dem der Gerichtshof der Europlü­
schen Gemeinschaften steht. 

Richterrecht und 
Methodik der 
Rechtsfindung 

In Anbetracht der schwierigen Aufga­
be des Gerichtshofes, nicht nur das 
geschriebene Gemeinschaftsrecht aus­
zulegen, sondern auch übergeordnete 
Rechtsgrundsätze des Gemeinschafts­
rechts herauszuarbeiten und auf diese 
Weise eine kohlrente und effektive 
Rechtsordnung der Gemeinschaft zu 
entwickeln und zu sichern, verwundert 
es nicht, daß einzelne Urteile und 
Rechtsprechungstendenzen des Ge­
richtshofes auf Kritik gestoßen sind. 
Besonders ernst zu nehmen sind si­
cherlich die Vorwürfe, der Gerichts­
hof habe mit der einen oder anderen 
Entscheidung das Terrain der Judika­
tive verlassen und sich Befugnisse der 
Rechtssetzuns angemaßt, wie sie nur 
dem konstitutionellen oder dem sekun­
dären Gesetzgeber der Gemeinschaft 
zustehen. 
Das Spannungsverhältnis zwischen 
zul/Jssiger Rechtsfortbildung durch 
Richterrecht und unzuUtssiger richter-

Günter Hirsch 

licher Rechtsschöpfung hat konstitu­
tive Qualität; es markiert die sakro­
sankte Grenzziehung zwischen der le­
gislativen und der judikativen Gewalt. 
Die Kompetenz der Judikative zur 
Weiterentwicklung des Rechts unter 
Respektierung der Domll.ne des Ge­
setzgebers ist ein grundslltzliches Pro­
blem, das sich jeder Gerichtsbarkeit 
stellt PUr V erfassungsgerlebte mit der 
Kompetenz zur Normenkontrolle ge­
winnt dieses Problem besondere Be­
deutung. Im Verhältnis des Europlü­
schen Gerichtshofs zum Bundesver­
fassungsgericht wirft es darüber hin­
aus ganz spezifische dogmatische Fra­
gen auf, die zum Teil wenig glücklich, 
unter dem Schlagwort der sogenann­
ten Kompetenz-Kompetenz, diskutiert 
werden. 
Will man die Bedeutung des Richter-· 
rechts beim Europlüschen Gerichtshof 
würdigen, sollte man sich die Aus­
gangssituation vor Augen führen: Als 
der Gerichtshof, der bereits vorher als 
Gericht der Europäischen Gemein­
schaft für Kohle und Stahl gegründet 
worden war, im Oktober 19S8 seine 
Tätigkeit nach dem EWG-Vertrag auf­
nahm, fand er sich in einer Lage, die 
sich von der rechtlichen Situation in 
Deutschland, aber auch von der heu­
tigen Rechtslage in der Gemeinschaft, 
völlig unterschied. Von Normenflut 
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konnte keine Rede sein, im Gegenteil 
herrschte, um im Bild zu bleiben, ge­
radezu eine normative Ebbe. Es gab 
den Gemeinschaftsvertrag mit institu­
tionellen Vorschriften, mit Zielvorstel­
lungen und Grundnormen sowie Er­
mächtigungen zur Setzung sekundä­
ren Gemeinschaftsrechts. Nachgeord­
netes Gemeinschaftsrecht, also insbe­
sondere Richtlinien und Verordnun­
gen, entstand erst im Laufe der Zeit. 

Dem Europäischen Gerichtshof war 
im Vertrag die Aufgabe zugewiesen 
worden, die Wahrung des Rechts in 
der Gemeinschaft zu sichern. Der Ge­
richtshof befand sich damit seinerzeit 
in einer Situation, die kaum ihresglei­
chen kennt Auf der Grundlage einer 
völlig neuen, nämlich einer suprana­
tionalen Rechtsordnung ohne Vorbild, 
die noch in keiner Weise ausdifferen­
ziert war, mußte er in jeder Hinsicht 
Neuland betreten. Er sah sich vor die 
Aufgabe gestellt, auf dem Hintergrund 
unterschiedlicher nationaler Rechts­
findungssysteme eine eigene Metho­
dik der Auslegung von Normen einer 
völlig neuen Qualität zu finden und 
rechtliche Probleme ohne die umfas­
sende UnterstUtzung einer etablierten 
Rechtswissenschaft zu lösen. Der Ge­
richtshof mußte, kurz gesagt, seine 
Rolle als Gericht erst definieren und 
sich selbst das geistige Rüstzeug erar­
beiten ft1r den - um einen Ausdruck 
von Ihering zu gebrauchen - "Kampf 
ums Recht". 

Dabei konnte der Gerichtshof zwar auf 
mehr oder weniger ausgefeilte Metho­
denlehren in den einzelnen Mitglied­
staaten zurückgreifen, die eine ge­
meinsame Wurzel im Römischen 
Recht haben. Es galt jedoch, auf de­
ren Grundlage eine neue, den speziel­
len Anforderungen des Gemein­
schaftsrechts gerecht werdenden Me­
thodik der Rechtsfindung: 

• Dem ft1r die Auslegung nationalen 
Rechts vorrangigen Wortlaut der 
Norm kommt für die Auslegung von 
Gemeinschaftsrecht erheblich gerin­
gere Bedeutung zu. Ist doch eine Norm 
in der Fassung einer jeden Amtsspra­
che der Gemeinschaft authentisch, so 
daß sie in der Regel keineswegs so ein­
deutig ist, wie es auf den ersten Blick, 
d.h. nach einem Blick auf eine der 
sprachlichen Fassungen, der Fall zu 
sein scheint. 
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• Der Wille des Gesetzgebers - also 
in der Gemeinschaft vorrangig der 
Mitgliedstaaten und der Gemein­
schaftsorgane als Autoren von primä­
rem und sekundärem Gemeinschafts­
recht - ist häufig heterogen, wenig klar 
und ersichtlich von politischen Kom­
promissen überlagert. 

• Deshalb hat in der Rechtsprechung 
des Europäischen Gerichtshofs die te­
kologi3che lnterpn:tation maßgeben­
de Bedeutung gewonnen. Die Suche 
nach dem Ziel einer Regelung in ih­
rem systematischen Kontext be­
herrscht die Suche nach der richtigen 
Auslegung der Norm. hn Letzten ist 
jede Gesetzesauslegung das Erfor­
schen des Telos, und zwar in einem 
objektivierten Sinne. 

Eine Regelung wird nach Möglichkeit 
so ausgelegt, daß sie einer wirksamen 
Erreichung der allgemeinen Vertrags­
ziele dient Alle Auslegung ist im Letz­
ten eine Frage nach der Teleologie. 
In diesem Zusammenhang spielt die 
Rechtsvergleichung eine große Rolle, 
also die Feststellung, welche rechtli­
chen Inhalte bestimmte Regelungen 
und Formulierungen in den einzelnen 
mitgliedstaatliehen Rechtssystemen 
haben. Diese Erkenntnisgrundlage 
kann die lebendige Diskussion im 
Richterkreis verschaffen oder eine 
Recherche des wissenschaftlichen 
Dienstes des Gerichtshofs. 

Der Europäische Gerichtshof spricht 
nicht Recht ,;m Namen des Volkes". 
Die Europäische Gemeinschaft ist kein 
Staat, sondern eine Gemeinschaft sou-

Die Rfllerelften der Tagung: 

veräner Staaten, deren Regierungen 
durch das jeweilige Staatsvolk demo­
kratisch legitimiert sind. Ein europäi­
sches Staatsvolk gibt es nicht. Die 
europäische Integration ist ein ergeb­
nisoffener dynamischer Prozeß, des­
sen Geschwindigkeit und Orientie­
rung von der strategischen Kraft der 
nationalen Buropapolitiken abhängt. 
In diesem Integrationsprozeß hat der 
Europäische Gerichtshof eine ge­
wichtige Rolle gespielt und er spielt 
sie noch. 

Ob man hieraus herleiten kann, daß 
er seine Rolle als die eines ,,Motors 
der Integration definiert, möchte ich 
bezweifeln. Dies mag in früheren 
Jahrzehnten vielleicht der Fall gewe­
sen sein; unter dem Hintergrund ei­
nes inzwischen ausdifferenzierten Ge­
meinschaftsrechtssystems und einer 
umfangreichen Judikatur kann es heu­
te jedenfalls nicht mehr Aufgabe des 
Gerichtshofs sein, die Geschwindig­
keit der weiteren Europäischen Inte­
gration zu bestimmen und ihr in je­
dem Falle die Interessen der einzel­
nen Mitgliedstaaten unterzuordnen. 
Insoweit ist der Europäische Gerichts­
hof nach meiner Überzeugung nicht 
.,Motor der Integration"; die Ge­
schwindigkeit und die Dichte der 
weiteren Integration zu bestimmen, ist 
vielmehr Aufgabe der Politik. Aufga­
be des Gerichtshofs ist es, Hüter der 
Verträge zu sein und Garant der 
Grundfreiheiten, die die Gemein­
schaft zu einem Buropa der Bürger 
machen. • 

Reinhold BockltJt, Staatsminister, MdL 
Marcel von Donat, Beamter der EU-Kommission a.D. 
Prof. Dr. Günther Hirsch, Kammerpräsident am Gerichtshof der EG 
Prof. Dr. Hans Hugo Klein, Richter des Bundesverfassungsgerichts a.D. 
Prof. Dr. Dr.h.c. Heinrich Oberreuter, Akademiedirektor 
Wolfgang Pini, Generaldirektor a.D., Sekretariat des Rates der EU 
Prof. Dr. Heinrich Schneider, Universität Wien 
MR Dr. Joachim Würmeling, Bayerische Staatskanzlei 

Podium: 
Dr. lngo Frledrich MdEP, Europäisches Parlament 
Günter G/oser MdB 

Tagunpleltung: Dr. Michael Piazolo 
Dr. Peter März 
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50 Jahre Israel: 

Kampf ohne Ende? 
1998 jährte sich die Gründung des Staates Israel zum 50. Mal. 1948 
ging der Traum der Zionisten in Erftillung. Gleichzeitig begann ein 
Alptraum der Gewalt im Nahen Osten. Mit Geschichte und Gegen­
'!art des israelische~ S~tes und des Konflikts um Ihn beschäftigte 
sach eine Tagung, die die Akademie in Zusammenarbeit mit der 
Deutschen Vereinigung für polltische Bildung, der Bayerischen Lan­
deszentrale rur politische Bildungsarbeit und der Europäischen 
Akademie Bayern veranstaltete. 

Prof. Dr. Michael Wolffsobn (Uni~ 
versität der Bundeswehr, München) 
zerstörte mit seinem Beitrag einigeLe~ 
genden, die sich um den Staat Israel 
ranken. So die GrUndungslegende, daß 
in Palästina ein Land ohne Volk auf 
ein Volk ohne Land gewartet hätte. 
Oder daß Israel den Arabern militä~ 
risch unterlegen gewesen sei. Viel­
mehr habe es stets Uber die schlagkräf­
tigere Armee verfügt. Die USA seien 
nicht von Anfang an ein Freund des 
jüdischen Staates gewesen. Im Gegen­
teil: Es sei vor allem die Sowjetunion 
gewesen, die Israel in den ersten Jah­
ren half. Der Staat Israel sei auch nach 
jüdischem Glauben nicht die ErfUllung 
einer göttlichen Prophezeiung. Viel­
mehr wUrden streng gläubige Juden 
den Zionismus als Eingreifen der Men­
schen in den göttlichen Heilsplan ver~ 
urteilen. Andere Juden sehen darin 
aber einen möglichen Zwischenschritt 

Staat und Religion 
verknüpft 

Dr. Yfaat Wefss (Universität Mün­
chen) wies in ihrem Referat über ''Re~ 
ligion und Staat Israel" ebenfalls auf 
den Konflikt zwischen Zionismus und 
der jüdischen Religion bin. Der Zio­
nimus sei zwar eine säkulare Bewe­
gung, habe aber auch ein religöses 
Moment besessen. Dies habe im 
Staatswesen dazu geftlhrt, daß Staat 
und Religion nicht getrennt, sondern 
verknüpft worden seien. Israel sei ein 
jüdischer Staat. Die Religion bestim­
me zum Beispiel große Teile des Pri­
vatrechts. Im Sechstagekrieg habe Is­
rael viele biblische Städten erobert, 
was den orthodoxen Juden Auftrieb 
gegeben habe. Trotzdem schätzte 
Weiss ihren Anteil an der Gesamtbe~ 
völkerung nur auf etwa 10 Prozent. 
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Michsei Wolffsohn: Gründungs­
legende zerstört 

Nstsn Sznsider: Konsum- gegen 
Gottesbürger 

Prof. Dr. Natan Sznaider (Universi~ 
täten Tel A viv und München) zeigte 
die vielfaltigen Konfliktlinien in der 
israelischen Gesellschaft auf. Auf der 
einen Seite stünde ein kosmopoliti­
sches, individualisiertes, liberales 
Konsum- und Einkauibürgertum, auf 

der anderen das Wehr- und Oottesbür­
gertum. Der neue Friedensprozeß in 
den 90ern habe bei der ersteren Gru~ 
pe Aussichten auf gesteigerten Kon­
sum geweckt und deshalb deren Un­
terstützung gefunden. Durch den ver~ 
stärkten Konsum sei aber auch das 
soziale Gef!Ule in Israel deutlicher zu 
Tage getreten, was die Konsumverlie­
rer zur Ablehnung dieser Verwestli­
chung, auch in ~n Wahlen, geführt 
habe. Das Ergebnis sei der Regie­
rungswechsel und die Verlangsamung 
des Friedensprozesses gewesen. 

Probleme der 
Siedlungspolitik 

Dr. Friedrlcll Schreiber, langjähriger 
ARD-Korrespondent in Tel Aviv, be­
schäftigte sich mit der Entwicklung 
seitdem Sechs-Tage-Krieg 1967. Den 
Krieg habe Israel dank seiner Präven­
tivstrategie gewonnen. Der schnelle 
Sieg in der Luft und am Boden habe 
Israel große Landgewinne aber auch 
große Probleme in den besetzten Ge­
bieten gebracht. Nach dem Blitzsieg 
sei die damalige sozialdemokratische 
Regienmg bereit gewesen, Land ge­
gen Frieden einzutauschen, habe aber 
im Frieden mit Ägypten nur beding­
ten Btfolg gehabt. Nach dem Regie­
rungswechsel 1977 habe die Besied~ 
lungspolitik begonnen. Diese habe Is­
rael allerdings vor neue Probleme ge­
stellt: 

1. Zwischen dem Fluß Jordan und dem 
Meer sei die Zahl der arabischen Ge­
burten deutlich höher als die jüdi­
schen. Daher brauche Israel einen ei~ 
genständigen palästinensischen Staat, 
um selber jüdisch bleiben zu können. 

2. Behielten die Israelis die Besetzung 
der palästinensischen Gebiete bei, 
wUrden sie sich selbst zu einer Art 
''Herrenvolk" machen. 

3. Die israelische Armee beziehe ihre 
Rechtfertigung aus ihrer Stellung als 
Verteidigungsstreibnacht und nicht als 
Besatzungsmacht. N euen Schwung 
hätten die Friedensbemühungen nach 
langen Jahren der Intifada und dem 2. 
Golfkrieg durch die Verhandlungen in 
Madrid, Oslo und Wye erhalten. Ob 
der jedoch ausreiche, sei angesichts 
der jüngsten Entwicklung wieder frag­
lich geworden. • 

JUrgen Stern 
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Aus dem Schatten der Katastrophe Die Aufnahme diplomatischer Bezie­
hungen erfolgte erst im Mai 1965 ge­
gen den Widerstand von Außenmini­
ster Schröder .... Im Sechstagekrieg 
1967 nahm die deutsche Bevölkerung 
deutlich zugunsten Israels Partei, doch 
markierte die Eroberung von West­
bank und Gaza und die Aufrechterhal­
tung der Besetzung dieser Gebiete den 
Beginn sich im Zeitverlauf verschär­
fender Schwierigkeiten Israels nicht 
zuletzt mit den EG-Liindem. Für die 
Bonner Außenpolitik kam zum bishe­
rigen Zielkonflikt zwischen einem 
guten Verhältnis zu den Arabern und 
zu Israel ein neuer hinzu, nämlich 
zwischen der Solidarität mit dem Ju­
denstaat und der israelkritischen Aus­
richtung der zunlichst von Frankreich 
dominierten außenpolitischen Zusam­
menarbeit der Gemeinschaftsstaaten. 
Diese schlug sich z. B. im koordinier­
ten Abstimmungsverfahren bei den 
Vereinten Nationen nieder, doch ver­
hielt sich Deutschland hier von allen 
Mitgliedern durch die Bank am gün­
stigsten ftlr Israel .... 

von Niets Hansen, 1981 bis 1985 deutscher Botschafter in TelAviv * 

Die amtlichen Beziehungen der bei­
den Länder sind schon seit vielen Jah­
ren sehr intensiv, worin sich ihre aus 
der Schoah ergebende Besonderheit 
widerspiegelt. Nach den USA ist die 
Bundesrepublik Deutschland Israels 
engster Partner - zwar mit gehörigem 
Abstand, aber doch weit vor allen an­
deren. Es hat sich ein dichtes Netz der 
Zusammenarbeit entwickelt. Beteiligt 
sind Exekutive, Legislative aus Bund, 
Ländern und Gemeinden. Auch priva­
te Institutionen wirken mit, wobei vor 
allem die Deutsch-Israelische Gesell­
schaft und die Israelisch-Deutsche 
Gesellschaft, aber auch zahlreiche 
Fördervereine, Stiftungen usw. zu nen­
nen sind .... 

Exbotschafter Niels Hansen: 
.Sekundärer• Antisemitismus 

Dagegen ist, wie Meinungsumfragen 
ausweisen, das gegenseitige Image, 
d.h. das Bild, das sich das eine Volk 
vom anderen macht, nach wie vor 
nicht besonders gut, und es ver­
schlechterte sich besonders während 
des Golfkriegs 1991. Das hat israeli­
scherseits mit den Untaten der Nazi­
zeit zu tun, die beim Eichmann-Pro­
zeß 1961 deutlich ans Licht gerUckt 
wurden und seither immer stärker (und 
im Zeitverlauf nicht etwa abnehmend) 
das israelische Kollektivbewußtsein 
bestimmen. Deutscherseits ist es ge­
mäß dem Motto ''Wenn Du mich nicht 
magst, mag ich Dich auch nichf' auch 
reaktiv bedingt. In diesen Zusammen­
hang gehört leider auch der "sekun­
däre" Antisemitismus, der sich aus 
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weitgehend anderen Vorurteilsmoti­
ven als den früher üblichen speist ... 

Die erste wesentliche Etappe der 
deutsch-israelischen Beziehungen 
stellte das Wiedergutmachungsab­
kommen von 1952 dar, mit dem die 
Bundesrepublik Israel 3 Milliarden 
Mark Globalentschädigung leistete .... 

Wiedergutmachung -
keine Schuld 

Voraussetzung für die Aufnahme der 
im Mllrz 1952 bei Den Haag begin­
nenden Verhandlungen war die- mit 
der jüdischen Seite abgestimmte- Er­
klärung Adenauers vor dem Bundes­
tag am 27. 9. 1951, in welchem der 
Kernsatz lautete: "Im Namen des deut­
schen Volkes sind unsagbare Verbre­
chen begangen worden, die zur mora­
lischen und materiellen Wiedergutma­
chung verpflichten." Von Schuld- und 
auch von Verstrickung - war nicht die 
Rede, wohl aber heißt es, daß "das 
deutsche VoJk in seiner überwiegen­
den Mehrheit die an den Juden began­
genen Verbrechen verabscheut und 
sich nicht an ihnen beteiligt hat." ... 
Bis heute wurden (einschließlich der 
Globalkompensation an Israel) insge­
samt 102 Milliarden Mark bezahlt, 
hochgerechnet auf die jetzige Kauf­
kraft 212 Milliarden Mark. Die mate­
riellen Gesamtschäden der Juden wa­
ren aber wesentlich höher .... 

Als besonders positive Phase erwies 
sich die Regierungszeit von Rabin und 
Peres 1992 bis 1996 mit ihren Fort­
schritten im nahöstlichen Friedenspro­
zeß. Der erwähnte doppelte Zielkon­
flikt war aufgelöst .... Die Aufrechter­
haltung der guten Beziehungen wird 
nicht zuletzt von den Fortschritten im 
Friedensprozeß abhängen. Grundsätz­
lich ist zu sagen, daß Deutschland Is­
rael verbunden bleiben und daß es sich 
insbesondere für berechtigte Sicher­
heitsinteressendes kleinen Landes ein­
setzen wird .... 

*(gekürzte Fassung) 

Bei der Jahreshauptversammlung des Landesverbands Bayern 
der Deutschen Vereinigung für politische Bildung in Tutzing 
wurden Akademiedozent Dr. Peter Hampe (rechts) als Vor­
sitzender, Dorothea Weidinger als Stel/vertreterin und Manfred 
Simon als Schatzmeister in ihren Ämtern bestätigt. 

Fotos: Stern 
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Einigkeit im Friedenswillen 

•• T Tber den Nahostkonflikt und die 
U Perspektiven des Frledeaspro­

zesses diskutierten unter der Mode· 
ration von Dr. Friedrich Schreiber 
der Pressereferent der israelischen 
Botschaft in Bonn, Din Helman, mit 
Mustara Shehadeb, seinem Pendant 
von der Generaldelegation für Pa­
lästina. Die Diskussion wird in 
einem kurzem Auszug wiedergeben: 

Shehadeh: Vor sechs Jahren hätte 
man nicht geglaubt, daß Israelis und 
Palästinenser so locker zusammensit· 
zen können. Man hat auch nicht ge­
glaubt, daß es zu einem Dialog und 
letztendlich zu einem Friedensschluß 
kommt. ... 
Dieser Friedensprozeß ist irreversibel. 
Das heißt, egal wer versucht, diesen 
Friedensprozeß zum Scheitern zu 
bringen, egal ob das bei uns Hamas 
oder Djihad ist oder bei den Juden die 
Siedler. Diese Kräfte können den Frle­
densprozeß nicht zerstören, egal wie 
gut organisiert, listig oder gut ausge­
rflstet sie sind. . .. Das wichtigste ist, 
daß beide Seiten gegenseitig ihr Recht 
auf Existenz und auf eine unabhängi­
ge, politische Zukunft anerkannt ha-
ben .... 
Nach Oslo ist die politische und so­
ziale Lage der Palästinenser in den 
besetzten Gebieten schlechter gewor­
den als während der Besatzungszeit 
Die Bewegungsfreiheit der Palä~ti­
nenser wurde stark eingeschränkt, die 
Wirtschaft ist um ein Drittel ge­
schrumpft. Wenn ein Palästinenser 
vor Oslo 300 Mark im Monat hatte, 
hat er heute 200 Mark .... 
Trotzdem hegen wir große Hoffnun­
gen auf die Umsetzung des Wye­
River-Memorandums. Die Umset­
zung dieses Abkommens heißt für die 
Palästinenser, daß sie über 18 Prozent 
der besetzten Gebiete von 1967 kon­
trollieren .... NatUrlieh beinhaltet es 
auch Dinge, die Israel interessieren: 
Sicherheitsfragen und Bekämpfung 
von Terror. Wir sind in der Lage, die 
Verpflichtungen einzuhalten. . .. 
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Der historische Händedruck von Wye in der Tutzinger Version. 
Von links: Din Heiman, Friedrich Schrsibsr, Mustafa Shehadsh 

Interessen Israels 

Heiman: ... Ziel des Friedensprozes­
ses ist es, ein Leben in Würde für die 
Palästinenser zu ermöglichen und 
einen palästinensischen Staat zu 
schaffen mit Hauptstadt Ost-Jerusa­
lem oder Jerusalem .... 
Es fehlt aber etwas in dieser Definiti­
on. Es fehlt der Aspekt: ... Was sind 
die Interessen der Israelis? ... Wir ha­
ben zwar in 50 Jahren sehr viel er­
reicht. Ich meine nicht nur in der Poli­
tik, ich meine Wissenschaft, Einwan­
derung, wirtschaftliche Entwicklung, 
HighTech, Gesetzgebung und Demo­
kratie ganz allgemein. Das ist die Er­
folgsgeschichte des Staates. Aber kein 
Zionist kann es so lassen wie es ist, 
weil es nämlich nicht unser Ziel war, 
alldas aufKosten eines anderereD Vol­
kes zu schaffen .... 

Eine Lösung für die Palästinenser ist 
insoweit möglich, als sie nicht ver­
spielt, was wir in einer sehr feindli­
chen Umgebung erzi~lt haben, unsere 
Existenz, unsere Sicherheit und unse­
ren Wohlstand .... Wenn man diesen 
Aspekt der israelischen Ansicht in 
Betracht zieht, gibt es kaum etwas, was 
man von uns am Verhandlungstisch 
nicht bekommen kann. 

Die wichtigste Tatsache in diesem 
Friedensprozeß sind die Mehrheiten 
auf beiden Seiten für den Friedenspro­
zeß von Oslo. Man spricht viel von 
Hamas, man spricht viel von National­
religiösen, aber sie sind auf beiden 
Seiten Minderheiten. ... 

Shehadeh: Wir sind leider noch am 
Anfang des Wege.s. Fünf Jahre hätte 
die Interimsvereinbarung andauern 
sollen, dann hätten die Palästinenser, 
so verstehen wir Oslo und seine Zu­
satzprotokolle, in die Unabhänigkeit 
entlassen werden sollen .... Wir hätten 
Mitte 1997 anfangen müssen, überden 
endgültigen Status der besetzten Ge­
biete, der Siedlungen, des Wassers und 
Jerusalems zu verhandeln .... 

Heiman: Ich glaube, daß man die 
Lage im Likud und der heutigen Re­
gierung mißinterpretiert. Man verein­
facht und dämonisiert da wirklich zu 
schnell. ... Allein die Tatsache, daß 
eine rechte Regierung 13 Prozent hi­
storisches Land Israels zurückgibt, ·sou 
ein Fragezeichen setzen für diejenigen, 
die noch daran glauben, daß es auf der 
einen Seite die Nationalisten und die 
Nationa1religiösen, auf der anderen die 
friedensleute und keinen Zwischen­
raum gebe. Man sollte sich nochmal 
fragen, ob es so einfach ist. ... • 

33 



1: 
Cl) 
c 
0 .,_ ..... 
ctS 
~ ·­-.c 
:l 
D.. 

c: 
Q) 
tn 
c: 
::s 
c: ·-Q) 
.r:. 
0 
tn 
l....m 
Q) 
:::J 
Cl) 

z 
c 
Q) 
s:::: 
0 ·-UJ c: 
(L) 
N 
GJ 
a: 

34 

Wolfgang Krieger/Jürgen Weber (Hrsg.): 
Spionage fürden Frieden? 
Nllchrichtendilllwte in Deutschland 
wiihrend dn Killten Kriflges 
(=Akadamiabeiträge zur politischen 
Bildung/Akadsmis für Politische Bildung, 
Tutzing, Bd.30). 
Güntsr 0/zog Verlag, München 1997; 
272 S., DM 32,00 

T"\as Buch beinhaltet Referate von 13 be­
.L.Ikannten Experten aus den USA, Großbritanni­
en, Frankreich und Deutschland sowie aus Rußland, 
die sie zumeist auf der Akademie fl1r Politische Bil­
dung in Tutzing hielten und von ihrer Warte aus die 
Tätigkeit der östlichen und westlichen Spionage­
dienste in Deutschland seit 1945 beleuchteten. Sind 
auch die Unterlagen der DDR-Geheimdienste heu­
te zum größten Teil bekannt und hat inzwischen 
ebenfalls die CIA viele Akten der Forschung zu­
gänglich gemacht, so sind die Erkenntnisse des KGB 
noch allzu oft unbekannt. Daher ist auch heute sehr 
schwer abzuschätzen, welche Informationen die ein­
zelnen Dienste hatten und welche Erfolge sie mit 
ihren Desinformationen auf der jeweiligen Gegen­
seite erzielen konnten. 
Die Sowjet-"Aufklllrung" zeigte sich nach dem bis­
herigen Wissensstand allgemein sehr gut informiert 
-sie muß Zugang zu höchsten Stellen in West-Eu­
ropa gehabt haben! -Ihre größte Einschränkung war 
indes stets die gerade geltende Ansicht der Kreml­
Führer mit ihren Vorurteilen und verzerrten Ein­
schätzungen. Es ist ein Buch, das auch Kenner der 
Materie zu tieferem Nachdenken über diese gesam­
te Problematik zwingt. Die Frage, ob die Geheim­
dienste im Kalten Krieg auf den p.rekilren Frieden 
eher stabilisierend wirkten oder ihn gefährdeten, 
scheinen die Autoren eher mit der ersten Möglich­
keit beantworten zu wollen. 

Frledrich-Wi1helm Schlomann 
ln: Allg. Schweizerische Mllitärzeitschrift 11J'J8 

,,Die langen fünfziger Jahre" nennt Weber das er 
ste Jahrzehnt der Republik. Geprägt wurden sie vom 
Wirtschaftswunder, Westintegration und Wiederbe­
waffnung. Der umfangreich illustrierte Band schlägt 
den weiten Bogen von den Trümmerjahren der Nach­
kriegszeit zur politischen Verankerung der Bundes­

D ie Ermittlung von Nachrichten und das Aus­
spähen des Gegners dUrfte so alt sein wie die 

Menschheit, denn dies diente ursprUnglieh dem 
Überleben und der Sicherheit der eigenen Sippe oder 
des eigenen Stammes. Im Laufe der Menschheits­
geschichte ist die Ausspähung des Gegners immer 
mehr perfektioniert worden, so daß inzwischen -
aufgrund der neuen technisch-elektronischen Hilfs­
mittel - eine lückenlose Überwachung möglich ist 
Diese Perfektion hat sich insbesondere nach dem 
II. Weltkrieg vervollkommnet, als die beiden Su­
permächte USA und Sowjetunion mit denen ihnen 
zugehörenden Blöcken unversöhnlich gegenüber­
standen. Beide Systeme entwickelten ein fein­
maschiges Spionagenetz, das der jeweiligen Ideo­
logie zufolge einzig der Erhaltung des Friedens die­
nen sollte. 
Die Nahtstelle der beiden Machtblöcke war die 
Grenze zwischen beiden deutschen N achkriegs­
staaten. Hier, d.h. auf deutschem Boden, hatten die 
Nachrichtendienste der östlichen wie der westlichen 
Seite ihr Hauptaktionsfeld. Da diese Tätigkeit bis­
her als top secret gehandhabt worden ist, liegt noch 
immer vieles, was in der Zeit des "Kalten Krieges" 
nachrichtendienstlich in Deutschland ablief, im Ne­
bel. 
Die Beiträge dieses Bandes versuchen nun erstmals, 
ein wenig Licht in das Dunkel der Geheimdienst­
tätigkeit zu bringen. Die Mehrzahl der Autoren sind 
namhafte Personen, die seit einigen Jahren beruf­
lich mit der Aufarbeitung von Akten und Unterla­
gen von Sicherheits- wtd Geheimdiensten befaßt 
sind. Es sind amerikanische, britische, deutsche und 
russische Historiker, Politologen wtd Juristen, die 
hier die Ergebnisse ihrer bisherigen Recherchen und 
Forschungen vorstellen. 
Damit liegt nun ein auf wissenschaftlicher Grund­
lage erstellter Band vor, der viele Details aus der 
Arbeit der Nachrichtendienste von C wie CIA, über 
KGB, MfS, Mossad bis S wie Secret Service ver­
mittelt. Es wird klar, daß Spionage in Deutschland 
während der Zeit des "Kalten Krieges" ein nahezu 
"nonnaler" Vorgang gewesen ist. Es stellt sich ab­
schließend die Frage, wo die vielen Mitarbeiter der 
Geheimdienste heute - nach dem Ende des "Kalten 
Krieges" tätig sind. 

in: Hannoversche Studien über den Mittleren 
Osten, Band 20 

Jürgen Weber: 
Au1b1tu und Neuort.rtlflrung. 
G..:hlchte der BundunlpubHk 1950-65 
GüntBr Olzog Verlag~ Landsberg a.Lsch; 
394 S., DM 78,00 

republik im westlichen Bündnissystem und ist mit zahlreichen Quellentexten sowie zeitgenössischen Kari­
katuren angereichert. Das macht die Darstellung zu einem wertvollen Arbeitsmittel fUr alle die sich beruf-
lich oder privat mit der Adenauer-Ära beschäftigten. ' 

in: Stottgarter Nachrichten vom 22. 10. 98 
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Verbannt für 20 Tage 
Die schwierige Zelt der Staatsgründung 

Jürgen Weber (Hrsg.): 
Das Jahr 1949 in der deutst:hlln 
Geschieht& Dill doppelte Stsmgründung 
Günter Olzog Verlag, Landsberg a.Lech; 
414 5., DM 68,00 N8chts um drei kam es im Hohen Hause zum Eklat. 

Der SPD-Vorsitzende Kurt Schumacher hatte den 
Christdemokraten Konrad Adenauer ,,Bundeskanzler 
der Alliierten" geheißen, weil der den Westmächten 
nach Einschätzung der Genossen zu viele Zugeständ­
nisse gemacht hatte. 
"Das Haus tobte", erinnerte sich später der Sozialde­
mokrat Carlo Schmid; die Sitzung wurde fUr drei Stun­
den unterbrochen und Schumacher für 20 Sitzungs­
tage ausgeschlossen. 
Es ging hoch her im November des Jahres 1949, in 
den schwierigen Zeiten der Gründung der westlichen 
Republik. Überaus spannend liest sich Ober weite 
Strecken das Buch, das der Historiker Jürgen Weber 

herausgegeben hat, und es zeichnet akkurat die Bedin­
gungen nach, unter denen die beiden deutschen Staa­
ten entstanden: Als der Parlamentarische Rat sich im 
September 1948 konstituierte, um das Grundgesetz zu 
erarbeiten, waren die grundlegenden Entscheidungen 
von den Alliierten längst getroffen worden - tl1r De­
mokratie und Marktwirtschaft, für die Westbindung 
und damit auch fUr die deutsche Teilung. 

Carsten Holm ln: Spiegel Spezial 9198 

Sussnne Kirner I Heinrich Oberreuter (Hrsg.) 
Wtmlg• Arbeit-mehr vom Leben? 
Die Wohlmndsguellschsft indert ihr Guicht 
Olzog Verlag, München 1999; 109 S., DM 16,80 

Mit der Krise am Arbeitsmarkt ist der gesicherte Arbeitsplatz 
wieder an die Spitze der politischen und perstinliehen Prioritä­
tenskala zurückgekehrt. Längst haben nicht mehr alle Bürger 
die Chance auf einen Arbeitsplatz, der Lebensunterhalt und 
gesellschaftliche Integration sichert. Da Erwerbsarbeit und so­
ziale Sicherung eng aneinandergekoppelt sind, ist die Tragfä­
higkeit der wichtigste Pfeiler, die das soziale Netz halten, her­
ausgefordert. Das Leistungsniveau wird sinken. Eigeninitiative 
zur Zukunftsvorsorge ist gefragt. Sie ist die Kehrseite der Selbst­
entfaltungschancen in einer aktiven Bürgergesellschaft 

Die Unsicherheiten sind groß. Verliert die Arbeit ihren Wert? 
Was würde das für Lebensgeft1hl und soziale Sicherheit bedeu­
ten? Wird die wachsende Produktivität zur Jobfalle? Wie sieht 
die Zukunft des Sozialstaats aus? 

Der Band analysiert die schwierige aktuelle Situation. 
Er liefert Denkanstöße für Zukunftsmodelle. 

Marie-Theres Tinnefeld, Klaus Köhler, Michael Piszolo (Hrsg.): 
blick über diese komplexe Ma­
terie, aber auch manchen tiefen 
Einblick in interessante Details 
gibt. Bleibt noch hervorzuhe­
ben, daß etliche Beiträge mit er­
läuternden Graftken aufwarten 
und die LektOre des Buches 
überdies durch ein gutes Dut­
zend amüsanter textbezogener 
Cartoons von Erik Liebermann 
begleitet wird. Der Sammelband 
kann uneingeschränkt empfoh­
len werden. 

Arbeit in der mobilen KommunikBtionsgfiSIJIIschalt 
Friedr. Vieweg & Sohn Verlag, Braunschwaig/Wiesbaden, 1996, 
306 5., DM 98,00 

Der vorliegende Sammelband mit dem an der Zahl, die nach dem Vorwort der 
Untertitel,,Arbeits-, datenschutzrecht- Herausgeber Anstöße und Antworten 
liehe, wirtschaftliche und soziale Aus- auf die Frage geben sollen, wie weit 
wirkungender Telearbeit" geht zurück Entwicklungen auf dem gegenwärti­
auf das im Mai 1996 in der Tuttinger gen Arbeitsmarkt rechtlich gegensätz­
Akademie für Politische Bildung im lieh oder vereinbar sind und welche 
Rahmen der Datenschutzausbildung Folgerungen sich für den nationalen 
an der Fachhochschule München ab- und den supranationalen Gesetzgeer 
gehaltene gleichnamige Wochenend- daraus ergeben könnten .... 
seminar. Er enthält die dort dargebo- Abschließend ist zu sagen, daß das 
tenen Vorträge, nicht weniger als 22 Buch einen ausgezeichneten Über-
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Herbert Auemhammer in: 
DuD, Datenschutz und Daten­
sicherheit 22 (1998) 6 
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Peter Schmalz berichtet in DIE WELT vom 3. November 1998 über die 
Tagung ,.Verbrechen im Parteiauftrag" u.a.: 

Das giftige Erbe aus der roten 
Vergangenheit 
ln vielen ehemaligen Ostblock-staaten bereitet die Autarbeitung von 
Staai·Akten große Probleme 

,.Wir haben die Rehabilitierung hun­
dertprozentig beendet, juristisch wie 
moralisch." Der Budapester Historiker 
Andras Hegedüs, der am ungarischen 
Institut zur Revolutionsgeschichte 
1956 arbeitet, empfindet wie er 
spricht: Dem Magyaren-Staat gelang 
eine innere Versöhnung, nach der das 
wiedervereinte Deutschland noch im­
mer vergeblich strebt. Es muß heilen­
de Salbe tl1r gebrochene Heldenseelen 
gewesen sein, als der Staatspräsident 
den überlebenden Aufständischen 
nach gut vier Jahrzehnten einen Or­
den an die Brust heftete und obendrein 
ein materielles Trostpflaster dadurch 
gab, daß die Gefängnisjahre bei Ren­
te und Pension angerechnet werden. 

berichte, für 200 wissenschaftliche 
Forschungen wurden Dokumente zur 
Verfügung gestellt. 3200 laufende 
Meter Schriftstücke konnte das Buda­
pester Amt im vergangeneo Jahr über­
nehmen, das sind insgesamt 96 619 
Ordner. Doch Amtsleiter György Mar­
ko weiß, daß er damit nur noch einen 
Teil des ursprUngliehen Bestands er­
halten hat: Von einst etwa 215 000 
Ordnern wurden fast 100 000 vernich­
tet, genau 24 248 wanderten zu Nach­
folgeorganisationen, die zur Sicherheit 
des Staates weiterhin mit Spionage­
tätigkeit betraut sind. Diese allgemein 
anerkannte Notwendigkeit, den Staat 
auch weiterhin zu schützen, verleitet 
offenbar zu einem Vertuschungsver­
fahren, das in fast jedem postkommu-

Distischen Land zu Klagen führt: Sub­
jektiv verwendet, kann der .,Geheim"­
Stempel auch dort Staatsverbrechen 
verbergen, wo Aufklärung heute ge­
wünscht wird und auch notwendig 
wäre. 

Pikant erscheint die Situation in Po­
len, wo das IM-Netz relativ zur Be­
völkerungszahl nur ein Zehntel dessen 
umfaßte, was Mielkes Ministerium fllr 
die DDR organisiert hatte. Zugleich 
hat dort aber die papierene Hinterlas­
senschaft bereits zu erheblicher Auf­
regung gefUhrt. 

Professor Andrzej Paczkowski vom 
Warschauer Institut fllr Politische Stu­
dien spricht in Tutzing vom ,,Krieg der 
Akten", der zu einem ,.der wichtigsten 
Mittel des politischen Kampfes" ge­
worden sei. Vor allem nachdem der 
Sejm im Aprill990 den alten Sicher­
heitsdienst aufgelöst hatte und an sei­
ne Stelle das Büro zum Schutz der 
Regierung (UOP) getreten war, häuf­
ten sich die Fälle von ,,Akten-Privati­
sierung".( ... ) 

Ein positiver Lichtblick - so rar wie 
der Sonnenschein während der Tut­
zinger Tagung, bei der die Akademie 
für Politische Bildung gemeinsam mit 
derGauck-Behörde zu beleuchten ver­
suchte, wie osteuropäische Nachbarn 
umgehen mit dem giftigen Erbe aus 
der kommunistischen Vergangenheit. 
Eine Erkenntnis vorweg: Nirgends 
gelang die Aufarbeitung der kilome­
terlangen Aktenbestände so rasch und 
so gründlich wie in der ehemaligen 
DDR. Seit Ende 1991 ermöglicht das 
Stasi-Unterlagengesetz jedem, die 
über ihn von der Staatssicherheit ge­
sammelten Akten einzusehen. 

Über die Podiumsdiskussion ,,Macht Zeitunglesen ausländerfeindlich?" schrieb 
die SÜDDEUTSCHE ZEITUNG am 29. Januar 1999 u.a.: 

"Ich mußte bei uns acht Jahre warten", 
berichtet dagegen der Ungar Hegedüs. 
Geschafft hat er es schließlich, weil er, 
wie er meint, ,,hartnäckig" ist, wohl 
aber auch, weil das ,,Historische Amt" 
als Stasi-Akten-Verwahret seit Sep­
tember vergangeneo Jahres Einsicht 
gewährt in seinen Bestand. 2500 Be­
troffene begehrten bislang Einblick in 
die über sie angefertigten Spitzel-
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Die Wirklichkeit und ihr Abbild 
Das Stadtforum diskutiert über Presse und Ausllndertelndllchkeh 

Margret Jäger, Soziologin und Mitver­
fasserin der Studie, betonte eingangs 
die meinungsbildende Machtwirkung 
der Medien. Leser und Journalisten 
vergäßen oft, daß die Zeitungen die 
Realität nie objektiv abzubilden ver­
mögen. Vielmehr schaffen sie durch 
die Selektion ihrer Themen und die Art 
der Berichterstattung neue Wirklich­
keiten: ,,Indem sie ihre Leser informie­
ren, formieren sie sie zugleich." Klaus 
Grosch von der Tutzinger Akademie 
fllr Politische Bildung belegte die The­
se von der subjektiven Beschreibung 
der Wirklichkeit mit der Beobachtung, 
daß die Reisebeilagen der Zeitungen 
die Bewohner fremder Länder meist 
als ,,hilfsbereite" und ,.aufgeschlosse-

ne" Menschen beschrieben. Wenn die­
selben Menschen dann über die deut­
sche Grenze kommen respektive im 
Lokalressort derselben Zeitungen wie­
der auftauchen, seien sie fast aus­
nahmslos zu ,,Fundamentalisten, Kri­
minellen und Arbeitsplatzwegneh­
mem mutiert" .... 
... Cumali Naz (Ausländerbeirat der 
Landeshauptstadt München) wünscht 
sich, ,.daß eine Zahl besonders plaka­
tiv in den Zeitungen dargestellt wird: 
95,9 Prozent der ausländischen Wohn­
bevölkerung in Bayern sind noch nie 
mit dem Gesetz in Konflikt geraten. 
Diese 95,9 Prozent haben einen An­
spruch darauf, nicht kriminalisiert zu 
werden." 
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Die SÜDDEUTSCHE ZEITUNG vom 23. November 1998 berichtet Ober die 
Tagung ,.Alterssicherung international- von den Nachbarn lernen?": 

Rentensystem vor hohen 
Beitragshürden 
Kritik ln Tutzlng an Bonnar Plänen 

Sinkende Geburtenraten und steigende LebeDBerwartung der Deutlehen 
führen zu Immer IIngeren Rentenlauheiten. Darüber hinaus vermbulert 
die hohe ArbeiCIIo.sigkeit die Beitragseinnahmen und erhöht gleichzeitig 
die Rentenausgaben. Vor diesem Hlntergnmd wurdebeleiner Tagung der 
Akademle ftlr Politische ROdung, Totzing, deutlich, daß die aktuellen Plä­
ne der Bundesregierung da8 Bezugsalter fUr eine volle Rente auf 60 Jahre 
zu senken und zugleich die Freigrenze ftlr Sozialabgaben von 620 auf 300 
DM zu senken, bel Wlssemchaftlern auf große Vorbebalte stoßen. 

Eine wichtige Ausgangsbasis für die 
Diskussionen lieferte ein Gutachten 
der Prognos AG, Basel, das deren Di­
rektor Hans J. Barth erläuterte. Dar­
aus geht hervor, daß die Bevölkerung 
der Bundesrepublik von 81,8 Millio­
nen (1995) bis zum Jahr 2020 mit 80,8 
Millionen fast konstant bleiben, dann 
aber bis 2040 auf 72 Millionen sin­
ken wird. Gleichzeitig wird der AI­
tersquotient (Relation der Zahl der 
Ober 64jährigen) von 22,8 Prozent 
(1995) über 33,7 Prozent (2020) auf 
50 Prozent (2040) steigen. Hieraus 
folgen unterschiedliche Daten für die 
künftige Beitragshöhe - je nachdem, 
welche Annahmen etwa für Wirt­
schaftswachstum, künftiges Renten­
recht und Arbeitslosigkeit angenom­
men werden. Prognos errechnet bis 

2020 noch relativ maßvolle Sätze von 
20 bis 22 Prozent, die dann aber bis 
2040 auf 25 bis 26 Prozent steigen 
werden. 
Andere Berechnungen kommen sogar 
auf Sätze von 28 bis 31 Prozent, be­
richtete der Münchner Wirtschafts­
Professor Hans-Werner Sinn. Er ver­
wies darauf, daß Deutschland mit sie­
ben Nachkommen auf zehn Personen 
weltweit die drittniedrigste Geburten­
rate aufweist. Seine Folgerung: Jede 
Generation muß zugleich die Alten 
und ihre eigenen Kinder finanzieren. 
Wenn weniger Kinder geboren wer­
den, muß ,,Hnmankapital" durch Re­
alkapital ersetzt werden. Menschen, 
die selbst keine Kinder haben, sei prin­
zipiell zuzumuten, daß sie mehr zur 
Rentenfinanzierung beitragen. 

e sesplttter 

Auf die wachsende durchschnittliche 
Rentenlaufzeit wies Professor Bert 
RUrop von der Technischen Hoch­
schule Darmstadt hin: Sie stieg mit 
zunehmender Lebenserwartung und 
frUherem. Renteneintritt von 1982 bis 
1997 bei den Frauen von 13,5 auf 18,1 
Jahre und bei den Männern von 10,8 
auf 14,1Jahre. 
Beide Wissenschaftler waren sich ei­
nig, daß ein Systemwechsel vom jet­
zigen Umlage- zum Kapitaldeckungs­
verfahren wegen der damit verbunde­
nen lange dauernden Doppelbelastung 
abzulehnen sei. Es wurdenjedoch ver­
schiedene Modelle vorgetragen, die 
eine Kombination der Systeme vorse­
hen- stets kommen aber untenn Strich 
künftig steigende Beiträge heraus. 
Rürop plädierte prinzipiell für eine 
Ausdehnung der Versicherungspflicht 
auf alle Formen der Erwerbsarbeit, 
also die Einbeziehung aller Selbstän­
digen und Freiberufler. Sie sollten sich 
aber auch für ihre berufsständischen 
Systeme entscheiden können. 
Die neue parlamentarische Staatsse­
kretärin im Arbeitsministerium, Ulri­
ke Mascher (SPD), die die Pläne der 
Koalition zur teilweisen Revision des 
Rentenrefonngesetzes 1999 verteidig­
te, sagte, die Rentenfinanzierung sei 
nicht primär ein demographisches, 
sondern vor allem ein Arbeitsmarkt­
problem. 

Annette Schmid-Heizer schreibt in den STARNBERGER NEUESTEN NACHRICHI'EN VOM 3. Dezember 1998: 

Karottennase und Triefaugen 
Waa dar Karikaturlai Dlater Hanrtzach von der neuen Regierung hllt 

KarikabilitJlt ist alles. Wer keine ab­
stehenden Ohren hat oder keinen fei­
sten Stiernacken, bleibt unbeachtet 
und bläßlich, ein politischer Nobody. 
FUr die Richtigkeit dieser These führ­
te der bekannte Münchner Karikatu­
rist Dieter Hanitzsch sogleich zwei 
Beispiele an: Hans-Dietrich Genscher 
und Franz Josef Strauß. Freundlich­
ironisch lächelnd stellte Hanitzsch am 
Dienstag abendinderPolitischen Aka­
demie Tutzing fest: ,,Nur gute Köpfe 
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können etwas werden." 
Begleitet vom teils überraschten, teils 
hämischen Gelächter seines Publi­
kums präsentierte Hanitzseh, der un­
ter anderem regelmJlßig für die Süd­
tkutsche Zeitung zeichnet, eine Rei­
he von Karikaturen, um seine These 
zu beweisen. Der ehemalige Bundes­
kanzler Helmut Kohl mußte auf den 
Dia-Projektor, natürlich bimenfönnig 
und formatfüllend, dicht gefolgt von 
'lbeo W aigel, mit wehendem Haar-

schopf und struppigen Augenbrauen. 
Klar und deutlich müßten die Erken­
nungsmerlanale sein, sagte Hanitzsch, 
zweifelsfrei und in jeder Größe er­
kennbar. So gesehen sei das Personal 
der neuen Regierung "erstklassig": 
Oskar Lafontaine klein und gedrungen 
mit einer spitzen Karotten-Nase, Ger­
hard Sehröder mit eindrucksvollen 
Augenbrauen und Triefaugen. ,,Auch 
Doris Schröder-Köpf ist eindeutig ka­
rikabel, sie wird es schon merken" .... 
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Über die Tagung ,,Menschenrechte - hehrer Anspruch, harte Wirklichkeit" 
zum 50. Jubiläum der UN-Erklärung schreibt die SÜDDEUTSCHE ZEITUNG vom 7. Dezember 1998 u.a.: 

Menschenrechtier wollen glaubwürdige Politik 
... Bei der Veranstaltung der Akade­
mie fOr Politische Bildung in Tutzing, 
an der auch die Menschemechtler Wei 
Jingsheng aus China, Sergej Kowal­
jow aus Rußland und die algensehe 
Journalistin Djamila Seddiki teilnah­
men, sagte die Vorsitzende des neuen 
Menschenrechtsausschusses des Bun­
destags, Claudia Roth (Bündnis 90/ 
Die GrUnen), es gehe inzwischen nicht 
mehr darum, neue Instrumente zur 
Durchsetzung der Menschenrechte zu 
schaffen. Man müsse im eigenen Land 
überprüfen, wo die Vereinbarungen 
nicht eingehalten würden, um glaub­
würdige Menschenrechtspolitik ma­
chen zu können. Roth forderte, die 
Menschenrechte in die Wirtschafts-, 
Rüstungs-, Sozial- und Innenpolitik 
einzubeziehen. 

Um die Diskrepanz zwischen An­
spruch und Wirklichkeit der Men­
schenrechtskonvention zu überwin­
den, wolle der Menschenrechtsaus­
schuß erreichen, daß entsprechende 
Klauseln in die Außenwirtschafts- und 
Rüstungskontrollgesetze aufgenom­
men und überprüft würden. Zur Er­
leichterung dieser Arbeit solle gemäß 
dem Koalitionsvertrag ein unabhän­
giges Menschenrechtsinstitut einge­
richtet werden, das Informationen 
sammeln und als Ansprechpartner die­
nen könne. 
Mangelnde Koordination zwischen 
den einzelnenUN-Gremienund den 
Nichtregierungsorganisationen be­
klagte der deutsche Vertreter bei der 
UN in Genf, Michael Schaefer. "Vie­
le Aktivitäten leiden darunter, daß die 

rechte Hand nicht weiß, was die linke 
tut'', sagte Schaefer. Das seit 1993 exi­
stierende UN-Hoch.kommissariat ver­
suche, die Arbeit zu koordinieren und 
wolle eine Datenbank einrichten, um 
Infonnationen zu bündeln. Dazu brau­
che die UN-Hochkommissarin für 
Menschenrechte, Mary Robinson, je­
doch mehr Geld als die bisher von al­
len Staaten zur VerfUgung gestellten 
20 Millionen Mark pro Jahr. Der deut­
sche Anteil sei dabei absolut unterre­
präsentiert, sagte Schaefer. Er forder­
te die Bundesregierung auf, die frei­
willigen Zuwendungen aufzustocken. 

Über die gleiche Tagung berichtet die AUGSBURGER ALLGEMETh;c ZEITUNG vom 8. Dezember 1998: 

Der Westen verrät seine eigenen Werte 

... Wei, "Vater der chinesischen De­
mokratiebewegung", verbrachte we­
gen seines Widerstands gegen das 
kommunistische Regime in Peking 18 
Jahre in Gefängnissen und Arbeitsla­
gern; er wurde im November 1997 
"aus gesundheitlichen GrUnden" in die 
USA abgeschoben. Kowaljow, der 
sich früh gegen das Sowjetsystem ge­
stellt hatte und auch die nachfolgen­
de Regierung in Moskau wegen 
schwerer Rechtsbrüche vor allem im 
Tschetschenienkrleg attackierte, durf­
te wenigstens bisher sein Duma-Man­
dat- und damit eine gewisse Immuni­
tät - behalten. Seddiki wiederum hat­
te wegen der Mordwelle an Journali­
sten, egal ob diese nun die islami­
stischen Terroristen, das brutale Mili­
tärregime in Algier oder beide kriti-
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sierte, vor drei Jahren ihre Heimat ver­
lassen und lebt seither in Deutschland. 
Alle drei, die im Kampf für die Men­
schenrechte in ihren Heimatländern 
schwere persönliche Opfer gebracht 
hatten, warfen westlichen Politikern, 
aber auch sogenannten ,,realistischen 
Wissenschaftlern" vor, im Umgang 
mit Diktaturen und autokratischen 
Systemen zu nachsichtig, ja blind zu 
sein. 

Lippenbekenntnis 
reicht nicht 

... Dennoch, so die Botschaft der drei 
Dissidenten in Tutzing, werde das 21. 
Jahrhundert im Zeichen der Men­
schenrechte stehen. Die Ideen von 
Recht und Freiheit hätten sich inzwi-

sehen in den Köpfen auch solcher 
Menschen festgesetzt, die ihr einziges 
Lebensziel bislang darin sahen, ihr 
materielles Überleben zu sichern. Vor­
aussetzung allerdings sei, daß die Län­
der und Gesellschaften, die sich zu den 
Menschenrechten bekennen, dieses 
nicht als Lippenbekenntnis verstehen, 
sondern sich entschlossener als bisher 
fOr deren weltweite Durchsetzung ein­
setzen. 
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Über den Auftritt des chinesischen Bürgerrechtlers Wei in Tutzing schreibt 
Paul Stoop im Berliner TAGESSPIEGEL vom 8. Dezember 1998 u.a.: 

Wandel durch Wandel 
... Er fonnuliert bedacht, legt immer 
wieder Denkpausen ein. Seine Bot­
schaft trägt er dringlich, aber ohne je­
den Fanatismus vor. Botschaft ist viel­
leicht nicht das richtige Wort; aus kei­
nem Satz ließe sich ein flammender 
Slogan machen. Das Wort "Boykott" 
kommt in der zweistündigen Debatte 
und im anschließenden Interview nicht 
vor. Weiberichtet über China, wie es 
ist, knüpft dabei an die Erfahrungen 
des Publikums an. "Wie Deutschland 
hat auch China im Zweiten Weltkrieg 
die bittere Erfahrung gemacht, wie 
wenig ein Menschenleben wert ist." 
Und beute? Das Recht des einzelnen 
gilt nichts. Es herrscht eine Partei. Es 
gibt keine unabhängige Justiz. Jeder 
ist der Willkür von Beamten ausge­
setzt Das Gesetz wird nicht befolgt, 
die Auslegung ist nur vom jeweiligen 
kommunistischen Kader abhängig." 
Hundert Millionen Menschen auf dem 

Land und ebenso viel in den Städten 
leben in bitterer Armut. 
Das sind keine Horrorszenarien iso­
lierter Exilantenlcreise. Marie-Luise 
Nätb, Politologin an der Universität 
Saarbrücken und Autotin vieler Bü­
cher über China zeichnete in Tutzing 
ein ebenso düsteres Bild. Ja, es gebe 
einen Zusammenhang zwischen Men­
schenrechten und wirtschaftlicher Ent­
wicklung, geht sie auf die These vom 
"Wandel durch Handel" ein, auf die 
angeblich automatische Demokratisie­
rung durch wirtschaftlichen Fort­
schritt: "Es ist der Zusammenhang 
zwischen der Nichtachtung der Men­
schenrechte und der Nichtentwicklung 
der Wirtschaft. China, ein unglaublich 
reiches Land, ist weit hinter seine 
Möglichkeiten zurückgefallen." Die 
Not könne zu einer immensen Flucht­
bewegung führen, sagt Nätb. "Über 
200 Millionen Flüchtlinge, das fllllt in 

Hans-Anton Papendieck berichtet in der HANNOVERSCHE ALLGEMEINE 
ZEITUNG vom 7. Dezember 1998 u.a.: 

Die mühsame Suche nach dem 
Weltpolizisten 
... Obwohl der Erklärung von 1949 und 
den nachfolgenden beiden Men~ 
Sehenrechtspakten von 1976 mittler­
weile 140 Staaten beigetreten sind, 
suggerieren die Völkennorde dieses 
Jahrhunderts, die Massenvertreibun­
gen, die Folterungen in 120 Ländern 
und die weitverbreitete Praxis, Re­
gimekritiker im Gefängnis mundtot zu 
machen, daß die Menschenrechtser­
klärung weithin ein Stück Papier ge­
blieben ist. Spiegelt diese trübe Bilanz 
aber die volle Wirklichkeit wider? In 
Tutzing wurde jedenfalls eine ganz 
andere Rechnung aufgemacht. 
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Hier wurde eher der Eindruck vermit­
telt, daß das zarte PfUlnzlein Men­
schenrechte, zunächst ein Produkt phi­
losophischer und theologischer Erör­
terungen, inzwischen zu einem recht 
kräftigen Bäumchen herangewachsen 
ist. Gewiß, in Algerien wird weiter 
gemordet, in Ruanda schaute der We­
sten weg, als dort Hunderttausende 
Menschen hingerichtet wurden, den­
noch besteht, darin waren sich Profes­
soren und Menschenrechtsaktivisten 
in Tutzing einig, kein Anlaß, in Trüb­
sal zu verfallen. 
Auch der russische Duma-Abgeord­
nete und Menschenrechtier Sergej 

China nicht auf, aber könnte den We­
sten aus den Angeln heben. Japan, 
Taiwan und die USA sind sich dessen 
sehr wohl bewußt, Buropa aber nicht." 
Ein großer Fehler, sagt Näth, die er­
sten Flüchtlinge hätten Rußland und 
Bulgarien erreicht. 
Die Niederschlagung der Demokratie­
bewegungEnde der 80er Jahre hat tie­
fe Wunden hinterlassen. ,,Es war da­
mals ein Aufbruch, an dem nicht nur 
Studenten, sondern immer mehr Städ­
ter und auch Bauern beteiligt waren", 
sagt Wei. ,,Er hat das Beste der Men­
schen herausgebracht Sogar die Die­
be haben zeitweise gestreikt." Das 
Wissen um die Bedeutung der Men­
schenrechte sei in China gewachsen. 
,,Damals dachten wir, Rechte würden 
von den Behörden wohlwollend ver­
liehen, und wir müßten uns mit einem 
herzlichen Dank verneigen. Heute 
wissen wir, daß jeder Mensch Rechte 
hat, weil er ein Mensch ist, egal was 
mancher westliche Politiker über so­
genannte 'asiatische Werte' sagen 
mag." ... 

Kowaljow hat sich durch 16 Jahre 
Gefängnis, Lagerhaft und anschlie­
ßender Verbannung nicht von seinem 
Glauben an einen Durchbruch der An­
erkennung der Menschenrechte ab­
bringen lassen. ,,Das 21. Jahrhundert 
wird im Zeichen der Menschenrechte 
stehen", verkündete er in ungebroche­
nem Optimismus. ,,Es mUßte zum 2. 
Weltkrieg und zum Holocaust kom­
men, damit die Menschen begriffen, 
daß es nur eine Sicherheitsgarantie 
gibt - nämlich die Menschenrechte zu 
ehren." Obwohl in Rußland ein "Wun­
der'' geschehen sei, sieht Kowaljow 
die weitere Entwicklung in seiner Hei­
mat eher düster. Gewiß, der Totalita­
rismus habe das Wettrüsten und den 
Kalten Krieg verloren, die Freiheit des 
Wortes sei wiederhergestellt, aber die 
alte Nomenklatur sei an der Macht 
geblieben: ,,Rußland ist noch lange 
keine Demokratie." ... 
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Reinhold Michels schreibt in der RHEINISCHEN POST 
vom 30. November 1998: 

Politische Akademie Tutzlng zu Föderalismus und Finanzen 
Bayern verteidigt Verfassungsklage 

Länder gegen ungerechten Geldregen 
Bayern hat die Steuergespräche zwi­
schen Bundesfinanzminister Lafon­
taine (SPD) und den SPD-Finanzmi­
nistern der Länder scharf kritisiert Der 
Minister in der Münchner Staatskanz­
lei Huber (CSU), der bis vor kurzem 
bayerischer Finanzminister war, sag­
te, es sei ein Gebot der Ländertreue 
des Bundes, nicht nur mit SPD-Finanz­
ministern zu verhandeln. Im übrigen, 
so Huber bei einer Tagung der Politi­
schen Akademie Tutzing, sei der Bund 
derzeit dabei, die Kassen der Länder 
zu plündern. Auch der Direktor der 
Akademie, Prof. Oberreuter, bezeich­
nete Lafontaines Vorgehen als stillos. 

belastet werden. Ähnlich wie der Steu­
er- und Staatsrechtier Prof. Arndt hält 
Bayern eine Obergrenze von 50 Pro­
zent als Finanzausgleich für angemes­
sen. Statt wie jetzt hätten dann Zah­
lerländer wie Bayern, Baden-Würt­
temberg, NRW oder Hessen nicht 
mehr zwischen 90 und mehr Prozent 
ihres Steuermehraufkommens in den 
Ausgleichstopf zu entrichten, sondern 
nur noch maximal die Hälfte. Huber: 
.,Dies wäre angemessen auch unter 
dem Gesichtspunkt christlicher Näch­
stenliebe." 
Der Finanzwissenschaftler Prof. Bernd 
Huber betonte, Deutschland sei einer 
der ganz wenigen Föderalstaaten, in 
dem die Länder nicht eigene Steuern 

erheben können. Anders als in den 
USA, in Kanada oder in der Schweiz 
üblich sei es hierzulande einem Bun­
desland wie NRW mit 18 Millionen 
Einwohnern nicht möglich, auch nur 
einen Ffennig selbständig Steuern von 
seinen Bürgern zu erbeben. So gebe 
der föderal organisierte Staat seine 
Trumpfkarte preis (Arndt). Oberreu­
ter faßte zusammen, was zur Revitali­
sierung des "interessanten demokrati­
schen Bauprinzips Föderalismus" (Jür­
gen Weber von der Akademie für Po­
litische Bildung) notwendig wäre: 

• Mehr eigenständige Gesetzgebungs­
zuständigkeit der Länder 

• Möglichkeit, eigene Steuerquellen 
zu erschließen 

• Die Frage der Entscheidungskom­
petenz Bund/Länder mehr nach Sach­
nähe zu beantworten 

• Zustimmungspflicht des Bundesra­
tes auf die politischen Kernbereiche zu 
reduzieren. 

Huber verteidigte die V erfassungskla­
ge Bayerns und Baden-Württembergs 
gegen den gegenwärtigen Finanzaus­
gleich der sechzehn Bundesländer un­
tereinander. Nach seinen Angaben 
sind dem wirtschaftlich prosperieren­
den Freistaat im vergangeneo Jahr von 
5,7 Milliarden Mark Steuennehrein­
nahmen (im Länder-Durchschnitt) 
noch 200 Millionen Mark verblieben. 
Der Rest sei im Rahmen des Finanz­
ausgleichs an die ärmeren Länder ge­
flossen. Im Ergebnis führe diese Fenn 
von ungerechter Unterstützung der 
Schwächeren durch die Stärkeren 
dazu, daß es demjenigen, "der sich 
zurticklehnt und die Hand aufhält, ge­
nauso in die Hand regnet wie demje­
nigen, der sich anstrengt". 

Über die Tagung "Gerechigkeit - Leitbild der Politik" erschien am 6. Novem­
ber 1998 im BA YBRISCHEN ST AA TSMrzEIGER ein Artikel, der hier aus­
zugsweise wiedergegeben wird: 

Huber zufolge hat Bayern bislang rund 
neun Milliarden Mark als Länderfi­
nanzausgleich bezahlt, in den Jahr­
zehnten, als es selbst zu den Geldemp­
fllngerländern gezählt habe, etwa sechs 
Milliarden erhalten. 
Der Minister sagte, sein Land lehne 
das Prinzip des Ausgleichs zwischen 
finanzstarken und schwachen Ländern 
nicht prinzipiell ab, indes dürften die 
Leistungsstarken nicht über Gebühr 
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Staaten ohne Gerechtigkeit- nichts 
anderes als große Räuberhaufen 
... Nicht daß sich die letzte Bundesre­
gierung nicht der sich zuspitzenden 
ungerechten Beziehungen vor allem 
im Zuge der Wiedervereinigung 
Deutschlands bewußt gewesen wäre 
- um Ausgleich zu schaffen, hat sie 
auch allerlei ihr zur Verfügung ste­
hende Mechanismen bemüht, wie der 
Bonner CDU-Politiker Reiner Geiß­
ler auflistet. Aber mit allen Initiativen 
- im Mittelpunkt das .,Bündnis für 
Arbeit" - fand die Regierung keinen 
Konsens, keiner machte mit. Geißler 
beschreibt das Dilemma politischer 
Entscheidungsfindung: Gerechtigkeit 
kann nie alleiniger Leitgedanke sein, 
es müssen andere Grundwerte glei­
chermaßen betrachtet werden- die der 
Freiheit und der Solidarität. Wie also 
mehr Arbeitsplätze schaffen, ohne 

zum Beispiel durch Zwangsmaßnah­
men (die Geißler ablehnt) die Freiheit 
der Arbeitgeber zu beschneiden? Die 
alte Regierungskoalition ist an der 
Lösung gescheitert, gibt Geißler un­
umwunden zu. Und zwar wegen der 
mangelnden Solidarität. Sie und nicht 
die Freiheit oder die Gerechtigkeit sei 
derzeit der am meisten gefährdete 
Wert. Grundübel ist Geißlers Einsicht 
nach eine inzwischen zutiefst unsittli­
che, ökonomisch falsche Wirtschafts­
ordnung: Ordnungskriterien der 
Marktwirtschaft seien inzwischen nur 
mehr der Börsen- und Aktienwert 
Egal ob die Kurse steigen oder fallen, 
ob Gewinne oder Verluste: Die Folge 
seien immer Entlassungen, Arbeits­
platzverluste. 
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Tbomas Maron berichtet in der FRANKFuRTER RUNDSCHAU vom 
11. Januar 1999 über die Tagung ,,Freiheit und innere Sicherheit" u.a.: 

Kampf der Russenmafia - und den 
Schulschwänzern 
Wla GQnthar Backstein dem Kollagen Otto Schlly einmal half, 
etwas aus dem schwarzen Schatten herauszutreten 

... Er, der als RAP-Anwalt erklärten 
Staatsfeinden ihre Grundrechte sicher­
te, ist jetzt Chef-Polizist der Republik. 
Das klingt, als säße da einer zwischen 
den StUhlen. Nach neuenGesetzen ruft 
Scbily nicht: ,,Die Möglichkeiten des 
Gesetzgebers sind weitgehend er­
schöpft", sagt er. Es sei zwar nicht 
leicht, mit den Mitteln des Rechtsstaa­
tes moderne Kriminalität zu bekämp­
fen, andererseits könne "der Rechts­
staat nicht verteidigt werden, indem 
man ihn durch weitgehende Beschnei­
dung der Grundrechte aufgibt''. Beck­
stein hätte da schon noch die eine oder 
andere ,,Nachbesserung" auf seinem 
Wunschzettel: die visuelle Wohn­
raumUberwachung zum Beispiel. 
Oder die bundesweite Zusammenar­
beit des Verfassungsschutzes mit der 
Polizei im Kampf gegen die organi­
sierte Kriminalität. 
Scbily setzt dagegen verstärkt auf Prä­
vention. Deshalb will er ein "Deut­
sches Forum für Kriminalprävention" 
ins Leben rufen, in dem sich Fachleu­
te verschiedener gesellschaftlicher 
Gruppierungen gemeinsam mit Poli­
zei, Sozialbehörden und Schulen über 
die Vermeidung von Kriminalität Ge­
danken machen sollen. Denn die Si­
cherheit sei eine Aufgabe, mit der sich 
nicht nur die Innenpolitik zu beschllf­
tigen habe. Zu vielflßtig seien die Ur­
sachen von Verbrechen: Werteverfall, 
gesunkenes Recbtsbewußtsein, sozia­
le Benachteiligung, Perspektivlosig­
keit, Wegfall sozialer Bindungen. Die 
steigende Zahl von Kindern, die V er­
brechen begehen, macht auch Schily 
Sorgen. Er lehnt es aber ab, von Kin­
derkriminalität zu sprechen. Schließ­
lich zeige dieser Trend vor allem, wie 
Kinder in Deutschland aufwachsen. 
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Entschieden will der Minister sich des­
halb fUr eine Beibehaltung des Straf­
mündigkeitsalters von 14 Jahren ein­
setzen. Wer glaube, auf diese Entwick­
lung "mit Jugendgefängnissen antwor­
ten zu können, der täuscht sich gewal­
tig". 
Zum Thema Jugendkriminalität flillt 
Bayerns Hüter der inneren Sicherheit 
nur wenig ein. Immerhin wissen seit 
Tutzing notorische Scbulschwänzer, 
daß es ihnen im Freistaat bald an den 
Kragen geht. Denn Beckstein will hart 
durchgreifen, wenn Kinder ausdau­
ernd blau machen. Die Polizei muß 
laut Beckstein vormittags beispiels­
weise die Spielhöllen kontrollieren, 
Kinder und Jugendliche abfUhren und 
,,am Schlawittchen" in die Klasse zu­
rückbringen- .,und zwar in Unifonn, 
das hat eine außerordentlich general­
präventive Wirkung". Da könne kei­
ner mehr vor seinen Kumpels prahlen, 
er sei "mit dem Taxi" zur Schule 
chauffiert worden. 
Beckstein argumentiert vornehmlich 
zweidimensional und nennt das "pra­
xisnah": Bayern, Niedersachsen; 
Deutsche, Auslll.nder; gut, böse. Man 
mochte nach seiner Rede meinen, die 
Republik sei von kriminellen Elemen­
ten komplett unterwandert, die den 
Bundesbürgern nach Hab und Gut 
trachten. Die PKK treibe in Süd­
deutschland ihr Unwesen, Kosovo­
Albaner hätten im Münchner Raum 
den Rauschgiftmarkt fest im Griff, die 
Russenmafia sei im internationalen 
Frauenhandel zugange, nicht zu ver­
gessen die l'UJllänischen Tresorknack­
erbanden und die tschechischen 
Gangs, die den Nürnberger Christ­
kindiesmarkt heimgesucht haben. Die 
Kriminalität der zweiten Gastarbeiter-

Generation sei zu allem Überfluß ge­
genüber der ersten drastisch gestiegen, 
und Untersuchungen würden zeigen, 
daß erst mit der dritten Generation der 
Höbepunkt verbrecherischer Umtrie­
be erreicht werde. Da solle keiner be­
haupten, ,,mit einem zweiten Paß in 
der Tasche sei das Problem gelöst", 
stichelt Beckstein. So hört sich das also 
an, wenn Bayerns Innenminister, wie 
zu Beginn seiner Rede angekündigt. 
mit ,,Besonnenheit und Augenmaß" 
argumentiert. Den Einwand, das sei 
einseitige Polemik gegen Ausländer, 
läßt Beckstein nicht gelten. Denn 
schließlich würden selbst in der Grup­
pe der "braven und fleißigen Gastar­
beiter" doppelt so viele Straftaten ge-­
zählt wie bei vergleichbaren deutschen 
Familien .... 

DerSTARNBBRGERMERKUR vom 
9. Januar 1999 schreibt u.a.: 

Schulschwänzer im 
Visier der Regierung 
Becksteln: FrOhzeichen tor 
kriminelle Laufbahn 

Schutz vor Kriminalität ist nicht nur 
Sache der Polizei: Diese Auffassung 
hat Bayerns Innenminister Günther 
Beckstein gestern in der Politischen 
Akademie Tutzing bekräftigt. Alle 
Landkreise und Gemeinden, alle Bür­
germeister und Landräte müßten sich 
in das "Sicherheitsnetz" einbringen, 
forderte er unter Hinweis auf eine 
Vereinbarung mit den kommunalen 
Spitzenverbilnden. 
Bei jugendlichen ",ntensivtätem" etwa 
gelte es zu vermeiden, daß aus ihnen 
auch später Täter würden. Dabei müß­
ten alle zusammenwirken: Städte und 
Gemeinden, Jugendämter, Sozialäm­
ter, Polizei, Lehrer, Eltern. Bei Poli­
zei und Schulen müsse es Kontaktper­
sonen hierfür geben. 
Mehr Aufmerksamkeit will Beckstein 
auch .,Schulschwänzern" schenken -
nicht denen, die "mal eine Stunde blau 
machen", sondern denen, die manch-
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mal wochenlang nicht zur Schule ge­
hen. Das sei ein möglicher Frühindi­
kator fUr StrafflUligkeiten. Polizisten 
in Uniform, nicht zivil, müßten die 
Schwll.nzer zur Schule bringen: ,,Dann 
ist nichts mit großspurigen Reden." ... 
Einen Gegensatz von Freiheit und in­
nerer Sicherheit - dieser "Konflikt" 
war Tagungsthema- wollte Beckstein 
nicht erkennen. Diskussionen gab es 
über richtige Prävention, also Verhü­
tung von Straftaten. Ein Zuhörer kri­
tisierte Stellenabbau in der Jugendar­
beit. einer vermißte schulische Ausbil­
dungen, vergleichbar mit Verkehrs­
schulungen. Bayern habe die Jugend­
arbeit nicht eingeschränkt, erwiderte 
Beckstein, doch in den Kommunen sei 
dies "unterschiedlich." ... 

Thomas Lochte schreibt in der SZ 
vom 9. Januar 1999 u.a.: 

Streit um "Lausch­
angriff'' und Freud'­
scher Versprecher 
... Heribert Prantl, Chef des Ressorts 
Innenpolitik der SUddeutschen Zeitung 
und streitbarer Gegner jeglicher Aus­
höhlung von Grundrechten, hatte zu­
vor gewarnt, Justiz und Polizei eine 
Verbrechensbekämpfung "mit allen 
Mitteln" zu gestatten. Rechsstaatlich 
fragwürdige Operationen dürften nicht 
eines Tages so aussehen, "daß ver­
deckte Ermittler sich mit dickem 
Daimler milieugerecht verhalten und 
hinterher nicht mehr an die Besol­
dungsgruppe A 9 gewöhnen können", 
skizzierte Prantl genüBlich die ,,schiefe 
Ebene", auf die sich der Rechtsstaat 
seiner Ansicht nach begeben habe. 
Auch das Strafrecht sei keine Kriegs­
waffe, sondern "nur zur Bewertung 
individueller Schuld da", mahnte 
Prantl den Minister und fügte, in An­
spielung auf bestimmte legislative 
Neigungen, hinzu: "Auch Wahrheit 
darf nicht um jeden Preis erforscht 
werden." ... 

42 

Der STAR.."ffiERGER MERKUR vom 8. Januar 1999 schreibt u.a.: 

Für Stoiber hat Schily nur Spott übrig 
Bundealnnenmlnleter droht CSU mit VolkHntacheld 

... Ein großes Aufgebot an Medienver­
tretern - von der ARD bis zur Deut­
schen Presseagentur- war dem Innen­
minister, aufgescheucht durch die ak­
tuelle Auseinandersetzung, gestern in 
den Landkreis Starnberg gefolgt. Und 
Schily lieferte bereitwillig die erhoff­
ten Schlagzeilen, als er die Union mit 
dem Vorschlag einer Verfassungsän­
derung provozierte: "Stoiber und 
Schäuble sollten sich mit mir zusam­
mensetzen, und wir reden in aller Ruhe 
über eine Verfassungsänderung zur 
Einführung von Volksentscheiden." 
Vor allem die Konservativen hatten 
sich in der Vergangenheit stets gegen 
die Einftthrung plebiszitärer Elemen­
te auf Bundesebene gesträubt. Daß 
CDU-Chef Wolfgang Schäuble und 

CSU-Ministerprllsident Edmund 
Stoiber jetzt mit einer "Unterschriften­
aktion" zur Mobilisierung der Bürger 
drohen, fl1hrt Schily auf den erlittenen 
"Wahlschock" zurück. Angesichts der 
in der CDU ausgebrochenen Diskus­
sion sieht Schily die Union in einer 
Zerreißprobe: "Die CDU wäre gut be­
raten, wenn sie sich nicht in das Fahr­
wasser von Stoiber begibt." Die von 
Stoiber beschworenen Kriminalitäts­
Gefahren im Zusammenhang mit dem 
neuen Staatsbürgerschaftsrecht gibt es 
für den Minister nicht: Die Rechtstreue 
der mindestens in der dritten Genera­
tion in Deutschland lebenden Auslän­
der - nur um sie gehe es bei dem Ge­
setz - sei ,,mindestens so gut entwik­
kelt wie bei Deutschen" .... 

Toni Brandl schreibt in der PASSAUER ~"EUEN PRESSE 
vom 12. Januar 1999: 

Mafia in Deutschland: Sizilien ist überall 
... "Wir haben den Kampf verloren, 
weil wir einfach zu schwerfällig sind", 
meint zum Beispiel Dagobert Lindlau, 
Reporter-Legende beim Bayerischen 
Fernsehen, der in Sachen Organisier­
te Kriminalität schon auf der ganzen 
Welt recherchiert hat und die interna­
tionale Debatte drüber in den letzten 
Jahrzehnten mit professioneller Auf­
merksamkeit verfolgt. Mafiöse Struk­
turen, sagt Lindlau, haben längst auf 
die gesamte Gesellschaft übergegrif­
fen - "und wenn man die Oberschicht 
nicht raushalten kann, geht es mit der 
Unterschicht erst recht nicht". 
Als großes Problem in Deutschland 
sieht er es an, daß jede Diskussion über 
die Innere Sicherheit von einem dich­
ten Ideologie-Schleier überwabert sei. 
Die Angelsachsen seien viel pragma­
tischer, wenn es um die Verbrechens-

bekämpfung gehe - und deren Sicher­
heitsbehörden den deutschen daher 
auch mindestens um einen Schritt vor­
aus .... 

... Prantl meint. Politik und Öffentlich­
keit begingen den Irrtum anzunehmen, 
das Strafrecht sei ein ,,Kriegsmittel". 
Scharf wendet sich der Münchner 
Autor gegen die Forderung, im Kampf 
gegen Kriminelle müsse jedes Mittel 
erlaubt sein: Wenn es verdeckten Er­
mittlern heute erlaubt werde, Dieb­
stähle zu begehen, müsse man ihnen 
morgen vielleicht sogar Mordversuche 
zugestehen. "Das Argument der 
Waffengleichheit zieht nicht", so 
Prantl: "Straftaten sind nicht zu be­
kämpfen, indem man Straftaten be­
geht"- sonst bestehe die Gefahr, daß 
der Staat seine Unschuld verliert .... 
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Förderkreis der Akademie für Politische Bildung e.V. 

EINLADUNG ZUR MITGLIEDSCHAFf 

1988 haben einige der Akademie nahestehende Persönlichkeiten den Förderkreis ·der Akademie ft1r Politische 
Bildung gegründet mit dem Ziel, die Bildungsarbeit der Akademie bei den Projekten finanziell zu unterstützen, 
die nicht durch staatliche Haushaltsmittel realisiert werden können. 1. Vorsitzender des Vereins ist seit Juli 
1995 Oberstleutnant a. D. Gernot Abendtaus Tutzing. Der Anfang wurde 1989 mit der Ausschreibung eines 
Schülerwettbewerbs zum Thema "40 Jahre Bundesrepublik Deutschland" gemacht; es folgte finanzielle 
Hilfestellung bei der Gewinnung bedeutender Referenten für die Tagung ''Demokratie und Nation- ein deutsches 
Dilemma" sowie Unterstützung der Expertentagung "Reaktorsicherheit und Energiepolitik in Osteuropa" durch 
projektbezogene Spenden. 1995 wurde ein Publikationsprojekt durch den Förderkreis finanziert, 1997 ein 
VW-Bus. 

Wir möchten Sie herzlich zur Mitgliedschaft im Förderkreis einladen, um so den Kontakt zu vertiefen, der 
durch den Bezug der Mitteilungen oder Teilnahme an Tagungen bereits besteht. Der Förderkreis ist als 
gemeinnütziger Verein anerkannt und somit berechtigt, Spendenquittungen auszustellen. Der Mitgliedsbeitrag 
beträgt DM 50,- im Jahr; die Vereinssatzung wird Thnen auf Anforderung gerne zugesandt. Über neue Mitglieder 
würden wir uns sehr freuen. 

Geschäftsstelle: 82327 Tutzing, Buchensee 1, Tel. 08158/256-0 I Fax: 081581256-51 
Bankverbindung: Kreissparkasse Stamberg, Zweigstelle Tutzing, BLZ 700 540 80 

K.onto-Nr. 430 592 477 

An den 
Förderkreis der 
Akademie für Politische Bildung e. V. 

82323 Tutzing 

BEITRITTSERKLÄRUNG 

Hiermit erkläre ich meine Mitgliedschaft im Förderkreis der Akademie für Politische Bildung. 

[J Den Mitgliedsbeitrag überweise ich. 

D Ich bitte um Übersendung einer Einzugsermächtigung. 

NaiilC, Vorname: ................................................................................................................... . 

Titel, Beruf: .......................................................................................................................... .. 

Anschrift, Telefon: ....................................................................... ......................................... . 

Datum, Unterschrift: ............................................................................................................ .. 
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Fur die mit einem * gekennzeichneten Tagungen gibt es bereits einen testen Tellnehmerkreis. Zusätzliche Anmel· 
dungan sind nur in Auanahmefllllen und nach RQckaprache mit dem Tagungsleiter möglich. Wir bitten um Ihr 
Veratlndnlal 

März 

:Sachhaltiges Wachstum? Nr. 09-1 
1.- 3. 3. Schnittstellen in der Arbeit der Sachverständigenräte für Wirtschaft und Umwelt 

Expertentagung in Kooperation mit der Evangelischen Akademie Tutzing 
Leitung: Hampe/Held Sekretariat: Heike Bäuerle Tel. 081581256-46 

NATO - 50 Jahre Garant des Friedens in Europa 

Nr. 09-2., 5. • 7. März 1999 
Tagungsgebühr: DM 100,-­
(ennäßigt DM SO,--) 

Leitung: 
Dr. Horst Denzer 

Anläßlich des Abschlusses des Nordatlantikpakts am 
4. Aprill949 gestaltet die Akademie in Kooperation mit 
der Deutschen Atlantischen Gesellschaft eine Tagung im 
Vorfeld des 50. Geburtstags der NATO. Es geht hier nicht 
um einen historischen Rückblick auf das erfolgreichste 
Militärbündnis der Welt. Vielmehr sollen aus erster Hand 
die gegenwärtigen und zukünftigen Möglichkeiten der 

Sekretariat: 
Renate Heinz Tel. 08158/256-50 

NATO unter veränderten Bedingungen nach dem Zusam­
menwachsen von ganz Buropa erörtert werden: Die Rolle 
der Führungsmacht Amerika, die Rolle derNATOals Frie­
densstifter auf dem Balkan, die Möglichkeiten im Ostsee­
raum., die Frage der Osterweiterung und die Rolle Deutsch­
lands in der NATO. 

Rundfunk und Demokratie in Mittel- und Südosteuropa 
ZWischenbilanz der Transformation 
Fachkonferenz in Zusammenarbeit mit der Bundeszentrale für politische Bildung 

Leitung: Sekretariat: Nr. 10-1, 8. • 10. März 1999 
Tagungsgebühr: DM 90,-· 
(ennißigt DM 45,··) 

Dr. Michael Sehröder 
Barbara Kamutzld 

Heike Bäuerle Tel. 08158/256-46 

Zehn Jahre nach dem Sieg von Demokratie und Markt­
wirtschaft bietet auch die Rundfunklandschaft der 
Transformationsländer ein neues Bild: Wo zuvor Staats­
rundfunk die Programmhoheit innehatte, wetteifern jetzt 
öffentlich-rechtliche und private Hörfunk- und Fernseh­
anbieter um die Gunst des Publikums. 
Über diese Sender, ihre Programmleistungen, inner­
gesellschaftliche Auseinandersetzungen um Medienpo­
litik und -kontrolle, wirtschaftliche Zusammenhänge und 
Fragen der technischen Verbreitung wird hier im We­
sten allerdings nicht kontinuierlich berichtet. 

44 

Diese Fachtagung möchte daher die Rundfunkent­
wicklung in Ländern des vonnaligen Ostblocks an aus­
gewählten Beispielen illustrieren, das Beziehungsgeflecht 
zwischen Politik, Wirtschaft und elektronischen Medien 
in einzelnen Ländern untersuchen und die Frage nach 
Umfang und Qualität des Beitrags von Hörfunk und Fern­
sehen zur Entwicklung und Stabilisierung demokratischer 
Öffentlicbkeiten aufwerfen. Sie versteht sich als kompak­
tes Informations-und Gesprächsangebot für Journalistin­
nen und Journalisten aus den Ressorts Politik, Ausland, 
Aktuelles und Nachrichten. 
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T e T ag ngen Te ine 
Für die mit einem * gekennzeichneten Tagungen gibt es bereite einen feiten Tellnehmerkrels. Zusltzllche Anmel· 
dungen sind nur ln Ausnahmefällen und nach ROckaprache mit dem Tagungsleiter möglich. Wir bitten um Ihr 
Verstlndnlsl 

Nr.10.l 
11.- 13. 3. 

Nr.ll-1 
15 .• 17. 3. 

Nr. 13-1* 
29.3. - 1.4. 

Nr.14-1 
7. - 9.4. 

Nr.14-2 
9. -10. 4. 

Nr. 15-1* 
12.- 14. 4. 

Nr.15-l 
12. - 16. 4. 

Nr. 15-3* 
14.- 16. 4. 

Nr. 15-4 
16. - 17. 4. 

Nr.l6-1 
19. -21. 4. 

Die bartnlicldge Armut: 
Mlndestsicberung, Bürgergeld, Sozialhilfe 
(lnter-)Nationale Refonndiskussionen über das unterste Netz 
Leitung: Grosch/Willenborg Sekretariat: Renate Heinz Tel. 081581256-50 

Gewerkschaften in Europa 
Kooperationspartner: OOB Bayern 
Leitung: Maruhn 

Geburtsfehler und Implosion: 

Sekretariat: Renate Heinz Tel. 081581256-50 

Analysen zum Untergang der DDR - zehn Jahre danach 
Kooperationspartner: Gesellschaft fl1r Deutschlandforschung 
Leitung: Maruhn Sekretariat: Heike Bäuerle Tel. 08158/256-46 

April 

Die EU vor der Erweiterung um das Baltikum 
Kooperationspartner: Europäische Akademie Bayern e. V. 
Für Lehrer, Multiplikatoren aus der Europaunion, Wissenschaftler und Journalisten 
Leitung: Piazolo Sekretariat: Nadja Riewendt Tel. 081581256-53 

Wie wir leben woBen 
Gelellscbaftlicbe l.eltbßder und soziale Entwicklungsprozesse 
Leitung: Oberreuter/Kranenpohl Sekretariat: Dagmar Hoerstke Tel. 081581256-47 

Neuen Didaktik der polltischen Bßdung 
Lehrerfortbildung mit der Akademie Dillingen 
Leitung: Weber/Münchenbach Sekretariat: Renate Heinz Tel. 081581256-50 

Der Euro kommt • wo bleibt der Leser? 
Buropa und Wirtschaft als Themen in der Lokalzeitung 
in Zusammenarbeit mit dem Institut für Journalistenausbildung 
und Kommunikationsforschung an der Universität Passau 
Leitung: Sehröder Sekretariat Heike Bäuede Tel: 081581256-46 

Grundfragen der staatsbUrgerHeben BDdUDI 
Lehrerfortbildung mit der Akademie Dillingen 
Leitung: Willenborg/Münchenbach Sekretariat: Renate Heinz Tel. 081581256-50 

Ökonomie als StabWtitsfaktor der Demokratie 
Leitung: Maruhn/Hampe Sekretariat: Heike Bäuerle Tel. 081581256-46 

Wflllge Diener 
Erziehung, Medizin und Medien Im Diktaturvergleich 
Leitung: Oberreuter/Kranenpohl Sekretariat: Dagmar Hoerstke Tel. 081581256-47 
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T h n T • 
r1111 e en 

Für die mit einem * gekennzeichneten Tagungen gibt es bereits einen featen Tellnehmerkrels. Zudlzllche Anmel­
dungen alnd nur ln Ausnahmefillen und nach Rücksprache mit dem Tagungsleiter m6gllch. Wir bitten um Ihr 
Veratlndnlal 

Sonn war nicht Weimar- 50 Jahre Bundesrepublik (Offene Fachtagung) 

Nr. 16-2, 22. • 24. April1999 
Tagungsgebühr: DM 90,-· 
(ermäßigt DM 45,-·) 

Leitung: 
Dr. Michael Piuolo 
Dr. Jürgen Weber 

Sekretariat: 
Renate Heinz Tel. 08158/256-50 

Bei der Grilndung der Bundesrepublik stand Weimar in­
sofern Pate, als die Verfassungsväter und in der Folge­
zeitalle verantwortlieben Politiker sich entschlossen zeig­
ten, aus den Fehlern der ersten deutschen Demokratie zu 
lernen. Im Rückblick auf die ersten 50 Jahre der zweiten 
deutschen Demokratie läßt sich heute feststellen, daß das 
Unwahrscheinliche eintrat: aus einem geteilten Land 
wurde unter der wohlwollenden Kontrolle der westlichen 
Siegermächte eine Weltwirtschaftsmacht von politischem 

Gewicht, und aus einem Land mit schlimmster diktatori­
scher Vergangenheit wurde eine respektierte freiheitliche 
Demokratie. Das europäisch-transatlantische BUndnis, der 
demokratische Verfassungsstaat und die soziale Marlttwirt­
schaft entwickelten sich in dieser Zeit zu den tragenden 
Fundamenten der Bundesrepublik. Mit diesen Themen wird 
sich die Tagung in historischer und aktueller Perspektive 
befassen. 

Nr. 17-1* 
26. -30. 4. 

Nr.17-2• 
26. - 30. 4. 

Nr.18-1 
3.- 5. 5. 

Nr.18-2 
3. - 5. 5. 

Nr.18-3 
6.- 8. 5. 

Nr.19-2 • 
11. - 12. s. 

Nr. 19-3 
14. - 16. 5. 

Nr. 21-3 
28. -29. 5. 
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SO Jahre Grundgesetz und Soziale MarktwirtBcbaft 
Lehrerfortbildung mit der Akademie Dillingen 
Leitung: Rampe/Holz Sekretariat: Renate Heinz Tel. 081581256-50 

Die Auswirkungen der Globalisienmg auf die Dritte Welt 
Lehrerfortbildung mit der Akademie Dilllogen 
Leitung: Diemer/Schorm Sekretariat: Renate Heinz Tel. 08158/256-50 

M 

Du neue Vormundscbattsrecht auf dem Prüfstand 
Leitung: Grosch/Willenborg Sekretariat: Heike Bäuerle Tel. 08158/256-46 

Blldungspolitik Im Umbruch? 
Kooperationspartner: Arbeitsgemeinschaft Evangelischer Hausfrauen (AEH), 
Landesverband Bayern e.V. 
Für Mitglieder der AEH und Interessierte 
Leitung: Piazolo Sekretariat: Nadja Riewendt Tel. 081581256-53 

Öko-Soziale Marktwirtschaft 
Leitung: Rampe/Willenborg Sekretariat: Renate Heinz Tel. 081581256-50 

Fernsebserlen und ihre politische Wirkung 
in Zusammenarbeit mit den Arbeitskreisen "Medienerziehung 
in Wissenschaft und Bildungspraxis" und "Gemeinschaftsaufgabe Medienerziehung in Bayern" 
Leitung: Sehröder Sekretariat: Renate Heinz Tel. 08158/256-50 

Nachbar Polen- Armlherung statt Vorurteile 
Tuttinger Forum für Internationale Beziehungen 
Leitung: Denzer Sekretariat: Renate Heinz Tel. 081581256-50 

Jenseits von NeoüberaUsmus und Antikapitalismus 
Leitung: Maruhn Sekretariat: Heike Bäuerle Tel. 08158/256-46 
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T e T agu e T r • n 
Für die mit einem * gekennzeichneten Tagungen gibt es bereits einen festen Tellnehmerkrels. ZudtzJiche Anmel· 
dungen sind nur ln Auanahmeflllen und nach Rücksprache mit dem Tagungsleiter m6gllch. Wir bitten um Ihr 
Varatlndnlal 

Nr.ll-1 
4.- 6. 6. 

Nr. 23·1 
7.- 11.6. 

Nr.l3-2* 
7.- 9. 6. 

Nr.l3-3 
10. - 12. 6. 

Nr. Z4-1* 
14.- 18. 6. 

Nr.l4-l 
14.- 15. 6. 

Nr. 24-3* 
18.-20. 6. 

Nr. 25-2 
21.-23. 6. 

Nr.l5-3 
24.-26. 6. 

Nr.l5-4* 
25. -27. 6. 

Nr.l6-1 
28. 6. -2. 7. 

Nr. 26-l 
28. 6. - 2. 7. 

Juni 

Antidemokratlldlea Denken • Grundlaie von 
Links- und Rechtaextremiamu• 
Leitung: Maruhn Sekreariat: Renate Heinz Tel. 08158/256-50 

Kultur im Lokalteß: Zwischen Nationaltheater 
und Freillchtmuaenm 
In ZU88Dlmenarbeit mit dem Institut für Journalistenausbildung 
und Kommunikationsforschung an der Universität Passau 
Leitung: Sehröder Sekretariat: Heike Bäuerle Tel. 08158/256-46 

Die RoHe der Frau in Geaebkhte und Polltlk Deutxhlandl 
Leitung: Willenborg Sekretariat: Nadja Riewendt Tel. 08158/256-53 

Menaebenrecbte im interkulturellen Dialog 
in Zusammenarbeit mit dem Goethe-Institut e.V. 
Offene Fachtagung 
Leitung: Piazolo Sekretariat: Heike Bäuerlc Tel. 081 58/256-46 

Ethik und Polltlk 
Lehrerfortbildung mit der Akademie Dillingen 
Leitung: Diemer/Pnmkel Sekretariat: Renate Heinz Tel. 08158/256-50 

Die Reform dea StaatnngehGrigkeitlrec:hta 
Leitung: Grosch/Willenborg Sekretariat: Heike Bäuerle Tel. 081581256-46 

Deutlebland und dle Roße der Nachrlchtendienate -
RückbU.ck auf ein halbes Jahrhundert 
Internationale K.onfemlz 
Leitung: Weber Sekretariat: Heike Bäuerle Tel. 08158/256-46 

Fundamentalitmus • eine ethllebe und polldsebe Herausforderung 
in Zusammenarbeit mit dem Bildungswerk der DAG 
Leitung: Diemer Sekretariat: Nadja Riewendt Tel. 08158/256-53 

Die UN - eine morallach-polltilebe Institution 
Leitung: Diemer Sekretariat: Renate Heinz Tel. 08158/256-50 

Qualitltlwettbewerb - Herausforderun1 für 
hauswirtlcbaftllcbe Führunpkräfte 

N. Riewendt Tel. 08158/256-53 

Leitung: Willenborg Sekretariat Nadja Riewendt Tel. 08158/256-53 

Medlen und PoUtlk 
Lehrerfortbildung mit der Akademie Dillingen 
Leitung: SehröderfLippert Sekretariat Renate Heinz Tel. 08158/256-50 

Aktuelle Fragen der Wirtschafts.. und Sozialpolitik 
Lehrerfortbildung mit der Akademie Dillingen 
Leitung: Hampe Sekretariat: Renate Heinz Tel. 08158/256-50 
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Akademie fur Politische Bildung 
Postfach 220, 82323 Tutzing 
Postvertriebsstück 
.,Entgelt bezahlf', B 42656 

amen und 

DIREKTOR 

Prof. Dr. Heinrich Oberreuter 
sprach an der Universität Eichstätt 
über ,.Politikwissenschaft im lnfonna­
tionszeitalter"; 
anläßtich des Verfassungstages im 
Cuvilli~stheater über .,Europäische 
Entscheidungen - Gefahr fi1r die Ge­
waltenteilung und Legitimität?"; 
beim Symposium des Sonderfor­
schungsbereiches der TU Dresden 
über ,.Parlamente im Symbolgebrauch 
der Mediengesellschaft"; 
an der Universität Bordeaux .,Wende 
1989- Stationen des Zusammenbruchs 
der DDR". 
Außerdem hielt er Vorträge bei der 
ersten Absolventenfeier der Philoso­
phischen Fakultät der TU Dresden und 
bei einem Seminar der Schleyer-Stif­
tung in Neustadt. Weinstraße. 
Er wurde vom Bayerischen Landtag 
in die ,,Diätenkommission" berufen. 

achrichten 
aus der Akade~mie 

KOLLEGIUM 

Dr. Michael Piazolo hielt Vorträge 
zum Thema ,,Das Verhll.ltnis von Na­
tionalem Recht und Europarecht" bei 
den Europlüschen Hochschulwochen 
in Gauting sowie zum Thema ,.Agen­
da 2000- Eine große Herausforderung 
für die Europäische Union" bei inter­
nationalen Seminaren in Teisendorf 
und Grainau. 
Er war als Lehrbeauftragter im Rah­
men des von der Europäischen Union 
geförderten Programms zur Ausbil­
dung tschechischer Diplomaten in 
Prag und hielt einen Vortrag zum 
Thema .,Der Vertrag von Amster­
dam". 
Im Rahmen seines Lehrauftrags an der 
Hochschule für Politik, München, hll.lt 
er einen Grundkurs ,,Europlüsche Uni­
on" ab. 

Dr. Jürgen Weber hielt Vorträge über 
den Staatssicherheitsdienst der DDR 
und zur Geschichte der Bundesrepu~ 
blik in der Bildungsstätte des Bayeri­
schen Bauernverbandes in Herrsching. 

Klaus Groseil nahm am Podiumsge­
spräch "Gefährlich fremd - Macht 
Zeitungslesen ausländerfeindlich?" 
beim Stadtforum München teil. 

JUrgen Maruhn hielt vor dem Lan­
desverband der sächsischen Jusos 
einen Vortrag zum Thema: ,.Kommu­
nismus und Sozialdemokratie - eine 
Jahrhundertkonfrontation". 

Dr. Michael Sehröder sprach vor 
östcrreichischen, Schweizer und deut­
schen Lektoren an tschechischen 
Hochschulen im Goethe-lnstitut Prag 
über aktuelle Probleme der politischen 
Landeskunde im Drei-Länder-Ver­
gleich. Er referierte beim Bayerischen 
Bauernverband über ,,Das Internet ­
P!ade durch den Info-Dschungel" 

BI!IRAT 

Rechtsanwältin Sabine Wemet wur­
de als Vertretetin der freien Berufe in 
den Bayerischen Senat gewählt. 

Ich Interessiere mich fOr folgende Seminare und bitte um Zuaendung der ausführlichen Tagungsprogramme: 
(aus organisatorischen Gründen bitte maximal fünf Seminamummern angeben) 

Etwa 4 - 6 Wochen vor Seminarbeginn erhalten Sie von uns die Unterlagen tOr Ihre verbindliche Anmeldung. 

Name.................... ..................... ......... .............. ...................... ... Vorname ..................................................... . 

Straße ................................................................................................................................................................. . 

PLZ ........................... Ort ..................................................................................................................................... . 

Tel................................................................... ........................... Fax ............................................................. . 

Beruf/Institution.......................................................................... Geburtsjahr ................................................ . 

Mit dieser ROckmeldung er1<1Are Ich mein Elnverstandnis zur Verwendung meiner persOnliehen Daten Im Rahmen der tagungs­
bezogenen Datenve1'81beltung der Akademie tor Politische Bildung Tutzlng 
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